


Wiederkehr der großen Aufmärsche 
oder neue Unübersichtlichkeit? 


8. Mai: Gedenken zum 70. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus 
“Kategorie C” - Die Stimme der “Hooligans gegen Salafisten” | Die “English Defence League” 


Editorial 


Seit der letzten LOTTA ist einige Zeit 
verstrichen. Ende Oktober haben wir 
angekündigt, dass die #58 erst zum 1. 
Mai 2015 erscheinen werde. Grund für 
die lange Wartezeit war, dass wir unsere 
arg betagte Internetseite erneuern woll- 
ten. Das haben wir getan und sind sehr 
zufrieden mit dem Ergebnis. Der 
Aufwand hat sich gelohnt, aber seht 
selbst: lotta-magazin.de 

Wir waren auch sonst nicht untätig: Ein 
erster Online-Schwerpunkt befasste sich 
mit dem Thema PEGIDA. Und die vor- 
liegende Ausgabe ist deutlich dicker 
geworden. In Zukunft wird LOTTA 
wieder im gewohnten dreimonatlichen 
Rhythmus erscheinen, den begonnenen 
Weg einer engeren Verzahnung von Web 
und Print wollen wir aber fortsetzen, so 
dass sich dadurch das Profil des Heftes 
verändern könnte - wir basteln noch. 


Auf Feedback sind wir gespannt. 


In der letzten Ausgabe widmeten wir uns 
im Schwerpunkt dem Thema Anti- 
feminismus. Innerhalb kürzester Zeit 
war die Ausgabe nahezu vergriffen, so 
dass wir noch einen Sonderdruck zum 
Schwerpunktthema erstellt haben, der 
bestellt werden kann. Das große Inter- 
esse zeigt, wie wichtig eine Verknüpfung 
feministischer und antifaschistischer 
Politik ist. 

In Hessen und NRW haben inzwischen 
die beiden Parlamentarischen NSU- 
Untersuchungsausschüsse (PUA) ihre Ar- 
beit aufgenommen. Kritisch begleitet 
werden sie von den Initiativen nsu-watch 
Hessen und nsu-watch NRW. Auch in der 
LOTTA werden wir über die Arbeit bei- 
der PUA berichten. In diesem Heft findet 
Ihr zudem einen Artikel über den vor 

15 Jahren verübten Bombenanschlag am 
S-Bahnhof Wehrhahn, der bis heute 
nicht aufgeklärt ist. Ebenfalls thema- 


tisieren wir die Zeugenaussagen der Be- 
troffenen des Nagelbombenanschlags in 
der Kölner Keupstrasse im Münchener 
NSU-Prozess. Um diese vier Artikel zu 
bündeln, haben wir die Rubrik „Kontext 
NSU“ eingeführt. 

Der Schwerpunkt dieser Ausgabe 
beschäftigt sich mit dem Thema Demon- 
strationspolitik der extremen Rechten: 
bundesweit, in den LOTTA-Ländern, aber 
auch historisch und international. 

Unser Dank geht an alle Autor_innen, 
Fotograf_innen und sonstige Unterstüt- 
zer_innen, die zu unserer neuen Ausgabe 


beigetragen haben. 


Eure LOTTA-Redaktion 


Redaktionsschluss dieser Ausgabe war der 
8. April 2015. Aktuellere Entwicklungen 
konnten nur in einzelnen Beiträgen 
berücksichtigt werden. Erscheinungsdatum 
ist der 1.Mai 2015. 








Seite 2 


In Gedenken an Jochen 


Am 22. Dezember 2014 verstarb überra- 
schend unser langjähriger Genosse, Kol- 
lege, Weggefährte und Freund Jochen im 
Alter von nur 49 Jahren. Jochen hat seit 
über 22 Jahren an den Zeitschriftenpro- 
jekten Antifaschistische NRW-Zeitung und 
LOTTA mitgewirkt bzw. diese praktisch 
unterstützt, über mehr als vier Jahre 
war er presserechtlich Verantwortlicher 
der LOTTA, obwohl er bereits mit sei- 
nem politischen Schwerpunkt Antimili- 
tarismus und seinem schweren Job als 
Altenpfleger mehr als ausgelastet war. 


Jochen war ein Unikat, ersetzen kann 


ihn niemand, weder politisch noch pri- 
vat, auch nicht in seinem Beruf, in dem 
er sich immer höchst engagiert für ein 
würdevolles und möglichst selbstbe- 
stimmtes Leben alter und kranker Men- 
schen eingesetzt hat. Jochen war stets 
mit Rat und Tat zur Stelle, wenn er ge- 
braucht wurde. Und jetzt ist er nicht 
mehr da, eine Realität, die uns nach fast 
vier Monaten immer noch sprachlos und 


mehr als traurig macht. 


Jochen, du fehlst uns, wir werden dich 


nicht vergessen! 
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Von Gerd Wiegel 


Gedenken nach 
deutschen Bedingungen 


Zum 70. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus 


Die Absage der Bundeskanzlerin, der Einladung von Russlands Präsident 
Wladimir Putin zu den Feierlichkeiten zum 70. Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus am 9. Mai 2015 in Moskau zu folgen, macht unmissver- 
ständlich deutlich, in welchem Maße das Gedenken an die NS-Vergan- 
genheit unter der Maßgabe der neuen Spannungen in Europa - basie- 
rend auf den Ereignissen in der Ukraine seit 2013/2014, der Eingliede- 
rung der Krim durch Russland und dem Bürgerkrieg im Osten der 


Ukraine - steht. 


Angela Merkel sagt als Vertreterin des 
Nachfolgestaates des historischen Ag- 
gressors dem Vertreter eines Nachfolge- 
staates des Staates ab, der die meisten 
Opfer der faschistischen Kriegs- und 
Vernichtungspolitik zu beklagen hat - 
mit Verweis auf die vermeintlich aggres- 
sive Rolle Russlands im Konflikt in der 


Ukraine. Jenseits aller gegenwärtigen 
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politischen Bewertungen zeigt sich hier, 
wie weit sich Deutschland seit 1990 von 
der NS-Vergangenheit „befreit“ hat. Die 
offizielle Ehrbezeugung gegenüber den 
zirka 27 Millionen Toten der Sowjet- 
union im Zweiten Weltkrieg muss auf- 
grund der politischen Spannung zwi- 
schen dem Westen und Russland zurück- 


stehen. Deutschland will als europäische 





Führungsmacht demonstrieren, dass es 
sich nicht länger aufgrund der spezifi- 
schen deutschen Vergangenheit anders 
verhält als die westlichen Verbündeten. 
Erinnerung, Verantwortung und Ge- 
schichte haben, so kann man die Bot- 
schaft deuten, keine Auswirkungen 
mehr auf unsere gegenwärtige Politik, 
die sich davon vollständig befreit hat. 
Doch die Spezifik dieses „selbstbewuss- 
ten“ Umgangs mit der Vergangenheit 
erschließt sich erst vollständig, wenn 
man den von der Kanzlerin mit Putin 
vereinbarten Termin am 10. Mai 2015 in 
Moskau berücksichtigt. Hier will die 
Bundeskanzlerin am Grabmal des unbe- 
kannten Soldaten zusammen mit Putin 


einen Kranz ablegen. Putin habe, so 
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Zum 70. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus 


heißt es, diesem Vorschlag von Merkel 
zugestimmt. Während es 2005 in den 
deutschen Medien und von der Politik 
noch positiv hervorgehoben wurde, dass 
der damalige Bundeskanzler Gerhard 
Schröder zu den Erinnerungsfeiern der 
alliierten Siegermächte nach Moskau 
eingeladen wurde und somit die histo- 
risch begründete Außenseiterrolle an 
diesen Tagen überwinden konnte, ist es 
heute also die Bundeskanzlerin, die die 
Bedingungen für das Gedenken an deut- 
sche Verbrechen diktiert. Inhaltlich ge- 
schieht das nicht aggressiv oder for- 
dernd, sondern als bescheiden ausge- 
staltetes Zeichen, dass man auch weiter- 
hin bereit ist, die Erinnerung an die NS- 
Verbrechen aufrechtzuerhalten, man 
aber inzwischen in der Position ist, die 
Bedingungen dafür zu bestimmen. Es 
hat sich damit ein fundamentaler Wan- 
del im Umgang Deutschlands mit der 
NS-Vergangenheit, aber auch der Bedeu- 
tung dieser Vergangenheit für die Hand- 
lungsmöglichkeiten der Bundesrepublik 
ergeben, der im Ergebnis genau den 
rechten und konservativen geschichts- 
politischen Vorstellungen entspricht, 
die bereits in den 1980er Jahren des letz- 
ten Jahrhunderts entwickelt wurden, 
der jedoch im Gestus ganz anders als 
von dort gefordert erscheint. 


Weizsäcker-Rede: Durchbruch 
oder Kontrapunkt? 

Mit dem Tod des früheren Bundespräsi- 
denten Richard von Weizsäcker im Ja- 
nuar 2015 wurde vielfach an dessen 
wegweisende Rede zum 8. Mai 1985 erin- 
nert. Als erster Bundespräsident nannte 
Weizsäcker den 8. Mai trotz aller Abwä- 
gungen unmissverständlich einen „Tag 
der Befreiung“ und mahnte - genauso 
wichtig--, der 8. Mai 1945 dürfe nicht 
vom 30. Januar 1933 getrennt werden. 
Weizsäcker verdeutlichte damit die Kau- 
salität zwischen der damals häufig do- 


minierenden Erfahrung des Leides und 
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der Trauer vieler Deutscher angesichts 
des 8. Mai 1945 - verbunden mit Erinne- 
rungen an Bombenkrieg, Verlust der 
Heimat, Tod von Angehörigen etc. - mit 
den am 30. Januar 1933 seinen Ausgang 
nehmenden Verbrechen, die eben von 
jenen Deutschen mehrheitlich getragen 
worden waren. 

Während auf konservativer Seite der 8. 
Mai als Niederlage begriffen wurde und 
die Erinnerung vor allem um die eige- 
nen Opfer kreiste, deutete Weizsäcker 
den Tag objektiv als Befreiung vom Fa- 
schismus, unabhängig von der Gefühls- 
welt der Einzelnen. Doch die heute als 
historisch empfundene Rede des Bun- 
despräsidenten war damals keineswegs 
ein Durchbruch, sondern eher ein Kon- 
trapunkt zu einer geschichtspolitischen 
Debatte, die vor allem von konservativer 
Seite befeuert wurde und zum Ziel hatte, 
die negative Herausgehobenheit der NS- 
Vergangenheit in der deutschen Ge- 
schichte zu beseitigen, um darüber wie- 
der zu einem positiven Geschichtsbild 
und von hier zu einer Neubestimmung 
der Rolle der Bundesrepublik auf der in- 
ternationalen Bühne zu gelangen. Vor 
dem Hintergrund des alles dominieren- 
den Kalten Krieges und der klaren Füh- 
rung der beiden konträren Supermächte 
USA und UdSSR ging es darum, Stück für 
Stück machtpolitische Eigenständigkeit 
zurück zu erlangen. Die NS-Vergangen- 
heit galt als größtes Hindernis auf die- 
sem Weg. Der Historikerstreit von 1986 
war die geschichtspolitische Begleitmu- 
sik der von Bundeskanzler Helmut Kohl 
ausgerufenen „geistig-moralischen 
Wende“. 


Deutsche Vereinigung und 
„selbstbewusste Nation“ 

Der Zusammenbruch des Realsozialis- 
mus und die unverhoffte Einheit der bei- 
den deutschen Staaten 1990 bedeutete 
faktisch das Ende der Nachkriegsord- 


nung, womit aus Sicht der konservativen 


GESELLSCHAFT 


Eliten die subalterne Rolle der Bundes- 
republik seit 1949 zu überwinden sei 
und Deutschland zur neuen Führungs- 
macht in Europa werden sollte. Ge- 
schichtspolitisch galt es für diese Kreise 
um so mehr, die Bedeutung der NS-Ver- 
gangenheit zu minimieren, um histo- 
risch unbelastet als „selbstbewusste Na- 
tion“ an ein altes Rollenverständnis als 
Hegemonialmacht Europas anknüpfen 
zu können. In den sich damals verstär- 
kenden Zirkeln einer „Neuen Rechten“ 
wurde die deutsche Rolle sogar jenseits 
der dort nie akzeptierten Westbindung 
gefordert. Um den 8. Mai gab es zum 50. 
Jahrestag 1995 eine heftige Debatte. In 
großformatigen Zeitungsanzeigen 
wurde von dieser Rechten dafür gewor- 
ben, den Tag als Niederlage zu begrei- 
fen. Einerseits sollten die „Schatten der 
Vergangenheit“ (so ein wichtiges ge- 
schichtspolitisches Buch aus diesem 
Spektrum) überwunden werden, ande- 
rerseits wollte man aber an konservativ- 
nationalen Deutungen dieser Vergan- 
genheit festhalten. 

Nach nur wenigen Schwankungen stand 
für den etablierten Konservatismus je- 
doch fest, dass die neue deutsche Hege- 
monialrolle nicht im nationalen Allein- 
gang, sondern nur im Rahmen der West- 
bindung umzusetzen sei. Trotz dieser 
Richtungsentscheidung blieb das von 
der Erfahrung des Faschismus und sei- 
ner Verbrechen dominierte Geschichts- 
bild weiterhin ein Punkt der geschichts- 
politischen Auseinandersetzung, die in 
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
noch einmal eine enorme Zuspitzung er- 
fuhr. Die Debatten um den Vernich- 
tungskrieg der Wehrmacht im Osten, 
ausgelöst durch die von Hannes Heer ge- 
leitete erste Wehrmachtsausstellung, die 
Debatte um die Beteiligung der deut- 
schen Bevölkerung am Holocaust (Da- 
niel Goldhagen), der heftige Streit zwi- 
schen Martin Walser und dem damali- 


gen Vorsitzenden des Zentralrats der 
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Juden in Deutschland, Ignatz Bubis, um 
das in Berlin geplante Holocaustmahn- 
mal (das Walser in rechtskonservativer 
Manier als „Auschwitzkeule“ bezeich- 
nete) - all diese Debatten zeigten, dass 
Deutschland trotz der Vereinigung und 
des Endes der Nachkriegszeit die NS- 
Vergangenheit nicht einfach abstreifen 


konnte. 


Funktionalisierung 

und Befriedung der 
NS-Vergangenheit 

Waren die Jahre 1990 bis zirka 2005 
durch heftige geschichtspolitische Aus- 
einandersetzungen gekennzeichnet, 
setzte danach ein anderer Umgang mit 
dieser NS-Vergangenheit ein, der bis 
heute bestimmend ist. Den neokonser- 
vativen und „neurechten“ Protagonisten 
war es seit den 1980er Jahren vor allem 
um eine Relativierung dieser Vergan- 
genheit für das Selbstverständnis und 
das Geschichtsbild der Bundesrepublik 
gegangen. Dies änderte sich mit einer 
Erkenntnis, die ausgerechnet die auf 
dieser Seite so verhasste rot-grüne Bun- 
desregierung ab 1998 hervorbrachte. Ge- 
rade der offensive Bezug auf die Schre- 
cken dieser Vergangenheit konnte ge- 
nutzt werden, um die außen- und 
machtpolitische Bewegungsfreiheit 
Deutschlands entscheidend auszuwei- 
ten. Die Beteiligung Deutschlands am 
Kosovokrieg 1998 wurde von Rot-Grün 
mit dem Hinweis auf Auschwitz mora- 
lisch gerechtfertigt. Gerade Deutschland 
dürfe sich als Lehre aus dieser Vergan- 
genheit nicht länger der Verantwortung 
für die weltweite Durchsetzung von 
Menschenrechten entziehen. Vor dem 
Hintergrund der seitdem geführten 
„Menschenrechtskriege“ war damit ein 
Durchbruch gelungen, der der Bundes- 
republik die Bewegungsfreiheit brachte, 
die mit der Strategie der Relativierung 
der Vergangenheit gerade nicht gelun- 
gen war. Denn schnell wurde den Eliten 
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aus Wirtschaft und Politik deutlich, dass 
die Schrecken der Verbrechen des Fa- 
schismus nach wie vor gegen das auf- 
strebende neue Deutschland in Stellung 
gebracht werden konnten. Die Zwangs- 
arbeiterentschädigung, die auch durch 
enormen Druck auf deutsche Firmen in 
den USA durchgesetzt wurde, war ein 
eindringliches Beispiel dafür. 

Seither hat sich der klare Kurs der Aner- 
kennung dieser Vergangenheit und 
ihrer Pazifizierung durch Sakralisierung 
durchgesetzt. Die Verbrechen des Fa- 
schismus gehören zur nicht zu leugnen- 
den (negativen) Identität der Bundesre- 
publik und werden von den Repräsen- 
tantInnen des Staates nicht länger rela- 
tiviert. Mit dieser auch öffentlichen An- 
erkennung der Verbrechen (Holocaust- 
mahnmal, Zwangsarbeiterentschädi- 
gung) verband sich gleichzeitig die Legi- 
timation, auch stärker die deutschen 
Opfer von Krieg und Faschismus ins öf- 
fentliche Bewusstsein zu rücken. Die De- 
batten zum Thema Bombenkrieg und die 
schließlich vom Bund der Vertriebenen 
durchgesetzte Stiftung Flucht, Vertreibung, 
Versöhnung sind Wegmarken einer Ge- 
schichtspolitik, die alle Opfer der Ver- 
gangenheit gleichermaßen anerkennen 
will und damit jede Frage nach Schuld, 
Verantwortung, Kausalität aus dem öf- 
fentlichen Bewusstsein verschwinden 
lässt. 

Die Kehrseite dieser vermeintlich befrie- 
deten Vergangenheit wird deutlich, 
wenn sich auch heute noch Forderungen 
gegen Deutschland richten, die nicht als 
bescheidene Bitten, sondern als Einfor- 
derung von Ansprüchen auftreten. Grie- 
chenlands Forderung nach Rückzahlung 
einer von den Nazis dem Land auferleg- 
ten Zwangsanleihe, verbunden mit dem 
Anspruch auf Reparationen für das un- 
ermessliche Leid, das die Nazis dem 
Land zugefügt haben, führen gegenwär- 
tig zu Reaktionen, die verdeutlichen, wie 


dünn die Firnis der Anerkennung der 


Verantwortung für die Verbrechen des 
Faschismus bei Teilen der Eliten immer 
noch oder wieder ist. Anerkannt wird 
diese Vergangenheit nämlich wider- 
spruchslos nur dann, wenn sie nichts 
kostet. Nichts im Sinne außenpolitischer 
Beschränkung und nichts im Sinne der 
Anerkennung weiterer finanzieller An- 
sprüche aus dieser Vergangenheit. Inso- 
fern wird es der Bundeskanzlerin am 10. 
Mai in Moskau darum gehen, das Bild 
der geläuterten Deutschen zu zeigen 
und gleichzeitig deutlich zu machen, 
dass über die Bedingungen und die In- 
szenierung dieses Bildes zukünftig in 
Berlin und nirgends sonst entschieden 


wird. 
Zum Autor 
Gerd Wiegel ist Referent der Bundes- 


tagsfraktion Die Linke für die Themen 


Rechtsextremismus und Antifaschismus. 
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Von Britta Kremers 


Hammer Klüngel 


Gefälligkeitsstudie gegen Projektstelle? 


Eine Auftragsarbeit, von der beide Seiten profitieren: Der Auftraggeber, 
Thomas Hunsteger-Petermann (CDU), Oberbürgermeister der westfäli- 
schen Großstadt Hamm, bekam ein „wissenschaftliches Gutachten“, wel- 
ches das von städtischer Seite über Jahre klein geredete Problem mit 
den lokalen Neonazis herunterspielt. Als Bonus richtet es sich zugleich 
gegen „Türkischen Nationalismus“, „Salafismus“ und nicht zuletzt die 
„gewaltbereite Antifa“. Die Auftragnehmerin, Politikwissenschaftlerin 
Claudia Luzar, nach ihrem Rausschmiss bei der Opferberatungsstelle 
„BackUp“ ohne feste Anstellung, übernahm im Gegenzug die Leitungs- 
funktion einer neu geschaffenen Fachstelle zur „Deradikalisierung“. 

Am 23. Februar 2015 stellten Claudia lichkeit vor. Das Gutachten war im Feb- 
Luzar und Co-Autorin Nina Lohmann ruar 2013 in Auftrag gegeben worden, 
erstmals ihr Gutachten mit dem Titel nachdem der Kinder- und Jugendhilfe- 
„Hammer Verhältnisse. Eine Analyse ausschuss ein „Handlungskonzept gegen 
zum Radikalismus und sozio-kulturellen Rechtsextremismus“ der Stadtverwal- 
Konflikten“ in der Sitzung des Kinder- tung abgelehnt hatte, weil es nach An- 
und Jugendhilfeausschuss der Öffent- sicht der Politiker_innen von SPD, Die 
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udie mit inhaltlichen Schwächen: Die NPD trat bei der Kommunalwahl 2014 in Hamm gar nicht an 


Linke und Grünen das Neonazi-Problem 
in Hamm verharmlose. (vgl. LOTTA #51, 
S.4) 

Roland Koslowski, Ratsherr der Partei 
Die Linke im Hammer Stadtrat, ist sauer, 
wenn er auf die Sitzung am 23. Februar 
zurückblickt: „Das Vorgehen der Verwal- 
tung ist eine Unverschämtheit, nicht de- 
mokratisch und eher Gutsherrenart.“ Im 
Anschluss an das Referat von Luzar 
sollte der Ausschuss über eine Be- 
schlussvorlage der Verwaltung abstim- 
men. Deren Inhalt: die Bewilligung eines 
städtischen Eigenanteils von 157.080 
Euro, mit dem die Arbeit des neu zu 
schaffenden Projektes „No Trouble! 
Trainings- und Beratungsmethoden zur 


Deradikalisierung und Ausstiegshilfe“ 
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beim Deutschen Roten Kreuz Kreisverband 
Hamm e.V. bezuschusst werden sollte. 
Der städtische Eigenanteil ist Vorausset- 
zung für die Förderung des bis 2019 lau- 
fenden „Modellprojekts“ aus den Mit- 
teln des Bundesprogramms „Demokratie 


je 


leben!“, welches 80 Prozent der mit 
785.000 Euro veranschlagten Summe 
stellt. 

Doch die Mitglieder des Ausschusses 
wurden vor der Sitzung nur unzurei- 
chend informiert. Nach Angaben von 
Koslowski erhielten sie das 98-seitige 
Gutachten lediglich als Tischvorlage, die 
Beschlussvorlage wurde ihnen erst am 
Tag der Sitzung vorgelegt. Eine gründli- 
che Auseinandersetzung mit dem Gut- 
achten und dem Projekt „No trouble!“ 
war ihnen also nicht möglich. Dennoch 
stimmten sie geschlossen für die Vor- 
lage der Verwaltung, auch weil man, so 
Koslowski, das Gefühl hatte, nicht gegen 
ein Programm gegen Rechtsextremis- 
mus stimmen zu können. Erst nach der 
Entscheidung äußerten Die Linke und die 
Grünen deutliche Kritik. 


Geschicktes Timing 

Wenige Tage nach der Sitzung wurde 
der Antrag für „No trouble!“ endgültig 
bewilligt. „Der Zuwendungsbescheid an 
den Träger wurde am 26.02.2015 erstellt 
und per Post versandt“, teilt das für das 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 
verantwortliche Bundesfamilienministe- 
rium auf Anfrage der LOTTA mit. Es 
drängt sich der Verdacht auf, dass die 
Stadtverwaltung absichtlich einen Zeit- 
plan erstellte, der eine öffentliche Dis- 
kussion über die Sinnhaftigkeit des Pro- 
jektes bis zur Entscheidung beim Bun- 
desfamilienministerium verhinderte. 
Während Luzar in ihrem Gutachten aus- 
drücklich die Einrichtung einer „Fach- 
stelle zur Förderung von Deradikalisie- 
rungsprozessen“ empfiehlt, nutzt die 
Stadtverwaltung das Gutachten ihrer- 


seits als Legitimation: „Das Extremis- 
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mus-Gutachten des Instituts für inter- 
disziplinäre Konflikt- und Gewaltfor- 
schung der Universität Bielefeld emp- 
fiehlt als Maßnahme für die Jugendhilfe 
ein Ausstiegsprojekt für extremistische 
und radikalisierte Jugendliche. Die Ver- 
waltung greift die Projektempfehlung 
auf und empfiehlt eine Kofinanzierung 
des Projektes ‘No Troublel’.“ 

Das Institut für interdisziplinäre Konflikt- 
und Gewaltforschung (IKG) war jedoch 
nicht an der Erstellung des Gutachtens 
beteiligt. Institutsleiter Andreas Zick er- 
klärte auf Anfrage der LOTTA: „Frau 
Luzar ist schon länger nicht mehr Mitar- 
beiterin des IKG. Wir kennen das Gut- 
achten nicht und können das gar nicht 
beurteilen.“ Die Verantwortung für das 
Gutachten tragen demnach alleine die 
beiden Autorinnen. 

Noch in der Ausschusssitzung am 23. 
Februar teilte Jugendamtsleiter Raoul 
Termath auf Nachfrage mit, wer die ge- 
schaffene Stelle als „wissenschaftliche 
Leitung“ bei „No Trouble!“ besetzen 
wird:“Ich freue mich, dass es uns gelun- 
gen ist, Frau Luzar für diese Aufgabe zu 
gewinnen.“ Am 1. März trat Luzar ihren 


neuen Job an. 


Ein fragwürdiges Gutachten 
Das vorgelegte Gutachten erfüllt nicht 
die Erwartungen. So kritisieren die Grü- 
nen, dass das Untersuchungsthema ei- 
genhändig erweitert wurde, ohne dass 
dazu der Beschluss eines städtischen 
Gremiums eingeholt worden sei: Aus 
einer Themenstellung, „die ursprüng- 
lich gegen Rechtsradikalismus gerichtet 
war“, sei am Ende eine Analyse gewor- 
den, „die ausdrücklich auch Linksradika- 
lismus und religiösen Extremismus in 
gleicher Weise in den Fokus rückt.“ 
Dabei habe der Rat damals einen von Ge- 
rald Thörner (pro NRW) eingereichten 
Ergänzungsantrag, der forderte, nicht 
nur die „Opfer rechter Gewalt“, sondern 


ebenso „linke Gewalt und Ausländerge- 


Hammer Klüngel 


walt“ zu behandeln, mit 57 gegen eine 
Stimme abgelehnt, so die Grünen. 
Tatsächlich nimmt in dem vorgelegten 
Gutachten „die Antifa“ breiten Raum 
ein, Ihr werfen die Autorinnen vor, ge- 
walttätig zu sein und sehen in einem da- 
durch entstandenen „Links-Rechts-Kon- 
flikt“ den Grund für die Gewalt der Neo- 
nazi-Szene. Zudem sei der ebenfalls der 
Antifa zugeschriebene „radikal geführte 
Protest gegen Rechtsextremismus eine 
der Ursachen für die Passivität der rest- 
lichen Zivilgesellschaft“. „Insgesamt ist 
es bezeichnend, wie viel Raum der Kritik 
an der Antifa in einem ‘Gutachten’ zum 
Rechtsextremismus in Hamm einge- 
räumt wird und wie oft die Forderung 
nach Ausgrenzung der Antifa aus den zi- 
vilgesellschaftlichen Bündnissen gefor- 
dert wird“, bilanziert das antifaschisti- 
sche Jugendbündnis Haekelclub590 in 
einer ausführlichen Stellungnahme zum 
Gutachten. Die Autorinnen des Gutach- 
tens dämonisieren die Antifa als „ge- 
waltbereit“ und „extremistisch“. Stich- 
haltige Belege für ihre Thesen liefern sie 
jedoch nicht. 


Nicht nach wissen- 
schaftlichen Maßstäben 

Auch über die Hammer Neonazi-Szene 
wird in dem Gutachten wenig Substan- 
zielles geschrieben: Die Autorinnen stüt- 
zen sich vor allem auf Äußerungen von 
aktiven oder „ausgestiegenen“ Neona- 
zis, mit denen sie Interviews geführt 
haben wollen. Die Deutungen der Neo- 
nazis bleiben meist unwidersprochen, 
sie werden nicht durch Fachliteratur, 
Medienberichte oder andere Interviews 
kontextualisiert. Eine Quellenkritik ist 
an vielen Stellen nicht erkennbar: von 
den Interviewten angeführte „Tatsa- 
chen“ werden nicht überprüft, was zu 
erheblichen Verzerrungen führt. Das be- 
mängelt auch der Haekelclub590, der dem 
Gutachten eine „tendenzielle Verharm- 


losung der Neonazis“ bescheinigt. 
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Schwer wiegen auch die methodischen 
Schwächen der Arbeit: Der „empirische 
Befund“ soll auf „52 qualitativen Inter- 
views“ und „24 teilnehmenden Beobach- 
tungen“ basieren. Zu diesen Interviews 
und Beobachtungen findet sich lediglich 
die Information, dass „demokratische 
Akteure der Stadtgesellschaft“ und 
„rechtsextreme Personen“ befragt wor- 
den seien. Wer interviewt wurde, ist 
ebenso intransparent wie die angewand- 
ten Methoden der Interviewerhebung 
und -auswertung. Auch wird weder aus 
den Interviews wörtlich zitiert, noch Be- 
lege für indirekte Zitate aufgeführt. Im 
Literaturverzeichnis werden die Inter- 
views ebensowenig aufgeführt. Kurz: Die 
Autorinnen haben keine wissenschaftli- 
che empirische Arbeit vorgelegt. 


Die „Deradikalisierung“ 

von Jugendlichen 

Über die genaue Ausgestaltung des Pro- 
jektes „No trouble!“ ist bislang nur 
wenig zu erfahren. Das Bundesfamilien- 
ministerium schickte auf Anfrage die 
folgende Kurzbeschreibung des Projek- 
tes: „Das Hauptziel des Modellprojekts 
ist die Deradikalisierung und soziale In- 
tegration von Jugendlichen. Bewährte 
(d.h. möglichst evidenzbasierte) Metho- 
den der Arbeit mit straffälligen Jugend- 
lichen werden auf das Feld der Radikali- 
sierungsprävention übertragen und dort 
weiterentwickelt. Mittels einer Manuali- 
sierung von Interventionsmöglichkeiten 
in idealtypischen Situationen, im Rah- 
men eines Praxishandbuchs, wird der 
Erfahrungsschatz aus dem Projekt einer 
breiteren Fachöffentlichkeit zugänglich 
gemacht.“ 

Das sind große, effektheischende Worte, 
die in Kurzform besagen, dass das Pro- 
jekt sich „radikalisierende“ Jugendliche 
von ihren „radikalen“ Vorstellungen 
und Praktiken abbringen will. Am Ende 
soll ein „Praxishandbuch“ erstellt wer- 
den, dass die Methoden und Erfahrun- 
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gen zusammenfasst. Wann ein Jugendli- 
cher „radikal“ ist und wie sich dessen 
„Radikalität“ konkret ausdrückt, ist erst 
einmal unbestimmt. Aus dem Gutachten 
wird aber deutlich, dass mit den „radi- 
kalen“ Jugendlichen nicht nur Neonazis, 
sondern ebenso Salafist_innen, türki- 
sche Nationalist_innen und sogar Anti- 
faschist_innen gemeint sind. Dass sich 
deren vermeintliche „Radikalität“ aber 
grundlegend von der anderer unter- 
scheidet, weil sie auf anderen, sich ge- 
genseitig ausschließenden Werten und 
Idealen basiert und eine grundverschie- 
dene politische und soziale Praxis zur 
Folge hat, wird nicht berücksichtigt. 
Stattdessen werden sie als „Radikali- 
sierte“ gleichgesetzt. Letztlich feiert die 
Extremismustheorie hier - ebenso wie 
in den Förderrichtlinien des Bundespro- 
gramms - unter dem neuen Label „Dera- 
dikalisierung“ ihre Auferstehung. 

Die Zielgruppe des Projekts soll laut Be- 
schlussvorlage „vor allem junge Men- 
schen aus Hamm mit beginnender extre- 
mer Orientierung und Radikalisierung, 
die erstmals straffällig wurden“, sein. 
Dies ist insofern logisch, als dass „No 
trouble!“ Maßnahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe anbietet, von der Erwach- 
sene per Definition ausgenommen sind. 
Darin zeigt sich besonders in Hinblick 
auf die Neonazi-Szene in Hamm, deren 
Protagonist_innen in der Mehrzahl 
keine Jugendlichen mehr sind, deutlich 
die Beschränkung des Projektes. 

Die Zielgruppe soll auf drei Wegen er- 
reicht werden. Erstens sollen die Maß- 
nahmen von „No trouble!“ von Jugend- 
richter_innen verhängt werden. Zwei- 
tens sollen inhaftierte Jugendliche kurz 
vor ihrer Entlassung über die sozialen 
Dienste der Justiz angesprochen werden. 
Drittens will man Jugendliche über die 
Institutionen der Jugendarbeit und Ju- 
gendhilfe in Hamm erreichen. Es ist im 
letzten Fall vollkommen unklar, warum 


sich ein „radikaler“ Jugendlicher freiwil- 


GESELLSCHAFT 


lig an einer „Deradikalisierungsmaß- 
nahme“ beteiligen sollte. Zu den päda- 
gogischen Prämissen der konkreten Ar- 
beit mit den Jugendlichen finden sich 
keinerlei Angaben. Insgesamt ist das 
Projekt von einer individualistischen 
Perspektive geprägt, die gesellschaftli- 
che Bedingungen, die den Neonazismus 
in seiner Entstehung und Ausbreitung 
begünstigen, ausblendet. 

In einer Sondersitzung des Stadtrates 
am 23. März wurde deutliche Kritik am 
Gutachten von Vertreter_innen der Lin- 
ken, der Grünen und der SPD formuliert. 
Praktische Konsequenzen für die finan- 
zielle Unterstützung des Modellprojek- 
tes „No trouble!“ hatte dies jedoch 
nicht. Die Stadt Hamm will in den nächs- 
ten Monaten an ihrem „Handlungspro- 


gramm“ weiterarbeiten. 
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Einleitung 


Die Demonstrationspolitik der extremen Rechten 


Bis in die neunziger Jahre hinein waren 
Demonstrationen für die extreme 
Rechte in Deutschland eine sehr selten 
gewählte Aktionsform. Anfang der 
Neunziger war es insbesondere die Frei- 
heitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP), die 
sich auf der Straße versuchte, in der 
zweiten Hälfte des Jahrzehnts dann die 
NPD, die immer stärker ihren „Kampf 
um die Straße“ führte und anfangs als 
Anlass hierfür vor allem die Präsenta- 
tion der Ausstellung über die Verbre- 
chen der Wehrmacht in diversen Städ- 
ten nahm. Hinzu kamen dann, insbeson- 
dere in den Jahren nach der Jahrtau- 
sendwende, die „Freien Kameradschaf- 
ten. 

Aufmärsche mit bis zu 6.500 Teilnehme- 
rInnen wie in Dresden, München, Leip- 
zig, Rostock und Wunsiedel waren ab 
1997 auf einmal machbar. Aber nicht für 
lange Zeit. Lässt man die ostdeutschen 
PEGIDA-„Spaziergänge“ und die Kölner 
HoGeSa-Demo im Herbst 2014 einmal 
außen vor, so prägten in den letzten Jah- 
ren deutlich kleinere Demonstrationen 
und eine Vielzahl von Kundgebungen 
das Geschehen. In den letzten Jahren 
hinzugekommen sind Akteure wie bei- 


spielsweise die selbsternannte Bürgerbe- 
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wegung pro NRW. Und eben 2014 PEGIDA, reichlich. Nicht nur in Deutschland, son- 


deren Demonstrationen - so LOTTA- dern ebenso in europäischen Ländern 
Autor Claas Clausen - „eine neue Form wie den Niederlanden, Tschechien, Spa- 
nien, Griechenland, Bulgarien, Ungarn, 


Schweden oder Lettland. 


rassistischer Mobilisierungen“ bedeu- 
ten, „die auch Auswirkungen auf extrem 
rechte Demonstrationspraxis haben 
wird“. 

Angebote für extrem rechte AkteurIn- 
nen, auf die Straße zu geben, gibt es also 





Einen bundesweiten Überblick über die Demonstrationspolitik der extremen Rech- 
ten unter der Fragestellung „Wiederkehr der großen Aufmärsche oder neue Un- 
übersichtlichkeit“ gibt Claas Clausen im Opener des Schwerpunkts. ...uua.... Seite 11 


Die Entwicklung extrem rechter Demonstrationspolitik in NRW nimmt Britta Kre- 
mers auf Grundlage aller bekannt gewordenen Demonstrationen und stationären 


Kundgebungen seit 1994 unter die Lupe. .......uu2.ssesunnn0oooeneunnseoaneunnnnscsssnnsesssessnnasennne Seite 15 


Fabian Boist und Verena Grün werfen einen Blick auf die Entwicklung in Hessen und 
Rheinland-Blalzue Ih le een eenerenee ee Seite 19 


Tobias Hoff liefert in seinem Beitrag Antworten auf die Fragen, welche Faktoren 
deutsche Neonazis dazu bewegen, an Aufmärschen im europäischen Ausland teilzu- 


nehmen, und welche besonders attraktiv auf sie wirken. casa Seite 22 
Günter Born beleuchtet die Bedeutung des 1. Mai für die Straßenpolitik der extre- 


men Rechten, ein Datum, das sich seit nunmehr 20 Jahren im extrem rechten „De- 


monstrationskalendenszetablient hate ne... ee. Seite 25 
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Von Claas Clausen 


Demonstrationspolitik 
der extremen Rechten 


Wiederkehr der großen Aufmärsche oder neue Unübersichtlichkeit? 


Verschiedentlich ist in den letzten zwei Jahren in antifaschistischen Pu- 
blikationen davon die Rede gewesen, dass die großen Aufmärsche der 
neonazistischen Strömung an Bedeutung verloren hätten. Insbesondere 
die anlässlich der Bombardierung Dresdens durch die Alliierten jeweils 
Mitte Februar von Neonazis veranstalteten Versammlungen hatten sich 
in wenigen Jahren zu Großveranstaltungen entwickelt, konnten aber 
durch eine bundesweite antifaschistische Mobilisierung eingeschränkt 
werden. Auch an anderen Orten haben sich die Proteste intensiviert. 


Inzwischen ist die Situation komplizier- 
ter geworden. Dies liegt zum einen 
daran, dass bei verschiedenen Gelegen- 
heiten die sonst im Regelfall anzutref- 
fende Isolierung der extremen Rechten 
aufgehoben worden ist. Dies gilt neben 
PEGIDA insbesondere für Versammlun- 
gen der „Besorgten Eltern“ gegen eine 
angebliche „Frühsexualisierung“ durch 
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Sexualkundeunterricht in Schulen. Zum 
anderen hat sich mit den PEGIDA-De- 
monstrationen eine neue Form und Dy- 
namik rassistischer Mobilisierung ge- 
zeigt, die auch Auswirkungen auf ex- 
trem rechte Demonstrationspraxis 
haben wird. 

Für die extreme Rechte waren Demons- 


trationen und Aufmärsche noch in den 


späten 1980er Jahren eher selten ge- 
wählte Aktionsformen. Nur vereinzelt 
von vor allem auf Wahlbeteiligung aus- 
gerichteten Parteien wie der Deutschen 
Volksunion (DVU) bzw. Die Republikaner 
(REP) eingesetzt, waren sie insbesondere 
ein Mittel der neonazistischen Struktu- 
ren, den „Kampf um die Straße“ zu füh- 
ren. Die ersten Aufmärsche der Freiheitli- 
chen Deutschen Arbeiterpartei (FAP) brach- 
ten nach bundesweiter Mobilisierung 
zwar nur 200 bis 300 Neonazis zusam- 
men, stellten aber erste Versuche dar, 
auch in linken Hochburgen öffentlich 
und in Formation aufzutreten. In den 
ersten Jahren nach der Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten wurde die Ak- 


tionsform dann häufiger eingesetzt und 
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führte angesichts der nach 1990 rasch 
wachsenden neonazistischen Szene zu 
den ersten Aufmärschen mit deutlich 
mehr als 1.000 Teilnehmenden. Auch 
wenn die Demonstration gegen die Aus- 
stellung „Vernichtungskrieg. Verbre- 
chen der Wehrmacht 1941 bis 1944“, zu 
der am 1. März 1997 in München über 
5.000 Anhänger *innnen der extremen 
Rechten kamen, nicht der erste Auf- 
marsch gegen diese Veranstaltung war, 
so hat sie sowohl der NPD als auch ande- 
ren neonazistischen Akteuren die Be- 
deutung und die Möglichkeiten dieser 
Aktionsform verdeutlicht. In der Folge 
kam es zu einer Vervielfachung der von 


Neonazis angemeldeten Aufmärsche. 


Demonstrationskalender der 
extremen Rechten 

Während die Mehrzahl der Aufmärsche 
lokale oder regionale Bedeutung hatte, 
gab es im Rahmen eines sich herausbil- 
denden „Demonstrationskalenders“ 
zeitweise einige Demonstrationsdaten, 
die für die extreme Rechte übergreifend 
hohe Bedeutung hatten, da sie entweder 
durch eine hohe bzw. steigende Zahl an 
Teilnehmenden oder aufgrund ihrer 
Kontinuität herausragende symbolische 
Bedeutung erlangt hatten. Hierzu ge- 
hörten insbesondere die Aufmärsche im 
Zusammenhang mit der alliierten Bom- 
bardierung Dresdens im Zweiten Welt- 
krieg (Mitte Februar), die öffentlichen 
Manifestationen anlässlich des 1. Mai, 
die Aufmärsche und Aktionen zu Ehren 
von Rudolf Heß (Mitte August) sowie die 
Demonstrationen und Kundgebungen 
am Soldatenfriedhof im brandenburgi- 
schen Halbe (Mitte November). Da die 
neonazistischen Aktionen in Halbe und 
Wunsiedel aufgrund von Änderungen im 
Versammlungsgesetz bzw. des Straf- 
rechts nicht mehr durchgeführt werden 
konnten und die alljährlichen Aufmär- 
sche in Dresden durch antifaschistisches 


Engagement nachhaltig gestört wurden, 
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gab es zahlreiche Versuche, zunächst re- 
gional angelegten Aufmärschen überre- 
gionale Attraktivität und damit Konti- 
nuität und steigende Beteiligung zu ver- 
schaffen (z.B. Dortmund, Magdeburg 
und im niedersächsischen Bad Nenn- 
dorf). Mit dem „Tag der Deutschen Zu- 
kunft“, der seit 2009 in wechselnden 
Städten durchgeführt wird, und den un- 
angemeldeten meist nächtlichen Auf- 
märschen der sogenannten „Unsterbli- 
chen“ sind weitere Formen politischer 
Demonstrationen ausprobiert worden. 
Nachdem sich Ende der 1990er Jahre die 
Zahl der jährlich mit mehr als 50 Teil- 
nehmenden durchgeführten Aufmär- 
sche auf etwa 100 pro Jahr erhöht hat, 
ist dieses Niveau weitgehend konstant 
geblieben. Die bis in die 2000er wichtigs- 
ten Mobilisierungsthemen - Gedenken 
an Rudolf Heß sowie die Aufmärsche 
gegen die Ausstellungen zur Wehrmacht 
sind der extremen Rechten abhandenge- 
kommen. Größere Bedeutung haben 
seitdem die Versammlungen, die darauf 
abzielen, den Beitrag der Alliierten zur 
Befreiung vom Faschismus zu diskredi- 
tieren - also die Aufmärsche in Bad 
Nenndorf (das Wincklerbad als „Folter- 
lager“), in Remagen („Rheinwiesenla- 
ger“) sowie in zahlreichen Städten 
(Magdeburg, Demmin, Pforzheim, Wei- 
mar, Pirmasens, Dessau, Nordhausen 
usw.) anlässlich der Jahrestage der Bom- 
bardierung bis Anfang 1945. In Lübeck 
sind die entsprechenden Aufmärsche al- 
lerdings eingestellt worden. Zentrales 
Mobilisierungsthema der extremen 
Rechten - sei es Die Rechte, die NPD, Ka- 
meradschaften oder die pro-Bewegung - 
ist jedoch wieder das Themenfeld Ein- 
wanderung/Asyl/Islam, das auch mit 
verschiedenen anderen Aspekten - etwa 
Arbeitsplätze oder Kriminalität - kombi- 
niert wird. 

Die wachsende Zahl der Asyl- und 
Schutzsuchenden, neue Migrationsbe- 


wegungen und islamistische Aktivitäten 


sind Mobilisierungsanlässe der extre- 
men Rechten. Dabei setzt diese an etli- 
chen Orten auf eine kontinuierliche 
Kampagnenarbeit, zu der neben Flug- 
blattverteilungen, Auftritten in Bürger- 
versammlungen und kommunalen Par- 
lamenten auch wiederholte Demonstra- 
tionen gehören. Neben Berlin und 
Schneeberg, die in dieser Hinsicht nicht 
zuletzt aufgrund der Beteiligung von 
„Durchschnittsbürgern“ bundesweit be- 
kannt geworden sind, gab es umfangrei- 
che rassistische Mobilisierungen auch in 
Städten und Regionen Thüringens und 
Bayerns. 

Insbesondere beim Themenfeld Einwan- 
derung/Asyl/Islam tritt die extreme 
Rechte mit dem Gestus derjenigen auf, 
die die Positionen und Sichtweisen der 
„schweigenden Mehrheit“ zum Aus- 
druck brächten. Tatsächlich zeigen ent- 
sprechende Umfragen, dass es hier be- 
trächtliche Vorurteile und Aggressionen 
aus der Mehrheitsgesellschaft gibt. Dies 
ist das Potenzial, das die extreme Rechte 
zu erschließen und zu binden sucht. Er- 
fahrungen in Schneeberg und Berlin zei- 
gen, dass ihr dies in gewissem Umfang 
auch gelingen kann. 


Veränderungen durch PEGIDA 
In dieser Situation sind die PEGIDA-De- 
monstrationen in Dresden für die ex- 
treme Rechte ein zusätzliches Mobilisie- 
rungsmoment. PEGIDA wurde zwar von 
der NPD und vom Institut für Staatspolitik 
(1fS) hinsichtlich mancher Forderungen 
des Positionspapiers vom Dezember 
2014 kritisiert, insgesamt weiß man aber 
zu schätzen, dass hier in bis dato unbe- 
kanntem Ausmaß eine rassistische Bür- 
germobilisierung gelungen ist. In der 
konkreten organisatorischen Unterstüt- 
zung lokaler PEGIDA-Ableger und durch 
eine Intensivierung der Kontakte will 
die organisierte extreme Rechte Vorbe- 
halte abbauen, wie Holger Szymanski als 


Landesvorsitzender der NPD Sachsen in 
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der Februar-Ausgabe der Parteizeitung 
Deutsche Stimme betonte. Die Reden von 
Götz Kubitschek bei den Demonstratio- 
nen in Leipzig zielten auf eine Radikali- 
sierung der Teilnehmenden in inhaltli- 
cher wie strategischer Hinsicht. 

Über viele Jahre war die organisierte ex- 
treme Rechte in einer Situation, wo viele 
ihrer Aufmärsche - nicht zuletzt auf- 
grund antifaschistischer Gegenpro- 
teste - von einem großen Polizeiaufge- 
bot geschützt und damit auch von einer 
Beteiligung seitens „Durchschnittsbür- 
gern“ abgeschirmt wurden. In jüngster 
Zeit ist die Abgrenzung und Trennung 
wiederholt aufgeweicht worden, so dass 
verschiedentlich Veranstaltungen statt- 
fanden, bei denen die organisierte ex- 
treme Rechte nur einen Teil der De- 
monstrierenden stellte, während sich 
das Gros aus Reaktionären, Rassisten 
und Nationalistinnen zusammensetzte. 
Dies gilt für die antikommunistische De- 
monstration in Erfurt anlässlich der 
Wahl Bodo Ramelows zum Ministerprä- 
sidenten Thüringens, für die öffentli- 
chen Manifestationen der sogenannten 
Lebensschützer, die oftmals verschwö- 
rungstheoretisch und nationalistisch 
auftretenden „Mahnwachen für den 
Frieden“ und eben für die zahlreichen 
Veranstaltungen der PEGIDA. Deren Ab- 
leger waren in den meisten Städten 
rasch von der organisierten extremen 
Rechten dominiert - in der Hoffnung, in 
den jeweiligen Städten eine Dynamik ä 


la Dresden entfachen zu können. 


Neue Unübersichtlichkeit 
Derzeit stellt sich die Situation hinsicht- 
lich rechter Straßenproteste unüber- 
sichtlich dar. Neonazistische Kleinpar- 
teien wie Die Rechte oder Der III. Weg hal- 
ten unverdrossen an der Aufmarschpra- 
xis der letzten zwanzig Jahre fest. Sie be- 
dienen die klassischen neonazistischen 
Kernthemen und betonen zum Teil wie- 


der stärker Inszenierungselemente wie 
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das Mitführen zahlreicher Fahnen, wie 
es die FAP oder der Freiheitliche Volks- 
block praktiziert hatten. Ein Sonderfall 
neonazistischer (Straßen)Politik stellt 
Dortmund dar, wo insbesondere die Par- 
tei Die Rechte mit mehreren Dutzend 
Veranstaltungen binnen Jahresfrist eine 
Dauerpräsenz auf der Straße anstrebt. 
Dies stellt nicht nur eine Provokation 
und Herausforderung der demokrati- 
schen Stadtgesellschaft dar, sondern 
dient auch als Anziehungspunkt für ak- 
tionistische rassistisch eingestellte Ju- 
gendliche und - in die Szene hinein - als 
exemplarisches Vorgehen in Sachen Ge- 
winnung und Besetzung öffentlichen 
und diskursiven Raumes. 

Die NPD hat in den letzten Jahren weit- 
gehend auf zentrale Aufmärsche ver- 
zichtet. Landes- und Kreisverbände 
haben hingegen zahlreiche Aufmärsche 
organisiert. Auch hier ist das Themen- 
feld Asyl/Einwanderung/Islam zentral. 
Für manche Entscheidung, eine De- 
monstration durchzuführen, war aller- 
dings auch die Konkurrenzsituation zu 
anderen neonazistischen Strukturen 
maßgeblich, denen man nicht das Feld 
überlassen wollte. 

Für die pro-Bewegung sind die regelmä- 
Big in Städten Nordrhein-Westfalens ab- 
gehaltenen Kundgebungen ein ver- 
gleichsweise einfacher und kostengüns- 
tiger Weg, mit meist geringer Zahl an 
Teilnehmenden Medienöffentlichkeit 
herzustellen. Sie konnte mit ihrem 
Image als „Bürgerbewegung“ von diesen 
Mobilisierungen auch an den Wahlur- 
nen profitieren. 

Die Hooligans gegen Salafisten (HoGeSa) 
haben zwar am 26. Oktober 2014 die seit 
langem größte offen rassistische De- 
monstration organisiert, in deren Rah- 
men es auch zu gewaltsamen Angriffen 
auf Polizei, Gegendemonstrant*innen 


und Journalist*innen kam. Das sichtbar 


gewordene Gewaltpotenzial führt jedoch 


dazu, dass jeder weiteren ihrer Veran- 
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staltungen mit massiven Polizeikräften 
begegnet wird - so in Hannover am 15. 
November 2014, was eine Wiederholbar- 
keit einer Aktion wie in Köln unwahr- 
scheinlich macht. Entsprechend haben 
sich HoGeSa-Akteure eher anderen De- 
monstrationen, etwa der vielen PEGIDA- 
Ableger, angeschlossen statt unter eige- 
nem Namen aufzutreten. 

Zwar ist es den PEGIDA-Ablegern mit 
Ausnahme von Leipzig nicht gelungen, 
eine den Ereignissen in Dresden ver- 
gleichbare Dynamik zu entfachen. Die 
über mehrere Monate erfolgreichen Mo- 
bilisierungen in der sächsischen Landes- 
hauptstadt hinterlassen insbesondere, 
aber nicht nur bei den unmittelbar Be- 
teiligten ein Gefühl und eine Erfahrung 
der Ermächtigung, die bei zukünftigen 
Gelegenheiten wieder abrufbar sein 
können. 

Diese Vielfalt demonstrativen Auftre- 
tens von Neonazis, extremer Rechter 
und Nationalist*innen, Antisemit*innen 
und Rassist*innen stellt für antifaschis- 
tisches Handeln eine Herausforderung 
dar. 
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Mindestens 495 mal gelang es der extremen Rechten 

von 1994 bis März 2015, ihre Anhängerlnnen auf die Straßen 

von NRW zu mobilisieren. Im Mittelpunkt dieses Artikels steht die 
Demonstrations- und Straßenpolitik der unterschiedlichen extrem 
rechten Akteure, mitsamt Entwicklung, Themen und Anlässen. 


Die Straße als 

politisches Aktionsfeld 

Auf die Straße zu gehen bedeutet, sich 
in der Öffentlichkeit zu zeigen, die ei- 
gene Position dort zu vertreten, um Zu- 
stimmung zu ringen, aber auch auf Ab- 
lehnung zu stoßen und eventuell be- 
wusst die Provokation und den Konflikt 
zu suchen. Historisch gesehen sind Auf- 
märsche, Demonstrationen und mili- 


tante Auseinandersetzungen, der 
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Die Datenbasis 





Für diesen Artikel wurden alle bekannt gewordenen Demonstrationen und stationä- 


ren Kundgebungen der extremen Rechten seit 1994 in einer Datenbank erfasst. Be- 


dingung war, dass mindestens 25 Personen teilgenommen haben. Jeder Aktion 


wurde ein Datum, eine sich aus Quellen wie Polizei- und Medienberichten sowie 


eigenen Beobachtungen speisende Zahl der Teilnehmenden, ein Ort, ein The- 


menfeld, ein Anlass, das veranstaltende Spektrum und - soweit bekannt 


- ein Motto zugeordnet. Schwierig stellte sich die Zuordnung der 


Themenfelder dar, wenn mehrere Themen verhandelt wurden. 


Hier wurde das dominantere ausgewählt. Auch bei dem veran- 


staltenden Spektrum musste eine Entscheidung für eine Organi- 


sation getroffen werden, wenn beispielsweise NPD und Kamerad- 


schaften, wie dies bis Anfang der 2000er Jahre durchaus üblich war, 


als gemeinsame Veranstalter auftraten. Hier wurde überprüft, wel- 


cher Organisation der Anmelder/die Anmelderin zuzuordnen war. 


Insgesamt wurden 495 Datensätze angelegt, also auch ebenso viele 


Kundgebungen und Demonstrationen erfasst. Viele kleinere Aktionen, vor 


allem Kundgebungen, konnten aufgrund des Kriteriums einer Mindestteil- 


nehmendenzahl von 25 statistisch nicht berücksichtigt werden. 





Von Britta Kremers 


Tief im Westen 


# Demonstrationspolitik der extremen Rechten in NRW 


Pr RE ur 


Das unterschiedliche Auftreten der Ak- 
teure hängt vor allem mit ihrem Selbst- 
verständnis zusammen. Verstehen sie 


sich als „revolutionäre Bewegung im 


„Kampf um die Straße“ also, eng mitei- 
nander verknüpft. Oftmals sollen insbe- 
sondere die Aufmärsche der Neonazi- 
szene die Funktion einer sowohl nach 
innen wie nach außen gerichteten 
„Machtdemonstration“ erfüllen. 

Eine Analyse der Straßen- und Demons- 
trationspolitik der extremen Rechten 
muss notwendigerweise die Unter- 
schiede hinsichtlich der Themen, aber 
auch des Auftretens berücksichtigen. 


Kampf gegen das System“, wie dies bei 
den „Kameradschaften“ üblich ist, so 
werden Demonstrationen anders insze- 
niert als wenn eine Wahlpartei auf Stim- 
menfang geht oder sich extrem Rechte 
das Deckmäntelchen einer „Bürgerbe- 
wegung“ umhängen. 

Am längsten bedient sich der militante 
Neonazismus des Mittels der Straßen- 
und Demonstrationspolitik. Bis Mitte 
der 1990er Jahre waren hier Kleinstpar- 
teien wie die Freiheitliche Deutsche Arbei- 
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Durschnittszahl der 
TeilnehmerInnen 


2002 
2003 
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Demonstrationspolitik der extremen Rechten in NRW 


50 





2008 
2009 
2010 
2011 
2012 
2013 
2014 
2015 


Während die Anzahl der Straßenaktionen der extremen Rechten in NRW deutlich zugenommen hat, 
ist die durchschnittliche Größe der Veranstaltungen zurückgegangen. 


Dortmund 
Köln 
Düsseldorf 
Duisburg 
Essen 
Hamm 
Wuppertal 
Bochum 


Bonn 





Durchschnittliche Anzahl der 
TeilnehmerInnen in den zehn Städten 
mit den meisten extrem rechten 
Kundgebungen und Demonstrationen in 
NRW. Dortmund führt die Liste mit 121 
Veranstaltungen - die Durchschnittszahl 
der Teilnehmerinnen liegt trotz 
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terpartei (FAP) oder die Nationalistische 
Front (NF) federführend. 


Aufmärsche als zentrales 
Aktionsfeld: „Freie 
Kameradschaften“ 

Für die in Folge der Verbote von FAP 


und NF entstandenen „Freien Kamerad- 


schaften“ (FK, auch „Freie Kräfte“) 


haben Demonstrationen ebenfalls eine 


hohe Bedeutung. Mit 178 Demonstratio- 
nen und 112 Kundgebungen gehen fast 
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zahlreicher Veranstaltungen bei über 
100 Personen. 


140 - 


60 Prozent aller ausgewerteten Aktionen 
auf das Kameradschaftsspektrum zu- 
rück. Während in den 1990er Jahren von 
den FK kaum eigenständige Demonstra- 
tionen organisiert wurden, stieg die 
Zahl ab Anfang der 2000er Jahre stark 
an. Die Spitzenwerte wurden mit 19 De- 
monstrationen im Jahr 2005 und 20 im 
Jahr 2006 erreicht, als vor allem die 
Gruppen des Aktionsbüros Westdeutsch- 
land zahlreiche Aktionen in unterschied- 
lichsten Städten durchführten. Seitdem 


sinkt die Zahl wieder ab. 2012 ist mit nur 
7 Demonstrationen das schwächste Jahr 
seit 2002. Ursächlich dürften die Verbote 
der Kameradschaft Köln im Mai sowie der 
„Kameradschaften“ aus Hamm, Dort- 
mund und Aachen im August 2012 gewe- 
sen sein, in deren Folge die Demonstrati- 
onspolitik dieses Spektrums zum Erlie- 
gen kam. Faktisch übernahm Die Rechte 
ab 2013 die Demonstrationspolitik der 
FK in NRW, mit 9 Demonstrationen in 
2013 und 6 in 2014 füllte sie die entstan- 
dene Lücke. Im gleichen Zeitraum orga- 
nisierte die Partei zudem 33 Kundgebun- 
gen mit mehr als 25 Teilnehmenden, nur 
noch die Kameradschaft Volkssturm 
Deutschland führte im Februar 2014 in 
Bochum eine Kundgebung durch, 
konnte aber nur 25 Personen mobilisie- 
ren. 

Die TeilnehmerInnenzahlen der De- 
monstrationen schwankten stets. Inte- 
ressant ist hier ein Blick auf den „Natio- 
nalen Antikriegstag“ in Dortmund. Das 
seit 2004 stattfindende Event etablierte 
sich in den ersten Jahren bei geringen 
Teilnehmendenzahlen von 100 bis 300, 
2007 wurden es dann 500, 2008 schon 
1.100. In den nächsten Jahren konnte 
nur noch eine von Gegenprotesten und 
starken Polizeiaufgeboten eng begleitete 
Kundgebung stattfinden, die Zahlen san- 
ken daraufhin kontinuierlich. 

Die Rechte konnte nicht direkt an die Er- 
folge früherer Großmobilisierungen an- 
knüpfen. Ein „Antikriegsmarsch“ im Au- 
gust 2013 mobilisierte nur 50 Teilneh- 
merInnen. Mit anderen Themen konn- 
ten maximal 500 Personen erreicht wer- 
den. Erst am 28. März 2005 wurde mit 
800 Teilnehmenden wieder eine außer- 
gewöhnlich große Demonstration in 
Dortmund durchgeführt. Die Entwick- 
lung zeigt, wie stark die Mobilisierungs- 
fähigkeit auch von den Rahmenbedin- 
gungen abhängt. 

Thematisch richteten sich fast 88 aller 


Demonstrationen und Kundgebungen, 
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Demonstrationspolitik der extremen Rechten in NRW 


also 36 %, der von Kameradschaften or- 
ganisierten Veranstaltungen, gegen 
staatliche Repression und andere Sank- 
tionen. Diese Aktionen sind stark selbst- 
bezüglich, die Neonazis inszenieren sich 
als Opfer. Hier agieren sie nicht, sondern 
reagieren. Die klassischen Themen des 
Neonazismus, die „deutschen Opfer“ des 
Zweiten Weltkriegs und die Verherrli- 
chung des NS schlugen bei 10 Demons- 
trationen und 15 Kundgebungen mit 
zirka 10 Prozent erstaunlich gering zu 
Buche. Zentrale Themen waren hinge- 
gen rassistische Mobilisierungen (18), 
die „Soziale Frage“ (16) und die „Anti- 
kriegs-Demagogie“ (15). 

Analysiert man die 14 Aktionen mit 500 
oder mehr TeilnehmerInnen, so fanden 
11 davon in Dortmund statt, inhaltlich 
dominieren die „Soziale Frage“ und die 
„Antikriegs-Demagogie“. Thema von 3 
mobilisierungsstarken Aufmärschen der 
Jahre 2002 und 2003 war die Verherrli- 
chung des Nationalsozialismus. Anlass 
war hier die sogenannte „Wehrmachts- 
ausstellung“. Die Rechte thematisierte in 
30 Prozent ihrer Aktionen die „Soziale 
Frage“, was eine deutliche Zunahme ge- 
genüber der Zeit der „Kameradschaften“ 
darstellt. 


NPD: Seit 2000 nicht mehr 
zentraler Akteur 

Für die NPD hat der „Kampf um die 
Straße“ zwar eine hohe, jedoch im Ge- 
gensatz zu den „Kameradschaften“ 
keine zentrale Bedeutung. Der NPD geht 
es eben auch um den „Kampf um die 
Parlamente“. In NRW organisierte sie 
nur 15 Prozent aller Demonstrationen 
und Kundgebungen. In anderen Bundes- 
ländern ist die NPD deutlich aktiver, was 
auch ein Hinweis auf die verhältnismä- 
Rige Schwäche der NPD in NRW ist. In 
den späten 1990ern Jahren war die NPD 
der zentrale Akteur der Proteste gegen 
die in verschiedenen Städten gastie- 


rende Ausstellung über die Verbrechen 
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Antikommunismus / 
Gegen Linke 


Kriminalität / Innere Sicherheit 












Wahlwerbung 


Sonstige 


Einwanderung und 


multikulturelle Gesellschaft Antikriegs-Demagogie 





Soziale Frage 


Vergangenheitspolitik / 
NS-Verherrlichung 


Repression 


„Einwanderung und multikulturelle Gesellschaft“ und „Repression“ dominieren 
das Themenspektrum der extremen Rechten in NRW. 


45 - Gesamtzahl der Veranstaltungen .: 


15% 
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Das Themenfeld „Einwanderung und multikulturelle Gesellschaft“ hat „Repression“ 
als Top-Thema für Aufmärsche und Kundgebungen abgelöst. 


der Wehrmacht. An den in den Jahren Am häufigsten, bei 13 Demonstrationen 
1998 und 1999 in Münster, Bonn und 


Köln stattfindenden Aufmärschen nah- 


und 9 Kundgebungen, war die Agitation 
gegen Einwanderung und die multikul- 
turelle Gesellschaft das Thema der NPD. 


Weitere wichtige Themen sind bei den 


men zwischen 350 und 1.100 Personen 
teil. Nach der Ankündigung des NPD- 
Verbotsverfahren 2000 hielt sich die 


NPD vorübergehend mit Demonstratio- 


Demonstrationen die „Soziale Frage“ 

und die NS-Vergangenheit (je 8). Auffäl- 
nen zurück. 2007 war mit fünf Demons- lig ist, dass letzteres in jüngster Zeit 
trationen das aktivste Jahr der NPD. kaum noch eine Rolle spielt. Bei den 


Kundgebungen stehen Kampagnen 
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Demonstrationspolitik der extremen Rechten in NRW 


Antikommunismus / Gegen Linke 


Antikriegs-Demagogie 


BR Einwanderung und multikulturelle Gesellschaft 


Kriminalität / Innere Sicherheit 
. Repression 
Sonstige 
Soziale Frage 
Vergangenheitspolitik / NS-Verherrlichung 


Wahlwerbung 


Themen der extremen Rechten in NRW: Je dunkler das Feld, desto größer der Anteil an Veran- 
staltungen, die zu einem bestimmten Thema aus dem jeweiligen Spektrum heraus organisiert wurde 


gegen vermeintliche „Sexualstraftäter“ 
mit der Forderung nach der Todesstrafe 
an zweiter Stelle (7), auch hier spielt der 
NS kaum eine Rolle. Auch Repressalien 
waren kaum Thema, ganz im Gegensatz 
zu den „Kameradschaften“. Hier ist zu 
vermuten, dass es der NPD darum geht, 
Themen zu setzen und nicht die gegen 
sie angeblich gerichtete „Repression“ in 
den öffentlichen Fokus zu rücken. Das 
legt auch die Analyse der Anlässe zu den 
Kundgebungen und Aktionen nahe, 
denn in über 40 Prozent war es die NPD, 
die selbstständig Themen setzte. Der 
Wahlkampf dient hingegen kaum der 
Mobilisierung, die NPD nutzte zuletzt im 
Rahmen ihrer „Flaggschiff“-Touren ein 
kleines Team mit einem Werbe-LKW, das 
durch verschiedene Städte tourt. Diese 
Aktionen unter 25 Teilnehmenden gin- 
gen nicht in die Statistik ein. 


Die „pro“-Bewegung: Größt- 
möglicher Effekt mit gerin- 
gem Aufwand 

Mit der ab 2001 durch demonstrative 
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Aktionen präsenten Bürgerbewegung pro 
Köln und insbesondere durch die 2007 
gegründete Partei pro NRW wurde ein 
weiterer Akteur der Demonstrations- 
politik aktiv. Ihr Schwerpunkt liegt auf 
Kundgebungen, die leicht zu organi- 
sieren sind und auch noch mit wenig 
Personen eine Außenwirkung entfalten. 
Seit 2002 fanden 24 Demonstrationen 
und 57 Kundgebungen statt. Köln bil- 
dete mit 25 Prozent der Aktionen den 
örtlichen Schwerpunkt. Das Rheinland 
liegt deutlich vor dem westfälischen 
Landesteil. So war Dortmund nur ein- 
mal, die Städte Ostwestfalens kein einzi- 
ges Mal Ort einer größeren Aktion. Al- 
lerdings wurden zahlreiche Kundgebun- 
gen mit geringer Personenzahl durchge- 
führt, vor allem im Zusammenhang mit 
Wahlkampf-Touren, die keinen Eingang 
in die Statistik fanden. 

Thematisch wendet sich pro Köln/pro 
NRW in 80 Prozent aller Aktionen gegen 
Einwanderung und multikulturelle Ge- 
sellschaft, wovon sich 50 Prozent spe- 


ziell gegen Muslime richten. Bemerkens- 


wert ist, dass seit 2013 verstärkt gegen 
.“Asylmissbrauch“ und „Armutszuwan- 
derung“ gehetzt wird. Pro hat sich den 
aktuellen Debatten angepasst. Das 
Thema „Repression“ taucht nur ange- 
sichts von Aktionen gegen die jährliche 
Nennung im Verfassungsschutzbericht 


auf. 


Ein neues Phänomen - 
HoGeSa und PEGIDA 

Mit dem Auftauchen von HoGeSa und 
PEGIDA fanden 2014 Demonstrationen 
statt, die nicht ausschließlich von beste- 
henden Organisationen der extremen 
Rechten organisiert und von deren Sym- 
pathisant_innen besucht wurden, son- 
dern durch neue Akteure, unter ande- 
rem aus dem Fußball- und Hooligan-Mi- 
lieu, geprägt waren. Nach einer ersten 
Kundgebung mit 300 TeilnehmerInnen 
im September 2014 in Dortmund und 
der von gewalttätigen Ausschreitungen 
begleiteten Demonstration am 26. Okto- 
ber 2014 in Köln wurden keine weiteren 
HoGeSa-Versammlungen in NRW abge- 
halten. Die Kölner Demonstration wird 
vielen Beteiligten aber als Erfahrung der 
Selbstermächtigung und des kollektiven 
militanten Handelns in Erinnerung blei- 
ben. 

Die PEGIDA -Ableger hingegen setzen 
auf Ausdauer, auf die beharrliche Wie- 
derholung der Demonstrationen. Nach- 
dem versucht wurde, das Dresdner Vor- 
bild im Dezember 2014 mit drei Demons- 
trationen in Düsseldorf und Bonn nach- 
zuahmen, fanden 2015 (Januar bis Ende 
März) schon 23 Demonstrationen, vor 
allem in Duisburg und Düsseldorf statt. 
Allerdings sank die durchschnittliche 
Teilnehmendenzahl von 330 in 2014 auf 
inzwischen nur noch 127. Tendenz wei- 


ter sinkend. 
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Bois 


Von Fabian Boist und Verena Grün 


„Mahnwachen“ und 
„schwarze Blöcke“ 


Extrem rechte Demonstrationspolitik in Rheinland-Pfalz und Hessen 


Bestand zu Zeiten des „Aktionsbüro Rhein-Neckar“ noch eine enge Ver- 
bindung zwischen Teilen der rheinland-pfälzischen und hessischen Neo- 
naziszene, die sich auch in gemeinsamen Aufmärschen niederschlug, so 
lassen sich seit dem Niedergang ab zirka 2008 nur noch vereinzelt län- 
derübergreifende Kooperationen und Mobilisierungen feststellen. In 
Rheinland-Pfalz dominieren zur Zeit Kleinstversammlungen, während 
die Demonstrationspolitik in Hessen nahezu vollständig brach liegt. Bei 
der folgenden Darstellung der Entwicklung wurden bei der Auswertung 
des Datenmaterials - im Gegensatz zu NRW - auch demonstrative Aktio- 
nen mit weniger als 25 Personen berücksichtigt. 


Rheinland-Pfalz: 

Quantität statt Qualität? 

In Rheinland-Pfalz ist es vor allem die 
NPD, die regelmäßig Aktionen durch- 
führt. Teils mehrfach im Monat veran- 
staltet die Partei Kundgebungen. An den 


Versammlungen nehmen nur selten 
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mehr als 20 Personen teil. Die Schwer- 
punkte ihrer Aktivitäten legt die Partei 
in der Pfalz und in Trier. In der Pfalz 
versucht sie darüber hinaus seit einigen 
Jahren, Aufmärsche zum 1. Mai zu etab- 
lieren. Doch auch an diesen Veranstal- 


tungen nehmen selten mehr als 100 


Selbst das Transparent hängt durch: Die NPD in am 2. September 2014 in Trier 





Neonazis teil. Die Aktionen der Partei 
Der Dritte Weg fallen mit 50 Teilnehme- 
rInnen in der Regel etwas größer als die 
zahlreichen NPD-Kundgebungen aus. Je- 
doch führt Der Dritte Weg deutlich weni- 
ger Aktionen, diese überwiegend im 
Raum Ludwigshafen, durch. 

Dass verstärkt kleine Aktionen durchge- 
führt werden, dürfte mehrere Gründe 
haben. Zum einen strategische: Die Ver- 
anstalter erzielen einerseits ständige 
Medienpräsenz, andererseits halten sie 
durch andauernde Aktionen Gegenpro- 
test und Ordnungsbehörden auf Trab. 
Zum anderen dürften die Mini-Aktionen 
die Ursache haben, dass die Szene in 
Rheinland-Pfalz zerstritten ist und es 


deshalb nur selten schafft, viele Neona- 


Seite 19 





SCHWERPUNKT 





2003 
2004 
2005 
2006 





oO - NS 
oi ei - 
je oO je} 
NS NS NS 


zis zusammen auf die Straße zu bringen. 


Neben der NPD existieren mit Der Dritte 
Weg, dem - zumindest formal bestehen- 
den - Landesverband von Die Rechte und 
der Wählervereinigung Aufbruch 
Deutschland weitere Organisationen, in 
denen sich Ex-NPD-Mitglieder sammeln. 
All diese Gruppen arbeiten getrennt, 


aber auch gegeneinander. 
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Veranstaltungen in Rheinland-Pfalz 


Trotzdem finden auch in Rheinland- 
Pfalz gelegentlich größere Aufmärsche 
statt, bei denen Neonazis verschiedener 
Organisationen trotz interner Auseinan- 
dersetzungen gemeinsam marschieren. 
Diese Aufmärsche werden jedoch fast 
alle mit Unterstützung aus NRW organi- 
siert. Besonders deutlich wird dies beim 
„Trauermarsch“ in Remagen. Seit 2009 


organisieren Neonazis aus dem Umfeld 


des Aktionsbüros Mittelrhein jährlich den 
Gedenkmarsch, der sich mit bis zu 300 
Personen zum größten in Rheinland- 
Pfalz entwickelt hat. Unterstützung er- 
hielten die Organisatoren von Anfang 
von Neonazis aus NRW, von wo auch der 


größte Teil der Teilnehmenden kommt. 


Zentrale Themen: 

NS-Bezug und Asylpolitik 
Anlass des „Trauermarsches“ sind die 
„Rheinwiesenlager“, ehemalige Kriegs- 
gefangenenlager der Alliierten zum 
Ende des Zweiten Weltkriegs. Die Neo- 
nazis nutzen den Aufmarsch, um die 
Verbrechen des Nationalsozialismus zu 
relativieren und „die Deutschen“ als 
Opfer darzustellen. (vgl. LOTTA #54, S. 
34) Neben diesem Aufmarsch gibt es 
weitere kleinere Aufmärsche in Rhein- 
land-Pfalz, die regelmäßig stattfinden. 
Auch diese weisen fast alle einen thema- 
tischen Bezug zum Nationalsozialismus 
auf. So organisiert die Kameradschaft 
Nationaler Widerstand Zweibrücken anläss- 
lich des Jahrestages der Bombardierung 
der Stadt Jahr für Jahr einen „Trauer- 
marsch“ in Zweibrücken. Auch in Trier 
und Kaiserslautern finden ähnliche „Ge- 
denkaktionen“ sowie regelmäßige Kund- 
gebungen zu den Jahrestagen der 
Reichspogromnacht und des Holocaust- 
gedenktages statt. 

Vor allem in jüngster Zeit mobilisiert die 
extreme Rechte in Rheinland-Pfalz ver- 
stärkt gegen Flüchtlinge und Asylsu- 
chende. Alleine seit 2013 fanden in 
Rheinland-Pfalz 22 Aktionen statt, da- 
runter auch Fackelmärsche vor Asylun- 
terkünften. Bislang ist es jedoch aus- 
schließlich die Neonaziszene, die ver- 
sucht, dieses Thema zu besetzen, auch 
wenn mit PEGIDA Trier ein offizieller 
PEGIDA-Ableger besteht. Bislang ist die 
Gruppe aber nicht mit eigenen Aktionen 
in Erscheinung getreten, eine Etablie- 
rung eines rheinland-pfälzischen PE- 
GIDA-Ablegers ist unwahrscheinlich. 
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Extrem rechte Demonstrationspolitik in Rheinland-Pfalz und Hessen 
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Die zehn Städte mit den meisten extrem rechten Veranstaltungen. Links: Hessen, rechts: Rheinland-Pfalz 


Hessen: Versuche bundes- 
weiter „Großaufmärsche“ 

In Hessen wurden zwischen 2003 und 
2014 72 Aufmärsche und Kundgebungen 
gezählt, etwa 6.200 AktivistInnen ließen 
sich mobilisieren. Zur kleinsten Kundge- 
bung erschienen fünf NPD-AnhängerlIn- 
nen, die personenstärkste Veranstaltung 
stellt der Aufmarsch am 7. Juli 2007 in 
Frankfurt mit etwa 700 TeilnehmerIn- 
nen dar. Ausgenommen aus diesen Zäh- 
lungen sind die Wahlkampftouren der 
NPD von 2012 und 2014 und die Wahl- 
kampftour von pro Deutschland 2014. 

Die meisten dieser Versammlungen (37) 
wurden aus Strukturen der „Freien Ka- 
meradschaften“ organisiert, etwas weni- 
ger (29) aus NPD-Kreisen. Die Teilneh- 
menden entstammten jedoch oftmals 
beiden Spektren. Aus den Reihen der Re- 
publikaner wurden fünf Versammlungen 
abgehalten, 2014 fand eine aus dem fuß- 
ballaffinen Spektrum organisierte De- 
monstration statt. Weitaus beliebtester 
Aufmarschort war Frankfurt mit zehn 
Versammlungen, gefolgt von Wiesba- 
den, Gladenbach (Landkreis Marburg- 
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Biedenkopf) und Marburg mit jeweils 
fünf. Allerdings lagen alle Veranstaltun- 
gen in Gladenbach zwischen Januar 2004 
und Januar 2005. 


Kämpfe um Vormachtstellung 
Die Daten der Aufmarschstatistik kongru- 
ieren mit bestimmten Entwicklungen 
und Umbrüchen innerhalb der extremen 
Rechten in Hessen. Dass beispielsweise 
2014 nur ein Aufmarsch stattfand, der 
noch dazu nicht von örtlichen Strukturen 
organisiert war, verrät einiges über den 
aktuellen Zustand der Szene. Zahlenmä- 
Big stechen in den vergangenen Jahren 
lediglich zwei NPD-Veranstaltungen he- 
raus: der 1. Mai 2013 mit etwa 150 Teil- 
nehmenden in Hanau und der 16. Juli 
2011 in Gießen mit um die 140 Teilneh- 
merlInnen. Zu beiden Aufmärschen war 
bundesweit mobilisiert worden, in Anbe- 
tracht dessen erwies sich beides als Flop 
für die hessische NPD. 

Dem Aufruf zu dem vom NDPler Marcel 
Wöll organisierten spektrenübergreifen- 
den Aufmarsch unter dem Motto „Arbeit 
statt Dividende - Volksgemeinschaft 


statt Globalisierung“ im Juli 2007 folgten 
hingegen etwa 700 Neonazis ins „Jerusa- 
lem am Main“. Der Termin fiel in die 
Zeit der szeneinternen Diskussion um 
die „Autonomen Nationalisten“, Ein 
Großteil der Teilnehmenden trat dann 
auch als „schwarzer Block“ auf, „Antika- 
pitalismus“ als Thema und aggressives 
Auftreten gehörten ebenso dazu wie ein 
Mobilisierungsvideo, das eine Aktivistin 
aus NRW vermummt und mit Molli in 
der Hand zeigte. Erwartete interne Aus- 
einandersetzungen um dieses Auftreten 
blieben am Tag selbst aus, die Inszenie- 
rung in dieser Form und Größenord- 
nung blieb in Hessen jedoch einmalig. 
Während Demonstrationen in Hessen 
immer wieder dazu dienten, eine Vor- 
machtstellung einzelnen Strukturen zu 
erringen oder zu behaupten, spielt auch 
Profilierungsdrang einzelner Akteure 
eine Rolle. Nie zeigte sich dies so deut- 
lich wie 2004 bis Januar 2005: In dieser 
Zeit fanden in Gladenbach und Marburg 
sieben Versammlungen statt, die maß- 
geblich von einer Person mit Profilneu- 


rose organisiert waren. 
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Von Günter Born 


Event und völkische 
Selbstvergewisserung 


Die Bedeutung des 1. Mai für die Straßenpolitik der extremen Rechten 


Der Aufzug, der sich am 1. Mai 1993 durch die menschenleeren Straßen 
von Berlin- Lichtenberg bewegte, wirkte reichlich bizarr. Knapp 100 Neo- 
nazis hatten sich hinter einem Transparent der „Freiheitlichen Deutschen 
Arbeiterpartei“ (FAP) versammelt, auf dem die Parole „Deutsche Arbeits- 
plätze für deutsche Arbeitnehmer“ prangte. Dirigiert wurde der Tross 
durch den FAP-Vorsitzenden Friedhelm Busse, ausstaffiert mit einem 
knarzenden Handmegaphon. Ein Jahr zuvor war die FAP mit ihrem Ver- 
such, im Prenzlauer Berg einen Aufmarsch durchzuführen, sogar kom- 
plett gescheitert. Bevor die Veranstaltung überhaupt begonnen hatte, 
blieb den rund 50 AktivistInnen angesichts wütender Gegenproteste nur 


der wenig ruhmreiche Rückzug. 


„Fanal der Volks- 
gemeinschaft“? 

Obgleich es der dann 1995 verbotenen 
FAP nicht gelang, sich am 1. Mai als stra- 
Benpolitisch durchsetzungsstarke Partei 
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in der Tradition der NSDAP und ihrer 
Schlägertruppe der SA zu inszenieren, 
verwiesen deren Bemühungen, das 
Datum mit eigenen Aktivitäten und völ- 
kisch-nationalistischer Propaganda zu 





vereinnahmen, doch auf eine zuneh- 
mende Bewegungsorientierung und 
wachsende Militanz, die für große Teile 
der extremen Rechten seit 1990 kenn- 
zeichnend war. Als maßgebliche Prota- 
gonistInnen dieser Entwicklung firmier- 
ten die entstehenden „Freien Kamerad- 
schaften“ (FK) sowie die sich radikalisie- 
rende NPD, die offen den „Kampf um die 
Straße“ propagierte. Der 1. Mai avan- 
cierte fortan zu einem festen Termin im 
Demonstrationskalender der extremen 
Rechten. Neben der Agitation gegen die 
„Wehrmachtsausstellungen“ des Ham- 
burger Instituts für Sozialforschung (1995- 
2004) und den Rudolf-Heß-Gedenkmär- 
schen (bis 2004) bildete das Datum seit 
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Die Bedeutung des 1. Mai für die Straßenpolitik der extremen Rechten 


1997 den für die Szene zweifellos erfolg- 
reichsten Mobilisierungsanlass. 

In den Jahrzehnten zuvor hatte indessen 
die extreme Rechte das Datum im 
wahrsten Sinne des Wortes „links“ lie- 
gen lassen. Nunmehr reklamierten NPD 
und FK den 1. Mai jedoch als „Tag der 
nationalen Arbeit“ und knüpften damit 
unverhohlen an den historischen NS an. 
Nur wenige Wochen nach der Macht- 
übernahme am 30. Januar 1933 hatte das 
NS-Regime den 1. Mai zum „Feiertag“ 
erhoben und mit Massenaufmärschen 
propagandistisch überhöht, um auf 
diese Weise, so die Historikerin Harriet 
Scharnberg, ein „Fanal der Volksge- 
meinschaft“ zu inszenieren, bevor am 
folgenden Tag die freien Gewerkschaf- 
ten zerschlagen wurden. Die offene Be- 
zugnahme auf diese Traditionslinien 
durch die extreme Rechte in den 1990er 
Jahren, die in dem Slogan „Erster Mai - 
seit 33 arbeitsfrei“ ebenso zum Ausdruck 
kam wie in der Verwendung marginal 
abgewandelter Symbole der Deutschen 
Arbeitsfront (DAF) und der Nationalsozia- 
listischen Betriebszellenorganisation 
(NSBO), dokumentierte das wachsende 
Selbstbewusstsein der Szene. 

Damit einher ging eine verstärkte welt- 
anschauliche Reideologisierung. NPD 
und FK setzten auf völkisch-antikapita- 
listische Positionen, die im Wesentli- 
chen dem rhetorischen Arsenal extrem 
rechter und faschistischer Strömungen 
der Zwischenkriegszeit entstammten. 
„Volksgemeinschaft statt Klassenkampf“ 
oder „Arbeit, Freiheit und Brot durch 
Nationalen Sozialismus“ lauteten die Pa- 
rolen, mit denen NPD und FK nicht nur 
zum 1. Mai, sondern auch zu weiteren 


Anlässen, wie beispielsweise gegen den 
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G8-Gipfel in Heiligendamm im Juni 2007 
mobilisierten. Ein theoretisch an- 
spruchsvollerer „Antikapitalismus von 
rechts“ entstand dabei freilich nicht. In 
der Regel verbergen sich hinter den „an- 
tikapitalistischen“ Phrasen und der Ver- 
herrlichung des „Nationalen Sozialis- 
mus“ allenfalls schlecht getarnte, rassis- 
tische, nicht zuletzt antisemitische 
Grundpositionen. 

Besonders die Aufmärsche zum 1. Mai 
boten (und bieten) den AktivistInnen 
die Gelegenheit, diese ideologischen Re- 
ferenzen in provozierender Weise zu in- 
szenieren. Ein markantes Beispiel hier- 
für stellte die Aufschrift des Fronttrans- 
parents des Nationalen Widerstands Dort- 
mund am 1. Mai 2007 dar: „Ob Dort- 
mund, Erfurt oder Buxtehude - Der 
Feind ist & bleibt der Kapitalismus“. Ak- 
tivistInnen der (mittlerweile aufgelös- 
ten) AG Ruhr Mitte präsentierten - nicht 
nur zum 1. Mai - ein Transparent, auf 
dem eine Weltkugel in den Fängen einer 
Krake abgebildet war, versehen mit dem 
Slogan „Kampf dem ewigen Kapitalis- 
mus“. Das Motiv war in nur leicht abge- 
wandelter Form der NS-Hetzschrift Der 
Stürmer entnommen worden. 


Selbstinszenierungen 

und Gewalt 

Mit diesen Inszenierungspraktiken er- 
zielten weder NPD und FK, noch in 
jüngster Zeit die militanten Kleinstpar- 
teien Die Rechte und Der Dritte Weg An- 
schlussfähigkeit über die eigenen neo- 
nazistischen Kernmilieus hinaus. Im Ge- 
gensatz zur historischen NS-Bewegung 
ging und geht es deren WiedergängerIn- 
nen anlässlich des 1. Mai und anderer 


„antikapitalistischer“ Kampagnen kaum 
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um die gleichwohl ständig beschworene 
„Seele des deutschen Arbeiters“. Politi- 
sche Konzepte, um ähnlich wie die NSBO 
während der Zwischenkriegszeit in so- 
ziale Auseinandersetzungen und Ar- 
beitskämpfe zu intervenieren, hat die 
extreme Rechte bislang nicht hervorge- 
bracht. 

Der „Tag der nationalen Arbeit“ dient in 
erster Linie der Selbstinszenierung einer 
Bewegung, die sich nicht über pro- 
grammatische Entwürfe, sondern durch 
eine rassistische, aktionsorientierte und 
gewaltaffine Praxis definiert. Dieser zen- 
trale Wesenszug des extrem rechten Po- 
litikverständnisses zeigt sich im Kontext 
der Mobilisierungen zum 1. Mai beson- 
ders deutlich. Verbale Aggressivität und 
handfeste Übergriffe auf zu „Feinden“ 
deklarierte politische GegnerInnen, Mi- 
grantInnen, JournalistInnen und biswei- 
len auch die Polizei kennzeichnen den 
„Tag der nationalen Arbeit“ bis heute. 
Im Jahr 1997 attackierten marodierende 
Neonazis beispielsweise eine Kundge- 
bung des DGB in Hannoversch Münden. 
1998 versuchten rund 300 AktivistInnen 
aus dem Spektrum der FK nach der 
Kundgebung der NPD am Leipziger Völ- 
kerschlachtdenkmal eine Demonstration 
durchzusetzen und griffen dabei Journa- 
listInnen mit Steinwürfen an. Zu massi- 
ven Übergriffen vor allem auf Journalis- 
tInnen kam es in Hamburg am 1. Mai 
2008. Im Jahr darauf griffen rund 400 
Neonazis in Dortmund die Demonstra- 
tion des DGB an. Pöbeleien und Gewalt 
begleiteten auch in den folgenden Jah- 
ren die Aufmärsche der extremen Rech- 
ten zum 1. Mai. 

Diese Veranstaltungen bildeten immer 


auch Experimentierfelder für neue Akti- 
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onsformen und Selbstinszenierungs- 
praktiken, die vom streng legalistischen 
Verhalten, das extrem rechte Versamm- 
lungen bis zur Mitte der 1990er Jahre 
prägte, abwichen. Die Mitte der 2000er 
Jahre entstehende Strömung der „Auto- 
nomen Nationalisten“ (AN) trat zu- 
nächst im Kontext der Aufmärsche zum 
1. Mai spektakulär in Erscheinung. Im 
Vorfeld der von NPD und FK organisier- 
ten Demonstration zum „Tag der natio- 
nalen Arbeit“ in Berlin im Jahr 2004 
wurde in einem Aufruf erstmals die Bil- 
dung eines „nationalrevolutionären 
schwarzen Blocks“ propagiert. Seither 
dienten Aktionen am 1. Mai besonders 
den AN als Bühne, um die von ihnen 
adaptierten Symbole und subkulturellen 
Stile zur Schau zu stellen und sich als 
postmodern recycelte „Soldaten der Be- 
wegung“ zu präsentieren. 


Anspruch und Realität 

Diese Formen der Selbstdarstellung stie- 
ßen jedoch nicht im gesamten Spektrum 
der bewegungsorientierten extremen 
Rechten auf Zustimmung. Die Ge- 
schichte der Mobilisierungen zum „Tag 
der nationalen Arbeit“ bildet daher auch 
die Zersplitterung der neonazistischen 
Szenen ab. Konflikte entzündeten sich 
wiederholt an den jeweils praktizierten 
Aktionsformen. Während etwa Aktivis- 
tInnen der FK und der AN ihre Gewalt- 
bereitschaft zelebrierten und dabei 
nicht nur die Konfrontation mit politi- 
schen GegnerInnen und der Polizei, son- 
dern bisweilen auch mit OrdnerInnen 
der NPD suchten, grenzten sich die „Na- 
tionaldemokraten“ wiederholt von 
deren Militanz ab und postulierten - 
wenn auch häufig wenig glaubwürdig - 
ein legalistisches Auftreten. 

Hinzu kommen persönliche Animositä- 
ten zwischen führenden ProtagonistIn- 
nen des „Freien“-Spektrums, der NPD 
sowie der Parteien Die Rechte und Der 


Dritte Weg, die nicht gerade zur strategi- 
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Die Bedeutung des 1. Mai für die Straßenpolitik der extremen Rechten 


schen Geschlossenheit beitragen. An- 
lässlich des 1. Mai ist es der extremen 
Rechten nur selten gelungen, sich poli- 
tisch geeint zu präsentieren und zen- 
trale, gemeinsame Veranstaltungen 
durchzuführen. Bundesweite Mobilisie- 
rungen wie etwa zum 1. Mai 1998, als 
sich rund 5.000 NPD-AnhängerInnen 
und AktivistInnen der FK in Leipzig ver- 
sammelten oder der von NPD und Akti- 
onsbüro Norddeutschland getragene Auf- 
ruf zum „Marsch der nationalen Ein- 
heit“ am 1. Mai 2004 in Berlin, dem etwa 
2.500 Neonazis folgten, können somit 
eher als Ausnahmen bezeichnet werden. 
Vielmehr prägen dezentrale Aktionen 
den „Tag der nationalen Arbeit“. Hier 
zeigen sich deutlich die Ambivalenzen 
extrem rechter Straßenpolitik, zwischen 
großspurigen Ansprüchen und einer für 
deren ProtagonistInnen nicht selten er- 
nüchternden Realität. 

Einerseits sollen die dezentralen Veran- 
staltungen die Mobilisierungsfähigkeit 
der jeweiligen regionalen Strukturen de- 
monstrieren und gleichzeitig den Ein- 
druck flächendeckender Aktivitäten er- 
zeugen. Andererseits verdeutlichen 
nicht zuletzt die regionalen Mobilisie- 
rungen zum 1. Mai die Schwächen der 
bewegungsorientierten Rechten, werden 
doch häufig gerade zu diesen Anlässen 
die bereits erwähnten Konfliktlinien in- 
nerhalb der Szene offenkundig. So ruft 
etwa Der Dritte Weg in diesem Jahr zu 
einer Demonstration in Saalfeld auf, un- 
geachtet der Tatsache, dass gleichzeitig 
die NPD im nur knapp 60 Kilometer ent- 
fernten Erfurt zu einem Aufmarsch mo- 
bilisiert. Die Konzentration der extre- 
men Rechten auf kleinere regionale Mo- 
bilisierungen resultiert aber auch aus 
deren Unvermögen, auf die breiten zivil- 
gesellschaftlichen und antifaschisti- 
schen Gegenproteste zu reagieren, die 
seit den frühen 1990er Jahren den „Tag 
der nationalen Arbeit“ begleiten und 


vielfach zum Scheitern, zumindest aber 


zur erheblichen Beeinträchtigung zumal 
der bundesweit beworbenen Aufmär- 


sche beitrugen. 


Kontinuität und 
Ritualisierung 

Gleichwohl spielt der 1. Mai für die be- 
wegungsorientierte Rechte als regelmä- 
Biger Event weiterhin eine zentrale 
Rolle. Dessen Bedeutung ergibt sich vor 
allem aus seiner szeneinternen gemein- 
schaftsstiftenden Funktion, die gleich- 
sam als völkische Selbstvergewisserung 
beschrieben werden kann. Wie kaum ein 
anderes Datum wird der 1. Mai von den 
AktivistInnen der extremen Rechten 
dazu genutzt, ihrem aktionsorientierten, 
gewaltaffinen Politikverständnis Aus- 
druck zu verleihen. Aus dieser Selbstbe- 
züglichkeit ergeben sich freilich auch 
die Grenzen extrem rechter Straßenpoli- 
tik. Zudem scheint sich der nationalre- 
volutionäre Gestus, der die Mobilisie- 
rungen zum 1. Mai bis zur Mitte der 
2000er Jahre kennzeichnete, allmählich 
erschöpft zu haben und einer zuneh- 
menden straßenpolitischen Ritualisie- 
rung zu weichen. Nicht zuletzt verwei- 
sen auch die tendenziell sinkenden Teil- 
nehmerInnenzahlen der Aktionen auch 
in diesem Themenfeld auf eine grund- 
sätzliche Krise extrem rechter Straßen- 
politik. Beteiligten sich im Jahr 2007 
bundesweit noch rund 5.000 AktivistIn- 
nen an den Veranstaltungen zum 1. Mai, 
waren es 2014 gerade einmal knapp 
2.100. Ein Ende der völkisch-rassisti- 
schen Mobilisierungen zum 1. Mai ist in- 
dessen nicht absehbar. Im Gegensatz zu 
anderen straßenpolitischen Events, die 
sich phasenweise als äußerst mobilisie- 
rungsfähig erwiesen, aus verschiedenen 
Gründen jedoch an Resonanz verloren 
haben (Rudolf-Heß-Gedenkmärsche, Bad 
Nenndorf, Halbe und Dresden) hat sich 
das Datum seit nunmehr 20 Jahren im 
extrem rechten Demonstrationskalen- 
der etabliert. 
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„Day of Honour“ am 10. Februar 2007 auf dem Budapester Heldenplatz in Ungarn: Über 1.000 Neonazis aus ganz Europa gedenken 
der letzten großen Schlacht der ungarischer Pfeilkreuzler, Waffen-SS und Wehrmachtssoldaten gegen die Rote Armee 1944. 


Von Tobias Hoff 


„Ein Gänsehautschauer 
nach dem anderen“ 





“ DL Se) no 


Bedeutung europäischer Aufmärsche für die deutsche Neonazi-Szene 


Dass deutsche Neonazis ins europäische Ausland fahren um dort an 
„Gedenkmärschen“ teilzunehmen, stellt grundsätzlich keinen Wider- 
spruch dar. Die extreme Rechte oder der Neonazismus war und ist kein 
rein nationales Phänomen. Schon im 20. Jahrhundert existierten diverse 
Bündnisse unter den faschistischen Bewegungen in Europa und auch 
heute haben sich in verschiedenen europäischen Ländern extrem rechte 
Bewegungen und Organisationen etabliert, die sich grenzüberschreitend 
vernetzen, kooperieren und (gemeinsame) Straßenpolitik betreiben. In 
diesem Artikel gehen wir der Frage nach, welche Faktoren deutsche 
Neonazis dazu bewegt, an Aufmärschen der europäischen Kameraden 
teilzunehmen, und welche sie eher von einem Besuch abhalten. 

In der Begründung einer länderüber- existiert eine starke Bezugnahme auf 
greifenden Zusammenarbeit rekurriert eine Europa-Idee, die auf völkisch-ras- 
die extreme Rechte auf verschiedene Eu- sistische Ordnungsvorstellungen des Na- 
ropakonzeptionen und -vorstellungen. tionalsozialismus zurückgreift. Einen 
Innerhalb des deutschen Neonazismus wichtigen Anknüpfungspunkt stellt die 
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Heroisierung der SS bzw. der Divisionen 
da, in denen „Waffenbrüder“ aus ver- 
schiedenen europäischen Ländern ge- 
kämpft haben. Die Orientierung an 
einem vermeintlichen Kampf für eine 
„weiße Rasse“ dient der extremen Rech- 
ten auch heute als gemeinsame Basis für 
transnationale Kooperationen. Mit der 
Losung eines „Europa der Vaterländer“ 
wird die Zusammenarbeit mit den Ka- 
meraden aus den europäischen „Bruder- 
staaten“ beschworen. Europa wird in 
diesen Vorstellungen als schicksalhafte 
„über Jahrhunderte gewachsene Lebens- 
kampfgemeinschaft“ konstruiert, wie 
Pierre Dornbrach exemplarisch in der 
JN-Zeitschrift Der Aktivist mit dem 
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Schwerpunktthema „Europa“ ausführt. 
Auch in den Reiseberichten über die 
Teilnahme an Aufmärschen im europäi- 
schen Ausland findet sich immer wieder 
das Mantra eines gemeinsamen Kampfes 
für ein „freies Europa der Völker“ als 
Begründung wieder. So schreibt das 
DortmundEcho über die Teilnahme von 
„Dortmunder Aktivisten der Partei Die 
Rechte“ an drei stattgefundenen Auf- 
märschen in Athen, Budapest und Sofia, 
dass „der Widerstand aller freien, euro- 
päischen Völker gemeinschaftlich orga- 


nisiert werden“ muss. 


Nachbarschaft 

Neben dieser grundsätzlichen Bezug- 
nahme der extremen Rechten hinsicht- 
lich einer europäischen Ausrichtung, 
existieren unterschiedliche Beweg- 
gründe und Faktoren, die dazu führen, 
dass deutsche Neonazis im europäischen 
Ausland an Demonstrationen teilneh- 
men. Ausschlaggebend können persönli- 
che oder organisatorische Kontakte und 
Freundschaften zwischen extrem rech- 
ten Gruppen und Einzelpersonen sein. 
Dies ist oft in Grenzgebieten der Fall, 
und daher finden oft durch die räumli- 
che Nähe transnationale Kooperationen 
statt. So pflegen sächsische und bayri- 
sche Neonazis gute Kontakte nach 
Tschechien, die sich auch in gegenseiti- 
gen Aufmarschbesuchen zeigen. Bayri- 
sche Neonazis um das im Jahr 2014 ver- 
botene Freie Netz Süd und tschechische 
Neonazis, die hauptsächlich der dorti- 
gen Arbeiterpartei für soziale Gerechtigkeit 
(DSSS) zugeordnet werden können, tre- 
ten teilweise auch unter einem gemein- 
samen Label, dem selbsternannten 
Deutsch-Böhmischen Freundeskreis auf. In 
erster Linie besteht die Vernetzung in 
gegenseitigen Besuchen extrem rechter 
Aufmärsche in Tschechien und Deutsch- 
land. Auch Neonazi-Strukturen aus NRW 
waren ab Mitte der 1990er Jahre regel- 
mäßig bei Aufmärschen in den benach- 
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barten Niederlanden zu Gast. Ihre Struk- 
turen waren eng mit jenen in NRW ver- 
bunden. Seit 2012 scheinen zumindest 
die Aufmärsche an Attraktivität verlo- 
ren zu haben und die deutschen Kame- 
raden lassen sich kaum noch bei diesen 
blicken. Einen Anreiz, über die Grenze 
zu fahren, bieten eher RechtsRock-Kon- 
zerte oder Veranstaltungen der in den 
Niederlanden legalen Blood & Honour-Di- 
vision. Niederländische Neonazis dage- 
gen nehmen auch weiterhin an Demons- 


trationen in Deutschland teil. 


Militanz 

Am Beispiel Tschechien läßt sich ver- 
deutlichen, dass es nicht nur die geringe 
Entfernung ist, die für eine grenzüber- 
schreitende Mobilisierung sorgt. In 
(Nord-)Tschechien kam es in den letzten 
Jahren zu mehreren antiziganistischen 
Mobilisierungen und Aufmärschen, bei 
denen es auch zu pogromartigen Aus- 
schreitungen gegen von Roma bewohnte 
Häuser kam (vgl. LOTTA #48, S. 51). Bil- 
der eines vermummten rassistischen 
Mobs verbreiteten sich über Tschechien 
hinaus, diese zogen auch Neonazis aus 
Deutschland an. Bei verschiedenen Auf- 
märschen wie am 29. Oktober 2011 in 
Rotava oder am 29. Januar 2012 in 
Varnsdorf beteiligten sich Neonazis aus 
Bayern und Sachsen. Dass es bei diesen 
Aufmärschen eine spezifische Motiva- 
tion gab, zeigt sich daran, dass die Teil- 
nehmerInnenzahl weit über der sonsti- 
gen Beteiligung deutscher Neonazis bei 
Veranstaltungen in Tschechien lag. Die 
Hoffnung, sich an Ausschreitungen und 
Übergriffen beteiligen zu können ist also 
für deutsche Neonazis ein Grund, sich 


auf Reisen zu begeben. 


NS-Verherrlichung... 

Auf der inhaltlichen Ebene stellt die 
Verherrlichung des Nationalsozialismus 
bzw. anderer faschistischer Regime in 


Europa ein wichtiges Moment der län- 


derübergreifenden Mobilisierungsfähig- 
keit für die extreme Rechte dar. Noch 
vor einigen Jahren richtete die extreme 
Rechte in Deutschland mit den Heß- 
Märschen in Wunsiedel und den Auf- 
märschen zum Jahrestag der Bombardie- 
rung in Dresden selbst zwei zentrale 
Events mit europaweiter Beteiligung in 
diesem Themenfeld aus. Geschichtsrevi- 
sionistische Aufmärsche und die Glorifi- 
zierung des NS sind für die neonazisti- 
sche Bewegung aber auch ein beliebter 
Reisegrund. So reisen bspw. NPD-Delega- 
tionen seit vielen Jahren im November 
nach Madrid, um dort am Gedenken für 
den spanischen Diktator Francisco 
Franco und den Falange-Gründer Jose- 
Antonio Primo de Rivera teilzunehmen, 
deren Todestage sich jeweils am 20. No- 
vember jähren. Deutsche Neonazis be- 
schwören dort auf Veranstaltungen und 
Demonstrationen immer wieder die 
„traditionelle Freundschaft“ und „ge- 
meinsame Geschichte“. Zum festen Pro- 
gramm der Novembertermine gehören 
Besuche der Denkmäler für die Gefalle- 
nen der faschistischen Legion Condor und 
dem spanischen SS-Freiwilligenverband 
Blaue Division. Konnten Ende der 1990er 
Jahre noch bis zu 100 Personen aus 
Deutschland mobilisiert werden, hat 
sich die Teilnahme im Laufe der Zeit auf 
eher kleine Delegationen reduziert. 
Zwei NS verherrlichende Aufmärsche im 
Osten Europas haben hingegen in den 
letzten Jahren für deutsche Neonazis 


größere Bedeutung erlangt. 


..in Budapest 

Im Zuge der Befreiung von Budapest 
durch die Rote Armee im Februar 1945, 
kam es zu einem versuchten Ausbruch 
von Einheiten ungarischer Faschisten 
und der Waffen-SS, bei dem mehrere 
tausend Soldaten ums Leben kamen. Zur 
Ehre dieser findet seit mehreren Jahren 
am zweiten Wochenende im Februar in 


Budapest der sogenannte „Tag der Ehre“ 
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statt. Maßgeblich organisiert wird die- 
ser von ungarischen Strukturen des 
Blood & Honour-Netzwerkes bzw. dessen 
Nachfolgestrukturen. Insbesondere der 
positive Bezug und die Glorifizierung 
der Waffen-SS spielt bei dem Aufmarsch 
eine bedeutende Rolle. Der Aufmarsch 
am „Tag der Ehre“ entwickelte sich in 
den 2000er Jahren zu einem wichtigen 
Neonazievent, mit Teilnehmenden aus 
diversen europäischen Ländern, auch 
aus Deutschland. Deutsche Neonazis tra- 
ten dabei immer wieder als Redner in 
Erscheinung. So zum Beispiel 2007 der 
damalige NPD-Vorsitzende Udo Voigt 
oder zwei Jahre später der nordrhein- 
westfälische Kameradschaftsführer 
Ralph Tegethoff. Seinen Höhepunkt 
hatte der „Tag der Ehre“ 2009, als ca. 
2000 Neonazis ins Budapester Stadtzen- 
trum mobilisiert werden konnten. In 
den folgenden Jahren musste die Veran- 
staltung aufgrund staatlicher Verbote 
zumeist außerhalb von Budapest bzw. in 
Waldgebieten stattfinden. Auch die dies- 
jährige - kurzfristig verlegte - Kundge- 
bung am 07. Februar fand mit rund 150 
Personen an einem Denkmal für die 
Waffen-SS in Deg statt. Wie das Jahr 
zuvor steuerte der Vorsitzende der 
Kleinstpartei Der Dritte Weg Klaus Arm- 
stroff einen Redebeitrag bei. 


„und Sofia 

Anlässlich des Todestages des ehemali- 
gen bulgarischen Kriegsministers und 
Generals Hristo Lukov findet jährlich im 
Februar in Sofia der sogenannte „Lukov- 
Marsch“ statt, regelmäßig auch mit 
deutscher Beteiligung. Lukov war ein 
überzeugter Anhänger des Nationalso- 
zialismus und Anführer des faschisti- 
schen Bunds der Bulgarischen Nationalen 
Legionen. Im Februar 1943 wurde er von 
kommunistischen Partisanen erschos- 
sen. Maßgeblich organisiert wird der 
seit 2004 durchgeführte „Lukov-Marsch“ 
vom Bulgarischen Nationalbund (BNS), re- 
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gelmäßig nehmen an die 1.000 Personen 
teil. An dem martialisch inszenierten Fa- 
ckelmarsch nahmen neben bulgarischen 
NeofaschistInnen auch solche aus ver- 
schiedenen europäischen Ländern teil. 
Auch nordrhein-westfälische Neonazis 
um den ehemaligen NW Dortmund und 
heutigen Die Rechte Kreisverband Dort- 
mund reisen seit mehreren Jahren 
immer wieder nach Sofia und treten - 
wie zuletzt am 14. Februar 2015 - auch 
als Redner in Erscheinung. Die Dort- 
munder Strukturen pflegen seit langer 
Zeit gute Kontakte zum BNS und Delega- 
tionen aus Bulgarien waren regelmäßig 
bei den Aufmärschen bzw. Kundgebun- 
gen zum Antikriegstag in Dortmund zu 
Gast. 


Inhalt, aber auch Form 

Es ist nicht „nur“ die Möglichkeit einer 
Verherrlichung des NS, die es für deut- 
sche Neonazis attraktiv macht sich auf 
Reisen zu begeben. Auch die Form und 
die Inszenierung faschistischer Ästhetik, 
wie Fackeln, Marschformation oder mili- 
tärischer Uniformierung, spielen eine 
Rolle. Ein weiterer wichtiger Aspekt die- 
ser geschichtspolitischen Aufmärsche 


für die deutschen Neonazis ist, dass sie 


„Day of Honour“ am 10. Februar 2007 in Budapest, Ungarn 
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hier die Erfahrung machen, für ihre 
offen nach außen getragene NS Verherr- 
lichung nicht angefeindet zu werden. So 
finden in Sofia und Budapest keine grö- 
Beren Gegenmobilisierungen statt, wel- 
che die Aufmärsche stören oder behin- 
dern. Dies ist auch bei dem jährlichen 
„Tag der Legionäre“ im lettischen Riga 
von Bedeutung. Bei diesem Aufmarsch 
von Alt- und Neonazis, bei dem bis zu 
2.000 Teilnehmende zusammenkommen, 
werden die lettischen Einheiten der 
Waffen-SS im Kampf gegen den „Bol- 
schewismus“ glorifiziert. Auch hier 
waren Dortmunder Neonazis vor Ort 
und berichten von einem „ehrvollen Ge- 
denken“ und einer positiven Stimmung 
in weiten Teilen der Bevölkerung, da die 
„Freiwilligen in Lettland einen Helden- 


status“ genießen würden. 


Massenerlebnis 

Einen der aktuell größten europäischen 
Aufmärsche der extremen Rechten in 
Europa mit mehreren tausend Teilneh- 
menden veranstaltet die Goldene Morgen- 
röte jährlich in Athen. Mit dem „Imia- 
Marsch“ soll an den Tod drei grie- 
chischer Offiziere bei einem Hubschrau- 


berabsturz im Territorialkonflikt mit der 
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Türkei um zwei Inseln 1996 erinnert 
werden. In den letzten Jahren haben an 
diesen Aufmärschen regelmäßig Delega- 
tionen der NPD und anderer deutscher 
Neonazis aus dem früheren Kamerad- 
schafts- und heutigen Spektrum von Die 
Rechte oder Der Dritte Weg teilgenommen. 
Neben der grundsätzlichen Faszination 
der extremen Rechten für den Erfolg der 
Goldenen Morgenröte hat insbesondere 
der Massenaufmarsch eine starke identi- 
tätsstiftende und emotionale Wirkung. 
Der „Imia-Marsch“ bietet mit einem rie- 
sigen Fahnenmeer und dem massiven 
Einsatz von Pyrotechnik eine nationalis- 
tische Inszenierung, wie sie in Deutsch- 
land derzeit nicht möglich ist. „Wie 
jedes Jahr umfasste die deutschen Teil- 
nehmer dabei ein Gänsehautschauer 
nach dem anderen“ schwärmt „völlig 
begeistert und beeindruckt von der Zu- 
sammensetzung der Teilnehmer, der 
Veranstaltung und der positiven Ener- 
gie“ ein/e deutsche/r TeilnehmerIn auf 
der Homepage von Der Dritte Weg. Solche 
emotionalen Berichte waren in den 
2000er Jahren auch regelmäßig nach Be- 
suchen deutscher Neonazis im schwedi- 
schen Salem zu lesen. Nachdem dort im 
September 2000 der junge Neonazi Da- 
niel Wretström bei einer Auseinander- 
setzung mit Jugendlichen ums Leben 
kam, etablierte die extreme Rechte für 
mehrere Jahre einen der wichtigsten 
Neonaziaufmärsche Nordeuropas. (vgl. 
LOTTA #34, S. 52) Zu dem „Trauer- 
marsch“, der in Hochzeiten an die 2.000 
Neonazis aus verschiedenen europäi- 
schen Ländern mobilisieren konnte, 
reisten auch spektrenübergreifend zeit- 
weise über 100 deutsche Neonazis an. 
Neben den traditionell guten Kontakten 
zwischen schwedischen und deutschen 
Strukturen, lag die Mobilisierungskraft 
beim „Salem-Marsch“ bei der Inszenie- 
rung mit Schweigemarsch und Fackel- 
meer bzw. einem emotional betriebenen 


Märtyrerkult. 
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Grenzen 

Allerdings lassen sich auch Grenzen und 
Hindernisse der Mobilisierung zu De- 
monstrationen im Ausland feststellen. 
Die nationalistischen Massendemonstra- 
tionen in Polen zum Jahrestag der Unab- 
hängigkeit haben Anziehungskraft für 
die extreme Rechte aus Ländern wie Un- 
garn, Tschechien, Spanien oder Italien. 
Der „Unabhängigkeitsmarsch“ bzw. der 
„Marsch der Patrioten“ erfüllt sogar Kri- 
terien, wie Nachbarland, Massenevent 
mit mehreren zehntausend Teilnehmen- 
den und bietet auch militante Auseinan- 
dersetzungen. Eine Teilnahme deutscher 
Neonazis bei diesen Aufmärschen wurde 
bisher nicht registriert, was an dem his- 
torischen Kontext und antipolnischen 
Ressentiments in der Szene liegen 
dürfte. 

Auch England war und ist kein attrakti- 
ves Demonstrationsziel für die extreme 
Rechte aus Deutschland. Während deut- 
sche Neonazis regelmäßig bei Konzerten 
im „Mutterland“ des RechtsRock anzu- 
treffen sind, haben die Demonstrationen 
bspw. der English Defence League (EDL) 
keine Anziehungskraft für die hiesige 
Szene gehabt. Lediglich vereinzelt waren 
Mitglieder der German Defence League 
(GDL) bei Veranstaltungen der EDL zu 
Gast. Trotz guter Kontakte nach Italien 
und der verbreiteten Faszination für 
Gruppen wie CasaPound, ist auch hier 
keine nennenswerte Beteiligung an Auf- 
märschen der dortigen neofaschisti- 


schen Bewegung festzustellen. 


Fazit 

Grundsätzlich bietet der Besuch von 
Aufmärschen im Ausland eine Begeg- 
nungs-, Vernetzungs- und Kontaktmög- 
lichkeit für die extreme Rechte über 
Ländergrenzen hinweg und stellt eine 
wichtige Praxis der transnationalen Zu- 
sammenarbeit dar. So findet sich nahezu 
in jedem Erlebnisbericht der Szene, dass 


es neben dem Aufmarsch ein Treffen 


und Austausch mit lokalen Strukturen 
gegeben hat. Die juristische, politische 
und kulturelle Rahmung der Demonstra- 
tionen in den Ländern spielt eine große 
Rolle hinsichtlich der Attraktivität, zu 
dem jeweiligen Aufmarsch zu fahren, 
insbesondere in Bezug auf Inszenie- 
rungspraxen wie martialische Unifor- 
mierungen, Teil eines Massenevents zu 
sein oder das Zeigen hier verbotener 
Symboliken. So war es deutschen Neo- 
nazis schon in den 1990er Jahren mög- 
lich in Dänemark, bei dortigen Ersatz- 
veranstaltungen für die in Deutschland 
verbotenen Heß-Märsche, mit Haken- 
kreuzfahnen und -schildern aufzulaufen. 
Eine gemeinsame Straßenpolitik ist nur 
ein Indiz für eine länderübergreifende 
Kooperation, denn nur weil deutsche 
Neonazis nicht zu Aufmärschen in ein 
Land fahren, heißt das noch nicht, dass 
es auf anderen Ebenen, sei es auf parla- 
mentarischer oder subkultureller, keine 
Zusammenarbeit gibt. Insgesamt lässt 
sich sagen, dass die Besuche aus 
Deutschland eher aus Delegationen be- 
stehen und es keine große bundesweite 
Mobilisierung zu einem europäischen 
Event gibt. Auch der gerne propagierte 
gemeinsame „Kampf der europäischen 
Völker“, kommt nicht immer an der 
Basis an. So beschwert sich ein Kom- 
mentator unter einem Bericht über die 
Teilnahme von Dortmunder Kameraden 
beim „Lukov-Marsch“ in Sofia: „Wozu 
fahrt ihr nach Bulgarien? Hätte gereicht 
in die Nordstadt zu fahren, denn da 
haste mitlerweile genauso viele von 


denen“. 
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Von Torben Heine und David Beck 


Ausdifferenzierung statt Einheit 


HoGeSa verliert die Vormachtstellung 


Sorgten für den Abbruch der Veranstaltung: Teilnehmer aus dem HoGeSa/GSD-Spektrum 
bei einer PEGIDA-NRW-Kundgebung in Wuppertal am 14. März 2015. Rechts: Mario Leisering 


Die „Hooligans gegen Salafisten“ (HoGeSa) haben sich aufgespalten. 
Von den ursprünglich zwölf Leuten des „Orgateams“ sollen nur noch fünf 
bei HoGeSa verblieben sein, die sieben anderen gründeten mit weiteren 
Personen am 3. Januar in Fulda den „Gemeinsam-Stark Deutschland 
e.V.“. Als Sitz des noch nicht im Vereinsregister eingetragenen Vereins 


wird Nürnberg angegeben. 


Für die Idee einer Vereinsgründung 
hatte bereits wenige Tage nach dem Ho- 
GeSa-Aufmarsch am 26. Oktober 2014 in 
Köln ein User im HoGeSa-Forum gewor- 
ben. „Macht endlich einen Verein aus 
der Sache. Ihr braucht Geld. Geld ermög- 
licht Werbung und Wahrheit (Rechtsbei- 
stand)“, plädierte der User „von Ennest“ 
und gab auch gleich die weitere politi- 


sche Zielsetzung vor: „Lasst nicht locker 
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- Ziel muss eine breite Bürgerbewegung 
sein. Verschließt nicht die Augen vor an- 
deren, dringenden Problemen. Die Sa- 
late sind nur ein minimaler Anteil im 
Islam. Die Islamisierung Deutschlands 
und eine völlig verfehlte Flüchtlings’- 
"Politik (LACH!)’ müssen auf der Agenda 
stehen.“ 

Zur Bildung einer „Bürgerbewegung“ 


rief auch ein Hooligan der Bushwhackers 





Düsseldorf als Redner in Köln auf. Doch 
anders als in der inhaltlich wenig aussa- 
gekräftigen Demo-Rede wird in dem Fo- 
renkommentar kein Blatt vor dem Mund 
genommen, wenn als weitere Feindbil- 
der „Genderwahn“, die „Frühsexualisie- 
rung unserer Kinder durch grünpädo- 
phile Irre“ oder „die Antifa“ benannt 
werden. Einen besonderen Stellenwert 
erhalten die Zitate dadurch, das sie 
einem Hooligan aus Mönchengladbach 
zugeordnet werden können, der bei der 
Radikalisierung der Hooligan-Szene eine 
maßgebliche Rolle spielt. Der unter dem 
Pseudonym „George von Ennest“ auftre- 
tende Mann zählt zu den bundesweiten 


Hooligan-Gruppierungen Gnu Honnters 
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im vertrauten Gespräch auf einer DÜGIDA-Demo 


sowie Alte Schule und gehörte der Face- 
book-Gruppe „Weil Deutsche sich‘'s noch 
trauen“ an, die vor der Gründung von 
HoGeSa Proteste rechter Hooligans 
gegen Salafisten-Kundgebungen in Mön- 
chengladbach und Mannheim initiierte. 


Streit ums Geld 

Neben „persönlichen Gründen“ sollen 
vor allem Konflikte um die Finanzen zur 
Aufspaltung von HoGeSa geführt haben. 
Die nun als Gemeinsam-Stark auftretende 
Fraktion wirft der anderen vor, Einnah- 
men aus dem Verkauf von Merchandi- 
sing-Artikeln veruntreut zu haben - die 
HoGeSa-Fraktion dieser wiederum, das 
Geld anschließend geklaut zu haben. Für 
HoGeSa vertreibt exklusiv der von Niclas 
Römer betriebene Versand FanXwear aus 
Schwalbach (Bayern) Pullover, Mützen 
und T-Shirts. Der Verkauf der Artikel 
scheint gut zu laufen, die letzten Aktio- 
nen der Gruppe eher nicht. 

So fiel ein als „Solidaritätsveranstal- 
tung“ deklariertes Konzert mit Kategorie 
C am 24. Januar in Duisburg aus, da der 
Vermieter die Räume kündigte. Ein für 
den 18. Januar in Essen geplanter Auf- 
marsch wurde abgesagt, nachdem die 
Polizei ein Versammlungsverbot ver- 
hängt hatte. Trotz Verbot versammelte 
sich eine größere Gruppe von HoGeSa- 


Anhänger_innen in der Innenstadt, 
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wurde aber in Gewahrsam genommen. 
Nur wenige Stunden später versuchten 
mindestens 50 rechte Hooligans, eine 
Gedenkkundgebung zum NSU-Anschlag 
in der Kölner Probsteigasse anzugreifen. 
Die Polizei konnte sie stoppen, setzte 29 
von ihnen fest und stellte bei ihnen 
Reizgas, Quarzsandhandschuhe und 
Elektroschocker sicher. 

Die verbliebene HoGeSa-Führung ist 
mittlerweile isoliert und zurzeit nicht 
mehr in der Lage, eigenständige Pro- 
teste zu organisieren. Auch nordrhein- 
westfälische Wegbegleiter aus der Ho- 
GeSa-Anfangszeit wie „Kai Linxweiler“ 
auftretende Hooligan und Andrea Schu- 
ran aus Hennef, letztere registrierte die 
Internetseite der Gruppe, haben sich 
von dem „Regionalleiter West“, dem 
Herner Andreas Kraul, abgewandt. Ein- 
zig im Ruhrgebiet hat sich eine Art Ho- 
GeSa-Struktur entwickelt, die sich in 
Foren und auf Treffen koordiniert. Diese 
HoGeSa-Sympathisant_innen beteiligten 
sich verstärkt an den Aktionen der PE- 
GIDA-Ableger, wobei es mehrfach wäh- 
rend oder im Anschluss an die „Abend- 
spaziergänge“ zu Gewalttaten kam. 
Trotz organisatorischer Probleme und 
personellem Aderlass: HoGeSa hat es ge- 
schafft, eine starke „Marke“ zu etablie- 
ren. Das Identitätsmodell HoGesSa als 
„Straßenkämpfer für das deutsche Volk“ 





inklusive Logos, Jacken und militantem 
Auftreten funktioniert weiterhin. Für 
viele der sich aktuell den „Hooligans 
gegen Salafisten“ zurechnenden natio- 
nalistischen Fußballfans stellt das Label 
„Hooligan“ eine Aufwertung des eige- 
nen Selbst dar. Dem organisierten Hooli- 
ganismus im engeren Sinne, also jener 
fest organisierten, sich auch „auf dem 
Acker“ prügelnden Gruppen, ist nur ein 


Teil der Beteiligten zuzuordnen. 


Mehrheit sammelt sich bei 
„Gemeinsam-Stark“ 

Die Mehrheit der vormals aktiven Ho- 
GeSa-Organisator_innen hat sich Gemein- 
sam-Stark angeschlossen, darunter auch 
die als „Regionalleitung Nord“ und Re- 
gionalleitung Süd“ von HoGeSa in Er- 
scheinung getretenen Hooligans aus 
Bremen und Nürnberg. Der neue Verein 
will sich von der HoGeSa-Gruppe zual- 
lererst in seiner Struktur unterscheiden: 
Es seien feste Mitgliedsbeiträge auf ein 
Vereinskonto geplant, die Vorsitzenden 
sollten in der Zukunft von den Mitglie- 
der gewählt und Spenden transparent 
verwandt werden. Die Kernziele glei- 
chen denen der HoGeSa: Gefordert wird 
der Kampf gegen die „Islamisierung 
Deutschlands“ sowie der Stopp der 
„Massenzuwanderung in unsere Sozial- 
systeme“ und des „Asylmissbrauchs“. 
Dies wird mit der Behauptung verbun- 
den, Deutschland sei kein „souveräner 
Staat“, sondern bloß eine „Außenstelle’ 
der alliierten Siegermächte“. Man lehnt 
den „Zentralstaat namens ‘Europäische 
Union“ ab und fordert ein „Europa der 
Vaterländer“. Trotzdem sollen sich so- 
wohl „Passdeutsche“ als auch „Biodeut- 
sche“ beteiligen können, wenn sie im In- 
teresse der „gemeinsamen Sache“ han- 
delten. 

An der ersten Feuertaufe für Gemeinsam- 
Stark, einer Kundgebung am 8. Februar 
2015 in Ludwigshafen, nahmen nur rund 
400 Menschen teil. Bewusst hatte man 
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den Jahrestag der Initialzündung für die 
anti-salafistische Hooligan-Bewegung 
gewählt: „Am 08.02.2014 in Mönchen- 
gladbach hat es begonnen, in Mannheim 
wurde das Motto geboren: In den Farben 
getrennt, in der Sache vereint“, hieß es 
im Mobilisierungsvideo. Als Anmelder 
trat der Mönchengladbacher pro NRW- 
Ratsherr Dominik Roeseler auf, der zeit- 
weise als „stellvertretender Regionallei- 
ter West“ der HoGeSa firmierte und 
auch den Kölner Aufmarsch angemeldet 
hatte. Die Versammlungsleitung in Köln 
sowie den Posten bei HoGeSa hatte Roe- 
seler auf Druck des pro-NRW-Parteipräsi- 
diums noch vor dem Marsch im Oktober 
aufgegeben. Das hinderte ihn aber nicht 
daran, am Tag vor Ort zu sein und - mit 
Megafon ausgestattet - die Aufstellung 
des Demonstrationszuges zu dirigieren. 
Wenige Tage später sah sich pro NRW ge- 
zwungen, eine außerordentliche Vor- 
standssitzung einzuberufen, auf der 
ihrem stellvertretenden Vorsitzenden 
Roeseler wegen „grob parteischädigen- 
den“ Verhaltens eine „scharfe Rüge“ er- 
teilt wurde. Pro NRW lehne „jede Zusam- 
menarbeit mit den ‘Hooligans gegen Sa- 
lafisten’, genannt Hogesa, und mögli- 
chen Nachfolgeorganisationen ab“, hieß 
es. 

Roeseler tritt dennoch und ohne dabei 
auf Widerspruch seiner Partei zu stoßen 
als „Gründungsmitglied“ und „Presse- 
sprecher“ von Gemeinsam-Stark auf. Am 
14. März 2015 nahm er an einer von PE- 
GIDA NRW in Wuppertal organisierten 
Veranstaltung gegen eine Kundgebung 
der Salafisten-Szene teil. Zur Unterstüt- 
zung der Kundgebung verzichtete Ge- 
meinsam-Stark auf eine für den Folgetag 
in Erfurt geplante, eigene Demonstra- 
tion. Auch HoGeSa mobilisierte die Ge- 
folgsleute nach Wuppertal, wo randalie- 
rende Hooligans beider Lager dann 
dafür sorgten, das die Kundgebung vor- 
zeitig vom Veranstalter abgebrochen 


wurde. 
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Mit Neonazis vereint 

Wenn HoGeSa-Initiator Andreas Kraul 
ruft, sind seine Gefolgsleute noch immer 
zur Stelle. Stolz präsentierten sich am 
28. März über 60 Männer und Frauen am 
Herner Bahnhof bei einem Gruppenfoto. 
Gemeinsam fuhren sie dann nach Dort- 
mund, wo sie an einem Aufmarsch von 
Die Rechte teilnahmen. Insgesamt dürf- 
ten rund 150 HoGeSa- 
Sympathisant_innen unter den zirka 800 
Teilnehmenden dieses Parolen wie „Hier 
marschiert der nationale Widerstand“ 
und „Alles für Volk, Rasse und Nation“ 
skandierenden Aufmarsches gewesen 
sein, die Dortmunder Polizei spricht 
sogar von 280. Die HoGeSa-Teilnahme 
macht deutlich, was von der von Kraul 
am 4. Oktober 2014 per Videobotschaft 
verkündeten Distanzierung von Neona- 
zis und rechten Parteien zu halten ist. 
„Wir haben damit nichts zu tun. Wir 
verfolgen nicht deren Ideologie“, distan- 
zierte er sich damals noch alibimäßig 
von Neonazis, um nur wenige Monate 
später offen den Schulterschluss mit der 
militanten Neonazi-Szene zu vollziehen. 
Dabei hatten sich bereits beim „Kennen- 
lerntreffen“ von HoGeSa am 28. Septem- 
ber 2014 in der Dortmunder Innenstadt 
Siegfried Borchardt und diverse Akti- 
vist_innen seiner Partei Die Rechte - da- 
runter sowohl jüngere, ehemalige „Au- 
tonome Nationalisten“ als auch alte Bo- 
russenfront-Gefährten - unter die Hooli- 
gans gemischt. Mit Michael Berner 
nahm der Kreisvorsitzende von Die 
Rechte Braunschweiger Land und Beisitzer 
im Bundesvorstand an der HoGeSa-De- 
monstration am 26. Oktober in Köln teil. 
Bei der HoGeSa-Kundgebung am 15. No- 
vember war er in Hannover sogar als 
Ordner eingebunden. Nachdem dort vier 
HoGeSa-Sympathisanten von militanten 
Antifas bei Auseinandersetzungen ver- 
letzt wurden, meldete Berner eine 
Woche später eine Kundgebung „Gegen 


linke Gewalt“ in Hannover an und hatte 
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dabei wohl auf einen „Synergieeffekt“ 
gehofft. Doch statt der angemeldeten 
500 fanden sich nur knapp 80 Personen 
ein, wovon nur eine Minderheit der 
Hooligan-Szene angehörte. Dass die Ho- 
GeSa-Basis der Veranstaltung fernblieb, 
lag wohl in erster Linie am Anmelder 
und nicht am Desinteresse am Thema, 
wie diverse über Facebook verbreitete 
Posts ala „Antifa verübt Mordversuch 
auf HoGeSa“ von Sympathisanten zeig- 
ten. 

Nicht zuletzt durch den Einfluss von 
Neonazis lässt sich eine Radikalisierung 
der HoGeSa-Gefolgschaft feststellen. 
Virtuell häuft sich die Verwendung von 
„Anti-Antifa“ -Schriftzügen und NS- 
Symboliken in den Sozialen Medien. Zu- 
gleich ist seit den Ausschreitungen von 
Köln wieder ein deutlich militanteres 
Agieren seitens der organisierten Neo- 
nazi-Szene, vor allem aus dem Umfeld 
von Die Rechte, festzustellen. Die Aktio- 
nen in Köln haben das Selbstbewusst- 
sein gestärkt. 

In der verbliebenen HoGeSa-Struktur 
hat mit Mario Leisering ein weiterer ein- 
schlägig vorbestrafter Neonazi an Ein- 
fluss gewonnen. Der 25-jährige Ober- 
hausener ist Betreiber der Ruhrpott Si- 
cherheit, die vor allem bei Konzerten von 
Kategorie C zum Einsatz kommt. Er war 
beim Kölner Aufmarsch ebenso wie 
beim gescheiterten „Soli-Konzert“ für 
die Technik verantwortlich. Aktuell tritt 
er als Organisator der nächsten geplan- 
ten HoGeSa-Demo auf, die am 19. April 
in Karlsruhe stattfinden soll. 


Online lesen: 

Artikel zum Angriff auf die Probsteigas- 
sen-Kundgebung: 
www.lotta-magazin.de/ausgabe/on- 


line/ein-richtig-geiler-tag 
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Von Jan Raabe 





Die Stimme der „Hooligans 
gegen Salafisten” 


Die rechte Band „Kategorie C“ 


Hannes Ostendorf, Sänger der Band „Kategorie C“ (KC), weiß, wie er 
sein Publikum ansprechen muss. Am 26. Oktober 2014 stand er beim 
Aufmarsch der „Hooligans gegen Salafisten“ (HoGeSa) in Köln auf der 
Bühne und erklärte den versammelten „Fussballfans, Ultras, Hooligans“ 
und „Freunden der dritten Halbzeit“, sie würden hier schikaniert, obwohl 
sie doch „nur etwas Spaß haben“ wollten. Dann begann er den Song 
„Hooligans gegen Salafisten“ zu singen, den seine Band kurz zuvor ver- 
öffentlicht hatte. Die Menge klatschte und grölte mit. 


Zuvor hatte Kategorie C ihre Beliebtheit 
unter rechten Hooligans und Fußball- 
fans genutzt, um kräftig die Werbetrom- 
mel für den Kölner Aufmarsch zu rüh- 
ren. Die Rechnung ging auf. Der über- 
lange Werbe-Jingle wurde in den sechs 
Tagen zwischen Veröffentlichung bei 
YouTube und Aufmarsch über 120.000 
mal abgerufen. Die HoGeSa-Veranstal- 
tung endete in Ausschreitungen, als 


JournalistInnen, PolizeibeamtInnen und 
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PassantInnen angegriffen, Geschäfte de- 
moliert wurden. Erst der Einsatz von 
Wasserwerfern konnte die Lage halb- 
wegs beruhigen. Doch die Aktivitäten 
von Kategorie C sind auch jenseits ihres 
Engagements für HoGeSa beachtens- 
wert. Die Band ist eine der aktivsten der 
deutschen RechtsRock-Szene. Allein 
2014 wurden 21 Konzerte angekündigt. 
Zudem ist eine deutliche Hinwendung 


zu den internationalen Musik-Netzwer- 


ken des offenen Neonazismus, vor allem 


zu Blood & Honour, festzustellen. 


Fußball und Gewalt 

Zunächst war Kategorie C nur ein Projekt 
von Mitgliedern diverser neonazisti- 
scher Bands aus Bremen. Sie nahmen die 
Fußball-EM 1998 zum Anlass, um den 
geliebten Sport zum Vehikel von Welt- 
machtphantasien umzufunktionieren: 
„Wir sehen uns in jedem Fall, im Som- 
mer ‘98 beim Frankreichüberfall! Vier, 
Fünf! Wir sind wieder einmarschiert, wir 
sind wieder einmarschiert!“, heißt es im 
Titelsong ihrer CD „Fußballfest ‘98“. Der 
Name Kategorie C bezieht sich auf die Be- 
zeichnung der Polizei für „gewaltsu- 
chende Fans“. Dem Musikprojekt gelang 
es tatsächlich, in der Fußball-Szene Ver- 


breitung zu finden und so über den Rah- 
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Die rechte Band „Kategorie C“ 





Links: Links mit Kategorie C Shirt ist Florian Keil. Re 


men der Neonazi-Szene hinaus wahrge- 
nommen zu werden. Dieser Erfolg führte 
dazu, dass aus dem Projekt eine eigen- 
ständige Band wurde. 

Sänger von Kategorie C war und ist der 
Bremer Hannes Ostendorf (41). Osten- 
dorf war, genau wie sein Bruder Henrik, 
damals in der Bremer Hooligan-Gruppe 
Standarte 88, später Standarte Bremen, 
aktiv. Die Standarte gab im Januar 2015, 
offenbar in Erwartung von Repressalien, 
ihre Auflösung bekannt. Während Hen- 
rik zum NPD-Funktionär aufstieg, nutzte 
Hannes seinen Ruf und seine „street cre- 
dibility“ zur Etablierung von Kategorie C. 
In ihrer Anfangszeit versteckte die Band 
ihre Bezüge zur extremen Rechten 
nicht. Sie steuerte Lieder zu Samplern 
der RechtsRock-Szene bei; 2006 trat Sän- 
ger Hannes Ostendorf in Berlin auf einer 
von der NPD organisierten Kundgebung 
für den inhaftierten Michael Regener, 
Sänger der Neonazi-Band Landser, auf. 
Auch zur Fußball-WM 2006 veröffent- 
lichte Kategorie C einen Song: „Deutsch- 
land dein Trikot. Das ist schwarz und 
weiß. Doch leider auch die Farbe deiner 
Spieler. In München, Rom und Bern, da 
gab’s noch echte Deutsche.“ Es ist eins 
der letzten Lieder, in denen die Band 
noch offenen und platten Rassismus 
propagierte. Danach konzentrierte sie 
sich fast vollständig auf das Thema Fuß- 
ball und Hooliganismus. 
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Fußball ist Fußball, Politik 
bleibt Politik 

Ab jetzt wurde nach außen offensiv die 
Maxime „Fußball ist Fußball und Politik 
bleibt Politik“ vertreten. Dem Wandel 
lag vermutlich - dem Vorbild der Böhsen 
Onkelz folgend - das Kalkül zugrunde, als 
vermeintlich „unpolitische Band“ er- 
folgreich den Weg in Richtung Main- 
stream zu beschreiten. Auf der Reise 
dahin konnte die Band in der März-2008- 
Ausgabe des Musik-Magazins Metal Ham- 
mer sogar eine ganzseitige Anzeige für 
ihr Album „Für immer KC!“ schalten. Ka- 
tegorie C erschloss sich eine große An- 
hängerInnenschaft in Teilen der Fuß- 
ballfan- und Hooliganszenen. Den Fans 
gelten Liedzeilen wie „Wir sind Hools 
und werden uns ewig jagen, gegenseitig 
auf die Schnauze schlagen, für immer 
Kategorie C. So sind wir.“ als authenti- 
sche Beschreibung ihres Lebensgefühls. 
Trotz aller Erfolge krachte es im Gebälk, 
die Konzerte der Band wurden immer 
wieder untersagt, und die alten Neo- 
nazi-Kameraden nahmen den Musikern 
ihre vordergründige Distanzierung von 
der Politik übel. Vor allem konnte Kate- 
gorie C den Makel, als Band der extremen 
Rechten wahrgenommen zu werden, 
auch mit erweiterter Fanbasis nicht ab- 
schütteln. Zu penetrant wiesen Antifa- 
schistInnen regelmäßig auf den Back- 
ground der Band hin. Es half auch 
nichts, dass der Inlandsgeheimdienst 


(Verfassungsschutz) die Band zumeist 


chts: Von links nach rechts: Florian Keil, Julian Keil, Stefan Behrens, 
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Hannes Ostendorf und Marcel Achtstätter 


nicht als „rechtsextremistisch“ ein- 
stufte. 

Die Stagnation auf dem Weg in den 
Mainstream und damit zum kommer- 
ziellen Erfolg führte zu Auseinanderset- 
zungen zwischen den Bandmitgliedern. 
Ende 2012 verließen Gitarrist Rainer 
Friedrichs und der Schlagzeuger Magnus 
„Macke“ Ahlgrim Kategorie C. Sie wurden 
von Julian Keil (Schlagzeug), Florian Keil 
(Bass) sowie Gitarrist Marcel Achtstätter 
ersetzt. Von der alten Besetzung blieben 
Ostendorf und Stefan „Ernie“ Behrens 
(Gitarre) übrig. Die erst Anfang 20-jähri- 
gen Brüder Keil und Marcel Achstätter 
stammen alle aus dem hessischen Oden- 
wald und gründeten dort 2009 die Band 
Hausverbot (vgl. LOTTA #52, 34-35). Mit 
ihr sind sie im Jahr 2012 mehrmals als 
Vorband von KC in Erscheinung getre- 
ten. Seit dem Einstieg bei Kategorie C ist 
von Hausverbot nichts mehr zu verneh- 


men. 


Zurück zum 

offenen Neonazismus 

Der Mainstream als Ziel scheint mittler- 
weile abgeschrieben zu sein. Im Herbst 
2013 kehrte die Band zu der in der Szene 
üblichen Praxis der Untergrundkonzerte 
zurück. Sie würden „Konzerte von KC in 
der BRD nicht mehr über die Internet- 
seite bewerben und es wird auch ab so- 
fort keinen Vorverkauf mehr geben. Die 
Konzerte werden geheim gehalten und 
nicht mehr öffentlich beworben“, ließ 


die Band wissen. Auslöser war ein ge- 
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platzter Auftritt am 2. Oktober 2013 in 
Ostwestfalen, der nach der Kündigung 
des Raums durch den Vermieter abge- 
sagt werden musste. Tatsächlich werden 
die Termine der meisten Konzerte wei- 
terhin offen beworben. Die Band sichert 
sich ab, indem sie nur grobe Ortsanga- 
ben macht und die BesucherInnen am 
Konzertabend über Schleusungspunkte 
zum Veranstaltungsort führt. Der Weg 
vom Schleusungspunkt zum eigentli- 
chen Auftrittsort ist dann oft lang - viel- 
fach wich die Band in Nachbarländer 
aus. Allein 2014 fanden sechs für die 
BRD angekündigte Auftritte im nahege- 
legenen Ausland statt. Von NRW führte 
der Weg zumeist in die Niederlande oder 
nach Belgien, statt in Karlsruhe oder 
Kaiserslautern trat die Band in Frank- 
reich auf. Bei einigen Konzerten hat Ka- 
tegorie C tatsächlich auf öffentliche Be- 
werbung verzichtet, so für ihren Auftritt 
mit der schwedischen Band Pitbullfarm 
am 5. September 2014 in Marl. 

Die Rückkehr zum offenen Rassismus 
tritt bei den Auftritten der Band im Aus- 
land am deutlichsten zu Tage. Ihre Ein- 
bindung in das internationale Rechts- 
Rock-Netzwerk und speziell in das von 
Blood & Honour ist offensichtlich. Für den 
29. März 2014 etwa war ein Auftritt der 
Band in Italien angekündigt, der von 
den Veneto Fronte Skins, dem italieni- 
schen Arm des in Deutschland verbote- 
nen Blood & Honour-Netzwerks, organi- 
siert wurde. Für den 7. Juni 2014 mobili- 
sierte die französische Blood & Honour- 
Sektion Hexagone zu einem Event mit 
Kampfsport und Musik, bei dem auch KC 
angekündigt war. Am 25. Oktober 2014 
trat die Band dann zusammen mit Pit- 
bullfarm und der RechtsRock-Legende 
Brutal Attack für Blood & Honour Slovenia 
auf. Fotos des Auftritts zeigen die mit 
einer Hakenkreuzfahne ausstaffierte 
Halle, ein Hakenkreuz „schmückt“ auch 
das T-Shirt des Gitarristen von Pitbull- 


farm. 
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Dass Ostendorf selbst nicht mehr an 
einen Erfolg jenseits der extremen Rech- 
ten glaubt, zeigt sich auch anderweitig. 
Für den 5. April 2014 war unter dem 
Motto „Support the movement“ ein 
Konzert in „Western Europe“ angekün- 
digt, das vermutlich in Belgien stattfand. 
Mit von der Partie sollte die Bremer 
RechtsRock-Band Nahkampf sein, für die 
Ostendorf schon in seiner Jugend gesun- 
gen haben soll. Während ein Verbot des 
von Patrick Schröder organisierten 
„Live H8 II“ am 14. Mai 2014 einen Auf- 
tritt in diesem Rahmen verhinderte, 
stand Ostendorf am 23. August 2014 im 
thüringischen Hildburghausen im Rah- 
men einer „Kundgebung“ des NPD- 
nahen Bündnis Zukunft Hildburghausen als 
Sänger von Nahkampf auf der Bühne. 


Sprachrohr der Bewegung 
„Musik schweisst zusammen und jeder 
der gegen Salafisten ist sollte sich nicht 
wegen Kleinigkeiten und persönlichen 
Anfeindungen auseinander bringen las- 
sen. HOGESA, GEMEINSAM SIND WIR 
STARK und wie sie auch alle heißen, es 
geht um die Sache und nichts anderes, 
es geht um Deutschland“, mahnt Hannes 
Ostendorf zum Jahresende 2014. Denn 
die HoGeSa-Akteure haben sich mittler- 
weile zerstritten. Ostendorf aber macht 
weiter. KC war der Headliner eines für 
den 24. Januar angekündigten HoGeSa- 
Solidaritätskonzerts im Ruhrgebiet. Mit 
auf der Bühne stehen sollte das Berliner 
Duo A3stus, bestehend aus dem Berliner 
Rapper Patrick Killat alias Villain051 und 
dem Liedermacher Recht auf Wahrheit. 
Auch der dritte angekündigte Act, der 
Sänger der Band Fi.e.L, entstammt der 
neonazistischen Musikszene. F.i.e.L ver- 
öffentlichte 2012 das Album „Fremde im 
eigenen Land“ bei dem Chemnitzer 
Label PC Records, das im selben Jahr von 
der Bundesprüfstelle für jugendgefähr- 


dende Medien indiziert wurde. 


Die rechte Band „Kategorie C“ 


Aus dem Konzert wurde nichts. Die Or- 
ganisatoren hatten den Kulturbunker in 
Duisburg-Marxloh unter falschen Anga- 
ben gemietet. Als die Vermieter fest- 
stellten, was genau stattfinden sollte, 
kündigten sie den Vertrag. Ostendorf 
übte nach dem Konzert Kritik: „Leider 
haben die Veranstalter entscheidende 
Fehler gemacht, man muss es leider so 
deutlich ansprechen. Wenn Verträge 
ohne Vertragsstrafe ausgehandelt wer- 
den, wenn nicht ans Infotelefon gegan- 
gen wird, dann kann ein Konzert nicht 
klappen.“ Zum Bruch führte die Kon- 
zertpleite allerdings nicht. 


Bedingter Erfolg 

Trotz der Reorientierung auf die ex- 
treme Rechte hat KC bis heute nicht auf- 
gehört zu behaupten, die Band habe mit 
Politik nichts am Hut. In ihren Texten 
konzentriert sie sich thematisch weiter- 
hin auf „Fußball und Gewalt“. Gleichzei- 
tig bedient sie sich jedoch klassischer 
Feindbilder der extremen Rechten. Die 
Mischung ist krude, doch die Band trifft 
damit den Nerv des Spektrums der 
„Hooligans gegen Salafisten“, die vor- 
wiegend Gewalthabitus, Rassismus und 
Fußball einen. Unter rechten Hooligans 
gilt Ostendorf als „authentisch“, als 
einer von ihnen. Er scheint begriffen zu 
haben, dass seine Karriere nicht in den 
Mainstream führen wird. Er nimmt nun 
mit, was er kann, und versucht, seinen 
Lebensunterhalt in der rechten Szene zu 
verdienen. Die internationalen Events 
und die enorme Anzahl der Konzerte 
dürften ebenso Geld einbringen wie der 
56-seitige Katalog mit professionellem 
Band-Merchandising. Selbst eine App 
für Smartphones bietet KC an. Osten- 
dorf, ganz findiger Geschäftsmann, 
nutzte auch die HoGeSa-Kundgebung in 
Köln, um Geschäfte zu machen: Aus 
einem Bulli heraus wurden Merchan- 
dise-Artikel verkauft. AbnehmerInnen 
fand Ostendorf genug. 
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Von Fanny Schneider 


I IF I8s 


Melanie Dittmer am 9. März 2015 auf der ersten DÜGIDA-Demo, die sie nicht mehr leiten durfte 
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„Du bist unser Führer“ 


Melanie Dittmer: eine extrem rechte Aktivistin unter der Lupe - Teil Il 


Neonazi-Aktivistin Melanie Dittmer braucht zu ihrer Inszenierung offen- 
bar vor allem sich selbst. Szenen-Applaus erwünscht, das Drehbuch 
schreibt der Aberwitz. Neben narzistisch anmutenden Selbstdarstellun- 


gen gehören aber auch handfeste Machtfragen im extrem rechten Spek- 


trum in NRW zum Programm. Fragmente eines Bühnenstücks. 


„Ich kann das ...“ oder übersetzt: Ich 
mache das einfach. Mit dieser Selbstdar- 
stellung hat sich Melanie Dittmer schon 
vor nunmehr dreizehn Jahren hervorge- 
tan. Seit Mitte der 1990er Jahre ist Ditt- 
mer Aktivistin in extrem rechten Zu- 
sammenhängen in NRW (siehe LOTTA 
#57, Herbst 2014), seit Dezember 2014 
Anmelderin zahlreicher Demonstratio- 
nen im Rheinland gegen die angebliche 
„Islamisierung“ ihres „Abendlandes“. 
Damals, 2001/2002, war ihr Mitwirken in 
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einem Neonazi-Aussteiger-Theaterpro- 
jekt, einer „Hamlet“-Inszenierung des 
Regisseurs Christoph Schlingensief, 
gegen ihren Wunsch zu einem vorzeiti- 
gen Ende gekommen. Denn was als pro- 
vokante Theater-Inszenierung unter Be- 
teiligung vermeintlicher Neonazi-Aus- 
steiger_innen gemeint war, hatte Ditt- 
mer ganz offen als Bühne für eine Dis- 
kussion ihrer politischen Identität zu 
funktionalisieren versucht. Nichts mit 


„Ausstieg“, nur Theater. Rückblickend 


äußerte Dittmer 2002, dass es ihr „von 
Anfang an nicht darum“ gegangen sei, 
aus der Neonazi-Szene „auszusteigen“. 
Allein das „Ich kann das, nun setzt euch 
auch mit mir/uns auseinander“, so ihr 
O-Ton, war entscheidend: Sie wollte die 
Auseinandersetzung, verlangte nach 
Bühne - und hätte sie fast bekommen. 
„Ich kann das“ und der Hang zur Insze- 
nierung sind auch heute die Grundbau- 
steine dessen, was von Dittmer seit 
Herbst letzten Jahres wieder wahrnehm- 
bar ist. Denn nachdem sie über Jahre als 
politische Aktivistin nicht öffentlich in 
Erscheinung getreten war, einigen sogar 
als reflektierte „Aussteigerin“ und eher 
fortschrittlich galt, tauchte sie 2014 als 


Aktivistin der Identitären Bewegung wie- 
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der auf. Ein Auftritt jagte den nächsten, 
konspirativ organisierte Plakataktionen, 
Protestaktionen gegen Geflüchtete und 
deren Unterstützer_innen: „Mel Hun- 
ter“ - wie sie sich bei „Facebook“ nennt 
- war wieder da, hatte sich wieder ein- 
geklinkt in die extreme Rechte. Offen 
blieb im Herbst 2014 nur, welche Bühne 
sie auf ihrem weiteren Weg würde nut- 


zen können. 


Life on stage: „DÜGIDA oder: 
Eine konkurrenzlos mutige 
Frau?“ 

Anfang April 2015, nach seit Jahresbe- 
ginn nunmehr elf sogenannten „Abend- 
spaziergängen“ der PEGIDA-NRW-Ab- 
spaltung Düsseldorf gegen die Islamisierung 
des Abendlandes (DÜGIDA) durch die Düs- 
seldorfer Innenstadt, ist klar, dass sich 
Dittmer diesmal als Regisseurin und 
Hauptdarstellerin des Neonazi-, (Nach- 
wuchs- und Möchtegern-)Hooligan- und 
extrem rechten Parteien-Spektakels in 
Szene zu setzen weiß. Bis heute fungiert 
sie als Anmelderin, bis Anfang März 
auch als Versammlungsleiterin der all- 
montaglich rund um den Hauptbahnhof 
stattfindenden DÜGIDA-Auftritte. In den 
Augen der Düsseldorfer Polizei hat sie 
ihr „ich kann das“ jedoch lange über- 
spannt: Seit dem 9. März unterliegt DÜ- 
GIDA der polizeilichen Auflage, dass 
nicht Dittmer selbst als Versammlungs- 
leiterin und Rednerin auftreten darf. In 
den vorangegangenen Wochen hatte sie 
etwa entlang der Demoroute, die zwei 
Mal auch an einer Moschee vorbei- 
führte, DÜGIDA-Teilnehmer_innen wie- 
derholt zu Propaganda-Delikten aufge- 
stachelt, Anwohner _innen bedroht und 
diese als „Volksschädlinge“ bezeichnet 
oder Videoaufnahmen von Beamten des 
Polizeilichen Staatsschutzes im Internet 
hochgeladen. In Reaktion auf die polizei- 
liche Auflage inszenierte sie sich am 

9. März nun als Opfer staatlicher Will- 
kür, bezichtigte Polizei, „Lügenpresse“ 
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und das „Unrechtssystem BRD“, sie als 
Klartextsprecherin kaltstellen zu wollen. 
Mit einem Fetzen Paketklebeband auf 
dem Mund posierte sie als Märtyrerin 
und veröffentlichte die Fotos als „Person 
des öffentlichen Lebens“ bei „Face- 
book“. Die Inszenierung zeigte Wirkung: 
„Facebook“-User „Mathew Maier“ etwa 
kommentierte applaudierend: „Einer 
mutigen Frau den Mund verbieten, was 
muss der Staat Angst vor dir [sic!] 
haben.“ 

Die Leitung der DÜGIDA-Vorstellung 
übernahm an diesem Abend Dominik 
Roeseler, einer von vier stellvertreten- 
den Parteivorsitzenden von pro NRW, 
Anmelder der Kölner HoGeSa-Demo am 
26. Oktober 2014 und aktuell Pressespre- 
cher der HoGeSa-Abspaltung Gemeinsam- 
Stark Deutschland (GSD). Ebenso wie Ditt- 
mer ist Roeseler offenbar ohne jedwede 
Berührungsangst zu Akteur_innen aus 
der Neonazi-Szene oder dem jederzeit 
gewaltbereiten rechten Hooligan-Spek- 
trum. Nicht zuletzt in dieser Position 
dürfte er von Dittmer sogar als Konkur- 
renz empfunden werden, selbst wenn er 
sich in seinem DÜGIDA-Auftaktstate- 
ment am 9. März neben der zum Schwei- 
gen Verdammten wiederholt und in fa- 
miliärem Ton positiv auf die Organisati- 
onsfähigkeit „der Melanie“ bezogen hat. 
Dieses Anfang März noch vermeintlich 
einmütige Bild bekam aber alsbald Risse. 
Am 24. März verkündete pro NRW, dass 
sich Dittmer „nach einem längeren 
freundschaftlichen Gespräch“ mit dem 
pro NRW-Parteivorsitzenden Markus Bei- 
sicht aus dem Vorstand der Partei zu- 
rückziehe, in den sie erst am 6. Dezem- 
ber 2014 eingerückt war. „Einvernehm- 
lich“, heißt es auf der pro NRW-Home- 
page weiter, habe man mit dieser Perso- 
nalveränderung „die Reißleine gezo- 
gen“, nachdem „aufgrund einiger“ nicht 
näher bezeichneter „Aktivitäten mögli- 
cherweise Irritationen über die politi- 
sche Ausrichtung von PRO NRW entstan- 


den“ seien. Dies mag zum einen mit 
einer Intervention des Aachener Partei- 
vizes Wolfgang Palm zu tun haben, der 
nur wenig Verständnis für Dittmers Idee 
zeigte, am Rosenmontag in kleinen 
Gruppen im urkomischen Karnevalskos- 
tüm, etwa verkleidet als Salafist, in Düs- 
seldorf aufzutauchen. Zusätzlich mag 
„irritierend“ gewirkt haben, dass Ditt- 
mer auf ihrer „Facebook“-Seite vorgeb- 
lich für den von der neonazistischen 
Möchtegernpartei Die Rechte (DR) für 
den 28. März 2015 in Dortmund organi- 
sierten Auftritt der neonazistischen 
RechtsRock-Band Die Lunikoff Verschwö- 
rung auf der Abschlusskundgebung eines 
DR-Aufmarsches am zehnten Todestag 
des von einem Dortmunder Neonazi ers- 
tochenen Punks Thomas Schulz gewor- 
ben hatte. 

Am 30. März 2015, also am ersten Mon- 
tag nach Dittmers „einvernehmlichem“ 
Rauswurf bei pro NRW, nahm kein einzi- 
ges pro NRW-Parteivorstandsmitglied an 
der DÜGIDA-Dembo teil. Roeseler war 
nach dem 9. März nicht mehr in Düssel- 
dorf gesehen worden, pro NRW-General- 
sekretär Tony-Xaver Fiedler, anfangs 
Mitglied des DÜGIDA-“Orga-Teams“, 
schon länger nicht mehr, offiziell aber 
zunächst wegen einer Knieoperation. 
Dass Fiedler wegen des nicht verhinder- 
ten Rauswurfs von Dittmer ohnehin 
nicht wiederkommen bräuchte, daran 
ließ das nach Eigenangaben auf zwei 
Personen geschrumpfte „Orga-Team“ 
keinen Zweifel. Das gleiche dürfte für 
das pro NRW-Parteivorstands- und -Prä- 
sidiumsmitglied Christopher von Men- 
gersen gelten, der immer mal wieder als 
DÜGIDA-Redner eingesetzt wurde und 
wegen seiner prall gefüllten Geldbörse 
beim „Orga-Team“ sehr beliebt war. 
Auch er ließ sich am 30. März nicht 
mehr blicken, ebenso wie Katja Karakus, 
Mitglied des erweiterten pro NRW-Par- 
teivorstands und Leiterin der DÜGIDA- 


Demos am 16. und 23. März. Verblieben 
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Bis zum 2. März 2015 leitete Dittmer die DÜGIDA-Demos 


waren erst einmal neben Dittmer nur 
die rhetorisch und schauspielerisch sub- 
optimal, dafür aber cholerisch begabte 
pro NRW-Leuchte Bastian Pufal aus Le- 
verkusen, nach Dittmer die Nummer 
zwei im „Orga-Team“, sowie Lautspre- 
cherwagenfahrer und „Anti-Antifa“-Ak- 
tivist Dominik Lüth aus Stolberg (pro 
NRW Aachen), der sich aber als Redner 
offenbar (noch) nicht zur Verfügung 
stellen mochte. Und man darf vermuten, 
dass Dittmer ganz nach dem Motto „Wer 
nicht hundertprozentig hinter mir 
steht, ist gegen mich“ von diesen beiden 
erwartet, pro NRW den Rücken zu keh- 
ren. Die spaltende Entwicklung, die DÜ- 
GIDA in der letzten März-Woche genom- 
men hatte, veranschaulichte schließlich 
nichts mehr, als die Tatsache, dass es am 
30. März - abgesehen von der Modera- 
tion - zum ersten Mal keine/n einzige/n 
Redner_in aus den pro NRW-Reihen gab. 
Auf diese Chance hatte Ariane Meise, 
stellvertretende NPD-Landesvorsit- 
zende, NPD-Kreistagsabgeordnete im 
Rhein-Sieg-Kreis, Mitglied des NPD-Bun- 
desvorstands und Teilnehmerin an allen 
DÜGIDA-Demos, lange gewartet. Ihre 
Botschaft: „Schließt euch uns an!“. Da es 
ohnehin jede/r wusste und DÜGIDA 
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Wert auf „überparteiliches“ Auftreten 
legt, ließ Meise offen, wem es sich da an- 
zuschließen gilt. 


Gastspiel-Star mit 
Sportpalast-Attitüde 

Und so steht Dittmer im Frühling 2015 
vergleichsweise isoliert - und dazu 
stumm - auf ihrer DÜGIDA-Bühne. Doch 
an ihrem politischen Sendungsbewusst- 
sein, ebenso wie an ihrer Selbstwahr- 
nehmung, scheint das wenig zu ändern, 
auch wenn sie die Demos lieber in eine 
andere Stadt verlegen würde, damit sie 
selber wieder ungehindert agieren kann. 
Motor ihres weiterhin stabil wirkenden 
Selbstbewusstseins mag hier vor allem 
ihr Vernetzungsgeschick jenseits der 
Grenzen der Bundesrepublik sein. Be- 
reits zum zweiten Mal reiste sie etwa am 
15. März nach Paris, um bei einer Veran- 
staltung der rassistischen und antiisla- 
mischen Union des Patriotes als Rednerin 
aufzutreten - vorgeblich in ihrer Rolle 
als Vertreterin ihrer Identitären Aktion, 
nicht als Repräsentantin von DÜGIDA, 
wie sie selbst am 16. März über „Face- 
book“ verlautbarte, und auch nicht als 
Sprecherin der Identitären Bewegung. Und 


obwohl Dittmer sich derart differenziert 
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„Mut zur Wahrheit“: „Superstar“ Dittmer? 


zu positionieren versuchte, entglitt ihr 
am Ende ihr Rollenspiel, als sie in Paris 
von ihrer Selbstinszenierung als mili- 
tante Straßenaktivistin für DÜGIDA 
sprach, die nun, so Dittmer, „auf mei- 
ner[!] eigenen Demonstration“ mit 
einem Aufkleber auf dem Mund herum- 
laufe, weil „das System“ ihr das Spre- 
chen untersagt habe. Fern der Ränke- 
Spiele in NRW ist es Dittmer in Frank- 
reich offenbar möglich, den Ton ihres 
dort vollkommen selbstverliebten Büh- 
nenstückes bis zum Anschlag aufzudre- 
hen. In Paris sprach sie im Brustton der 
Überzeugung vom bevorstehenden Un- 
tergang Europas, verlautbarte Versatz- 
stücke eines kruden Anti-Amerikanis- 
mus, hetzte gegen „Frühsexualisierung“ 
und „krankl[e]“ „Gender- und Sexualisie- 
rungsinhalte“ und warnte vor der Un- 
terdrückung der „ganz normalen Fami- 
lien“ durch die Vorherrschaft von sexu- 
ellem „Hedonismus“ und „Dekadenz“, 
„ähnlich wie in Rom“[!], die das „Europa 
der Vaterländer“ mit seiner Kerneinheit, 
der „traditionellen Familie“, an den Ab- 
grund dränge. Dittmers Gegenkonzept: 
Widerstand der „Volksgemeinschaften“. 
So wundert es wenig, dass Dittmer, die 


auch andernorts keine Gelegenheit aus- 
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lässt, sich über ihre anti-amerikanische, 
anti-feministische, anti-muslimische 
und rassistische Lieblings-Partitur hi- 
naus vor allem auf jede Form von „natio- 
naler Revolution“ in einem „Europa der 
Vaterländer“ („Europa - Jugend - Revo- 
lution“) zu beziehen, ihre Rede in Paris 
mit dem Skandieren von „Wir sind das 
Volk, wir sind das Volk“ zusammen- 
fasste. Unter Sprechchören und Jubel 
des Publikums trat sie mit dem zusam- 
mengeklauten Slogan „Stand up and 
fight“ ab. Die Befriedigung darüber, sich 
fernab der Düsseldorfer Querelen auch 
körperlich, mit erhobenen Armen, in 
publico ganz dem (europäischen) „Pa- 
triotismus“ hingeben zu können und 
dafür Applaus zu ernten, war Dittmer 
förmlich ins Gesicht geschrieben. In 
popkulturellen Zusammenhängen nennt 
man solch eine Bühnen-Präsenz den 


Auftritt einer Rampen-Sau. 


Heldin, Maria Magdalena, 
„Führer“ - oder was? 

Es ließe sich trefflich darüber witzeln, 
dass sich hier eine instabile Persönlich- 
keit mit Aufmerksamkeitsdefizit-Syn- 
drom oder ein Mensch mit bipolarer 
Störung inmitten einer lang währenden 
manischen Episode ausagiert. Dittmer 
selbst sprach 2002 davon, dass sie nach 
ihrer „hyperaktiven politischen Zeit“, 
nach ihrem „Ausstieg aus dem Aus- 
stieg“, also aus Schlingensiefs Theater- 
projekt, „privat viel mehr“ mache. Psy- 
chiatrischer Diagnosen Kundige mögen 
hier aufhorchen. Sinnvoller als patholo- 
gisierende Analysen und Fragen darüber 
zu formulieren, wer Melanie Dittmer ist 
und ob sie eine schlimme Kindheit ge- 
habt haben mag, dürfte es aber sein, den 
Blick darauf zu lenken, wer hier eine 
Bühnenfigur zu was macht. Denn im 
luftleeren Raum agiert Dittmer, so 
selbstbewusst und ungesteuert ihre Auf- 
tritte wirken mögen, nicht. Ihre Rolle 


bleibt nicht frei von Zuschreibungen. 
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Im Zusammenhang mit Wahrnehmung 
und Labeling im Rollen-Spektrum „Ge- 
schlecht“ etwa ist das Bild, das Dittmer 
auswählt, bespielt und zugewiesen be- 
kommt, vielfältig: Sie selbst inszeniert 
sich in erster Linie als Macherin und 
weiß mit einer landläufig als männlich 
konnotierten Körpersprache der Macht 
aufzutreten, breitbeinig, breitschultrig 
und mit zumeist konfrontativer Mimik. 
Eine Ausnahme machte Dittmer in ihrer 
Rolle als Opfer von Polizeiwillkür, als 
Märtyrerin mit Paketband vor dem 
Mund, als Maria Magdalena im Steinha- 
gel der Meinungsdiktatur. In nahezu 
perfekter Inszenierung der Missverstan- 
denen und Unterdrückten musste sie es 
sich dabei indes auch gefallen lassen, am 
9. März 2015 schweigend auf Dominik 
Roeselers Knie Platz zu nehmen, der 
wiederum, lässig im DÜGIDA-Lautspre- 
cherwagen sitzend, über die „Lügen- 
presse“ schwadronierte und „die Mela- 
nie“ für ihre Beharrlichkeit im Kampf 
gegen dieses „System“ lobte. Dass eine 
Teilnehmerin der DÜGIDA-Demo am sel- 
ben Montag mit einem Schild aufwar- 
tete, auf dem der Slogan „Keep Calm, 
love Melanie“ prangte, wird der Mache- 
rin Melanie Dittmer dann aber vielleicht 
doch zu weit gegangen sein. Abgesehen 
von der Gefühligkeit derartiger Sympa- 
thiebekundungen ist „keep calm“ doch 
genau das, was ausdrücklich nicht auf 
Dittmers Programm-Zettel steht. Hier 
scheint eine Kommunikationspanne 
vorzuliegen. Denn Dittmer ist mitnich- 
ten dafür, die Füße still zu halten, wie 
sie noch Ende März in ihrem selbst ein- 
gefleischte Dittmer-Fans zum Fremd- 
schämen animierenden Bob Marley- 
Cover-Video zu zeigen versucht. Hier 
verleiht sie beim Schlendern über die 
Hohenzollern Brücke ihrem mies ge- 
reimten Credo „Aufsteh’n, rausgeh’n, 
unbequem die Wahrheit seh’n“ eine 
schief intonierte Mädchen-Stimme. 
Doch auch wenn Dittmer vorgibt, dass es 


in ihrem Musik-Projekt vor allem „um 
Spaß“ gehe, ist das Show-Business doch 
auch hier: harte Arbeit. Schließlich muss 
sich irgendjemand das ausgeklügelte 
symbolpolitische Konzept ausgedacht 
haben, das Dittmer darbietet, wenn sie 
scheinbar planlos am Kragen ihrer 
schwarzen Allwetterjacke nestelt, den 
Reißverschluss öffnet, ein rotes Shirt 
mit weißem Kragen und wenig später 
eine Kette mit einem Anhänger in Form 
des Identitären-Symbols zum Vorschein 
bringt. Mit einer schwarz-weiß-roten 
Fahne hätte sie es leichter gehabt, aber 
derlei offensive Zurschaustellung reak- 
tionär-nazistischer Bezugnahmen macht 
als Suchbild vermutlich nur halb so viel 
Freude. Vielleicht können Fan-Artikel 
wie etwa das bizarr anmutende Zippo- 
Feuerzeug mit dem Konterfei Dittmers - 
wie ein Dittmer-“Facebook“-Freund es 
unlängst als Antwort auf deren Mund- 
aufkleber-Bilder-Album als Foto postete 
- hier noch etwas mehr ernsthaften Hel- 
dinnen-Kult reinbringen? 

Jenseits ironischer Erklärungsversuche 
und dem Impuls, Dittmer und Konsorten 
in all ihrem Aberwitz nicht mehr ernst 
nehmen zu wollen: Am Ende scheint 
Dittmer zwischen all diesen Zuschrei- 
bungen und Selbstinszenierungen eine 
Kunstfigur zu werden, selbstgemacht 
und fremdbestimmt zugleich. Für sich 
selbst Macherin, für andere inszeniert 
als Heldin und Märtyrerin, für einzelne 
umweht vom Führerkult des „nationa- 
len Widerstands“ in schwarz-weiß-rot, 
den Farben ihrer Kleidung in der eige- 
nen Mini-Playback-Show. Nichts zeigt 
dies besser als der inzwischen gelöschte 
Kommentar zu Dittmers eigener Maul- 
korb-Berichterstattung zum 9. März 
2015: „Du bist unserer Führer“ - nicht 
weiblich, nicht versehen mit differen- 
zierten Qualitäten, inhaltsleer bis auf 
eine simple Funktion: einfach „Führer“. . 


* 


Stand des Artikels: 10. April 2015 
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Die NPD als Nachfolgeorganisation des „Aktionsbüros Mittelrhein“ 


Von Alex Wißmann 


Gleich im Anschluss 


Die NPD als Nachfolgeorganisation des „Aktionsbüros Mittelrhein“ 


Drei Jahre nach der Razzia gegen mutmaßliche Mitglieder und Unterstüt- 
zer des „Aktionsbüros Mittelrhein“ (ABM) sind dessen Strukturen in der 
NPD aufgegangen. Bereits seit Mitte des Jahres 2013 organisieren sich 
Neonazis, die zum Mitglieder- bzw. Unterstützerkreis des ABM gezählt 
werden, bei den „Jungen Nationaldemokraten (JN) Ahrtal“. Im Septem- 
ber 2014 gründete sich mit dem NPD-Kreisverband (KV) Mittelrhein eine 
weitere Vereinigung, in der Neonazis aus den Reihen des ABM den Ton 


angeben. 


„Das Spiel ist aus“ 

Der Umgang mit Repression war für das 
ABM nichts Neues. Bereits im März 2011 
präsentierte sich die Kameradschaft bei 
einem Aufmarsch in Trier mit einem 
Transparent, das den Schriftzug „Das 
Spiel ist aus! Repression zerschlagen“ 
trug. Der Grund waren Ermittlungen 
gegen Neonazis, die einen Aussteiger 
brutal zusammen geschlagen hatten. 
Auch Neonazis des ABM waren von den 
Ermittlungen betroffen. Ein Jahr später 
war das Spiel dann tatsächlich aus: We- 
nige Tage vor einem angekündigten Auf- 
marsch für ein „Nationales Jugendzen- 
trum“ durchsuchte die Staatsanwalt- 
schaft Koblenz im März 2012 die Woh- 
nungen von 33 Personen und nahm 26 
von ihnen in Untersuchungshaft. Der 
Vorwurf: Mitgliedschaft bzw. Unterstüt- 


zung einer kriminellen Vereinigung. 
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Mitglieder des ABM sollen an dem An- 
griff auf das alternative Wohnprojekt 
Praxis in Dresden beteiligt gewesen sein. 
Zudem soll die Gruppe „Anti-Antifa“-Ar- 
beit betrieben haben und für körperli- 
che Übergriffe verantwortlich gewesen 
sein. (vgl. LOTTA #47 S. 29) Der Prozess 
vor dem Landgericht Koblenz läuft seit 
2012. Ein Ende ist nicht Sicht. 


Auffangbecken JN 

Mitte des Jahres 2013 gründete sich die 
JN Ahrtal. Von der Organisierung in der 
NPD-Jugendorganisation versprechen 
sich die Angeklagten offenbar einen bes- 
seren Schutz vor staatlicher Repression. 
Gute Kontakte zur NPD gab es jedoch be- 
reits zu Zeiten des ABM. Sven Lobeck, 
eine der Führungsfiguren der Gruppe, 
war zeitgleich der Kreisvorsitzende der 
NPD Koblenz. Nach den Razzien ver- 
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schwanden gleich zwei NPD-Kreisver- 
bände von der Bildfläche: neben dem KV 
Koblenz auch der KV Ahrweiler. Der 
Landespressesprecher der NPD, Safet 
Babic, bedauerte, dass ihnen nach der 
Inhaftierung die Mitglieder des ABM 
„zum Teil wohl fehlen“ würden. Nach 
ihrer Freilassung aus der U-Haft im Ja- 
nuar 2014 zeigte sich, wie gut die Neona- 
zis des ABM vernetzt sind. So nahmen 
einzelne Angeklagte im März 2014 am 
JN-Europakongress in Kirchheim teil. 
Kontakte zur NPD-Jugendorganisation 
bestanden schon 2010. Beim „Südwest- 
deutschen Kulturtag“ der JN in Ludwigs- 
hafen trat der Angeklagte Phillip Neu- 
mann alias Liedermacher „Phil“ von der 
Band Flak auf. 


„Eine Nachricht 

macht die Runde“ 

Beim letzten „Südwestdeutschen Kultur- 
tag“ 2013 warben JN-Aktivisten mit der 
Kampagne „Eine Nachricht macht die 
Runde“ für Solidarität mit den Ange- 
klagten. Bei dieser Kampagne handelte 
es sich um eine der größten bundeswei- 
ten Aktionen der JN in den letzten Jah- 
ren. Auch der damalige JN-Bundesvor- 
sitzende Andy Knape besuchte den Pro- 
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Die NPD als Nachfolgeorganisation des „Aktionsbüros Mittelrhein“ 





Alles beim Alten: Sven Lobeck (l.) und Christan Häger (mitte, am Transparent) bei „ihrem“ 
alljährlichen „Trauermarsch“ in Remagen. 


zess. Die JN verteilte Flugblätter und 
nahm Gruppenbilder mit einem Kampa- 
gnen-Transparent auf, welches von den 
Neonazis auch bei Aufmärschen, bei- 
spielsweise im August 2013 in Dort- 
mund, mitgeführt wurde. Hinter dem 
Transparent stand Paul Breuer, selbst 
Angeklagter im Prozess. Auch zu Auf- 
märschen in Döbeln und Bad Nenndorf 
reisten Angeklagte aus dem Rheinland 
an. Die Nachricht war deutlich: Wir ma- 
chen weiter. Und das taten sie. Noch 
nicht ein Jahr aus der U-Haft entlassen, 
fotografierte Marc M. bei Aufmärschen 
Gegendemonstrierende ab. Die JN Ahrtal 
und ihr Umfeld setzte dort an, wo das 
ABM aufgehört hatte. 

Neben der JN versuchte auch Die Rechte 
(DR) um Christian Worch, den ABM-Pro- 
zess aufzugreifen. In Koblenz fanden 
zwei Aufmärsche statt, zu denen mehr- 
heitlich Neonazis aus dem Spektrum von 
DR angereist waren. Letzteren organi- 
sierte der DR-Landesverband Rheinland- 
Pfalz. Zwischen diesem und den Ange- 
klagten wäre eine weitere Zusammenar- 
beit möglich gewesen, wenn sich der 
Landesverband aufgrund interner Strei- 


tigkeiten kurze Zeit später nicht wieder 
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selbst zerlegt hätte (vgl. LOTTA #55, S. 
26). 

Auch der rheinland-pfälzische JN-Lan- 
desverband Rheinland & Pfalz ver- 
schwand von der Bildfläche. Dieser 
stand dem ehemaligen NPD-Landesvor- 
stand um die völkisch geprägten Klaus 
und Dörthe Armstroff nahe, die aus dem 
Landesvorstand gedrängt worden waren 
und die Partei Der Dritte Weg gründeten 
(vgl. LOTTA #54, S. 32). Übrig blieb die JN 
Ahrtal als einzige rheinland-pfälzische 
JN-Struktur. 


Arbeitsteilung 

Die letzten Angeklagten im ABM-Prozess 
wurden im Januar 2014 aus der U-Haft 
entlassen. Auch sie blieben nicht lange 
untätig. Beim im Herbst stattfindenden 
„Trauermarsch“ in Remagen, der bis zu 
den Festnahmen vom ABM organisiert 
worden war, beteiligten sie sich erneut 
an der Organisation. Demonstrativ lie- 
fen Angeklagte des Prozesses vorneweg 
- unter ihnen Sven Lobeck und Christian 
Häger. 

Im September 2014 wurde Lobeck er- 
neut zum Vorsitzenden der örtlichen 
NPD gewählt. Nur heißt der Verband 
jetzt nicht mehr Koblenz, sondern Mit- 


telrhein. Die Parallele zur Namensge- 
bung des ABM ist kaum zu übersehen. 
Einen Monat später hielt Lobeck eine 
Rede am „Feld des Jammers“ in Bretzen- 
heim (Rheinland-Pfalz) zusammen mit 
dem Landesvorstand der NPD. Die JN je- 
doch fehlte, von den anderen Angeklag- 
ten war dort niemand zu sehen. Sie 
scheinen sich erneut eher auf Jugendar- 
beit zu konzentrieren, veranstalten Fei- 
ern und fahren zu größeren Aufmär- 


schen. 


Am Mittelrhein nichts Neues 
Kürzlich übernahm Christian Häger den 
Vorsitz des NPD-Kreisverbandes Mittel- 
rhein. Warum er Lobeck - der bis dato 
das Gesicht der lokalen NPD gewesen 
war - ablöste, ist bislang unklar. Darüber 
hinaus ist jedoch vieles beim Alten ge- 
blieben. Obwohl das ABM Vergangenheit 
ist, sind die Führungspersonen in Nach- 
folgestrukturen weiterhin aktiv. Mit 
Christian Häger ist wieder ein führender 
Neonazi des ABM Vorsitzender des örtli- 
chen NPD-Kreisverbandes. Die JN Ahrtal 
macht Jugend- und „Anti-Antifa“-Ar- 
beit. So bleibt die alte Arbeitsteilung be- 
stehen. Die klare Benennung als KV Mit- 
telrhein hätte es nicht gebraucht. Sie 
zeigt aber, dass sich die Angeklagten 
dank des Parteienprivilegs scheinbar 
keine Sorgen um Repressionen machen. 
Abzuwarten bleibt, welche Rolle die JN 
Ahrtal über das Rheinland hinaus spie- 
len wird. Nach dem Wegbrechen der JN 
Rheinland & Pfalz ist denkbar, dass diese 
Struktur künftig vom Mittelrhein aus 


gesteuert wird. 
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Unter freiem Himmel 





Demonstrative Aktionen der extremen Rechten zwischen 
dem 19. Oktober 2014 und dem 6. April 2015 


Limburgerhof (RLP), 30. Oktober 2014 
An einer Kundgebung der Partei Der 
Dritte Weg unter dem Motto „Über- 
fremdung stoppen - NEIN zum Asyl- 


heim!“ nahmen rund 60 Neonazis teil. 


Essen (NRW), 9. November 2014 
Unter dem Motto „25 Jahre Mauerfall 
- Wir gedenken den Mauertoten!“ 
führte die NRW-NPD am Jahrestag der 
Reichspogromnacht wieder einmal 
eine Kundgebung durch, es nahmen 
etwa 35 Personen teil. Jede/r siebte - 
allesamt FunktionsträgerInnen der 
Partei - durfte ans Mikro: Marcel Ha- 
liti, Melanie Händelkes, Ariane Meise, 
Claus Cremer sowie „ein junger Akti- 
vist der JN“. 
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Ludwigshafen (RLP), 19. November 2014 


Unter dem Motto „Eine Million Tote 
rufen zur Tat“ veranstaltete die Partei 
Der Dritte Weg einen „Trauermarsch“ 
in Ludwigshafen. Etwa 40 Neonazis 


nahmen an der Aktion teil. 


Remagen (RLP), 22. November 2014 


Etwa 150-Neonazis nahmen am neun- 
ten „Trauermarsch“ im Gedenken an 
die „Opfer der Rheinwiesenlager“ in 
Remagen teil. Angemeldet wurde der 
Aufmarsch, der unter dem Motto 
„Eine Million Tote rufen zur Tat“ 
stand, erneut von Christian Malcoci, 
in die Organisation waren jedoch erst- 
mals wieder Neonazis des ehemaligen 


Aktionsbüros Mittelrhein eingebunden. 


Nach der Eröffnung durch Christian 
Häger lasen Michael Dahl und Sven 
Lobeck (beide NPD Mittelrhein) einen 
Text vor, Redebeiträge hielten Sven 
Skoda sowie Matthias Drewer und 
Christoph Drewer (beide Die Rechte), 
Peter Hallmann und Karl Heinz Statz- 
berger (beide der Der Dritte Weg), 
Ralph Tegethoff zelebrierte die „To- 


tenehrung“. 


Kassel (Hessen), 1. Dezember 2014 
Mit etwa 70 TeilnehmerInnen begann 
der PEGIDA-Ableger KAGIDA, initiiert 
und angemeldet vom (damaligen) 
AfDler Michael Viehmann, eine Ver- 


anstaltungsserie in Kassel. Neben 
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Großes Transparent und nichts dahinter am 22. November 2014 in Remagen 


Viehmann trat „der Holländer“ Edwin Kassel (Hessen), 8. Dezember 2014 Kassel (Hessen), 15. Dezember 2014 


Wagenveld ans Mikro. 


Düsseldorf (NRW), 8. Dezember 2014 
Zirka 500 Menschen - und damit deut- 
lich weniger als vom Veranstalter er- 
wartet - nahmen an der ersten Kund- 
gebung nebst „Spaziergang“ von PE- 
GIDA in NRW teil. Das Spektrum 
reichte von Stammtischpersonal über 
ParteigängerInnen rechtspopulisti- 
scher Gruppierungen, HoGeSa-Hools 
bis hin zu NPDlerInnen und militan- 
ten Neonazis. Als Versammlungsleiter 
und Anmelder trat Sebastian Nobile 
(ex GDL und pro NRW) auf, ihm zu 
Seite standen u.a. Alexander Heu- 
mann und Angela Heumann (beide 
AfD Düsseldorf), Tony-Xaver Fiedler 
(pro NRW-Generalsekretär) sowie Me- 
lanie Dittmer von der Identitären Bewe- 
gung, die wenige Tage vor der Demo in 
den pro NRW-Parteivorstand gewählt 
worden war. Nobile, Alexander Heu- 
mann, Fiedler und Dittmer traten 
auch als RednerInnen auf, Angela 
Heumann verlas ein Grußwort von Bi- 
schof Anba Damian, Repräsentant der 
koptisch-orthodoxen Kirche in 
Deutschland. Der kurze „Spaziergang“ 
führte über das Landtags- und Rhein- 
parkgelände. 
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Zur zweiten KAGIDA-Versammlung 
erschienen um die 60 TeilnehmerIn- 
nen, um Reden von Organisator Mi- 
chael Viehmann, Manfred Mattis (AfD 
Kassel) und Montagsmahnwacher 
Viktor Seibel zu lauschen. 


Bonn (NRW), 15. Dezember 2014 


Einen „friedlichen Abendspaziergang 
gegen Salafisten in Bonn, gegen die Is- 
lamisierung des Abendlandes und 
gegen eine völlig fehlgeleitete Flücht- 
lingspolitik und Ausländerpolitik in 
Deutschland“ wollte BOGIDA/PEGIDA 
NRW durchführen und damit an die 
Düsseldorfer Aktion eine Woche zuvor 
anknüpfen. Angemeldet hatte die Ak- 
tion Melanie Dittmer aus Bornheim 
(Rhein-Sieg-Kreis), die auch als Ver- 
sammlungsleiterin auftrat. Aufgrund 
der Gegenaktivitäten blieb es bei 
einer ca. 200-köpfigen Kundgebung, 
der „Spaziergang“ war nicht durch- 
führbar. Vertreten waren nahezu alle 
Rechtsaußen-Spektren bis hin zu mili- 
tanten Neonazi-Szene. Ans Mikro tra- 
ten neben Dittmer noch Buchautor 
Akif Piringci, Christopher von Men- 
gersen (pro NRW), Manuela Eschert 
(Infidels Deutschland) und der antimus- 
limische Hetzer und Blogger Karl-Mi- 
chael Merkle („Michael Mannhei- 
mer“) aus Heilbronn. 


Wie in der Vorwoche sprachen bei KA- 
GIDA Michael Viehmann, Manfred 
Mattis (AfD Kassel) und Montags- 
mahnwacher Viktor Seibel zu diesmal 
80 TeilnehmerInnen. 


Ludwigshafen (RLP), 18. Dezember 2014 


Unter dem Motto „Überfremdung 
stoppen - Nein zum Asylantenheim“ 
veranstaltete die Partei Der Dritte Weg 
eine Kundgebung gegen den Bau einer 
Flüchtlingsunterkunft in Ludwigsha- 
fen. Etwa 65 Neonazis beteiligten sich 
an der Aktion. 


Dortmund (NRW), 21. Dezember 2014 


Wieder einmal wollte der Dortmunder 
Kreisverband der Die Rechte kurz vor 
Weihnachten „Weihnachtskundge- 
bungen“ vor den Privatwohnungen 
politischer GegnerInnen durchführen, 
ins Visier wurden zwei SPD-Politike- 
rInnen und ein Journalist genommen. 
Die Aktionen wurden zunächst verbo- 
ten. Letztendlich wurde das Verbot 
wieder außer Kraft gesetzt, da seitens 
der Neonazis eingeräumt worden war, 
mit ihren unter dem Motto „Gegen 
die Verantwortlichen von Sozialabbau 
und Überfremdung! Raus auf die 
Straße!“ stehenden und auf zwei re- 
duzierten Kundgebungen einen gro- 
ßen Abstand zu den drei Wohnhäu- 
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ur 


sern zu halten, also einen direkten 
Bezug zu diesen nicht herzustellen. 
An einer Kundgebung im Stadtteil 
Mengede nahmen laut Polizeiangaben 
60 Neonazis teil, die zweite Kundge- 
bung in der Dortmunder Nordstadt 
konnte aufgrund von massiven Gegen- 


protesten nicht stattfinden. 


Bonn (NRW), 22. Dezember 2014 


Nach ihrer ersten, eher schwach be- 
suchten Aktion am 15. Dezember, 
wollte BOGIDA/PEGIDA NRW eine 
Woche später kräftig nachlegen, mehr 
als laut Polizeiangaben 300 Teilneh- 
merInnen - quer durch alles Rechts- 
außen-Spektren - wurden es dennoch 
nicht. Neben Dittmer sprachen der 
ehemalige FAZ-Redakteur Udo Ulf- 
kotte, ein als „Bonner Bürger“ vorge- 
stellter Paul Pawlowski, Tony-Xaver 
Fiedler und Sebastian Nobile. 


Kassel (Hessen), 22. Dezember 2014 


Kurz vor Weihnachten gelang KAGIDA 
eine deutliche Steigerung der Teilneh- 
merInnenzahl auf 160 Personen. Nach 
der Veranstaltung wurde eine Gruppe 
AntifaschistInnen von etwa 20 Neona- 


zis angegriffen. 


Dortmund (NRW), 24. Dezember 2015 


Aufgrund des Abbruchs ihrer Veran- 
staltung am 21. Dezember ging Die 
Rechte drei Tage später „Gegen Poli- 
zeiwillkür und staatliche Schikanen!“ 
auf die Straße. An der Demonstration, 
die am Polizeipräsidium startete, nah- 
men etwa 60 Personen teil. Als Redner 
traten u.a. Paul Breuer und Sven 


Skoda auf. 


Kassel (Hessen), 29. Dezember 2014 


Auch kurz vor Jahresende gönnte KA- 
GIDA sich keine Pause, es erschienen 
zirka 170 TeilnehmerInnen. Neben 
Michael Viehmann, Manfred Mattis 
und Edwin Wagenfeld hielt die Frank- 
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Demonstrative Aktionen der extremen Rechter 


furter PEGIDA-Organisatorin Heidi 
Mund einen Redebeitrag. 


Dortmund (NRW), 31. Dezember 2015 


„Gegen Polizeiwillkür und Asylheim- 
bau“ demonstrierte Die Rechte mit 
einer „Silvesterdemonstration“ im 
Dortmunder Stadtteil Hörde. Zu den 
etwa 50 TeilnehmerInnen sprachen 
Michael Brück und Matthias Drewer. 


Dortmund (NRW), 3. Januar 2015 


Ihre „knapp zweiwöchige Kampagne 
gegen Polizeiwillkür“ beendete die 
Dortmunder Die Rechte mit einer 
Kundgebung in der Nordstadt. Etwa 


50 Personen nahmen teil. 


Köln (NRW), 5. Januar 2015 


Etwa 250 Personen waren zum Otto- 
platz am Bahnhof Köln-Deutz gekom- 
men, um „gegen die Islamisierung des 
Abendlandes“ zu demonstrieren. Der 
geplante „Abendspaziergang” von KÖ- 
GIDA/PEGIDA fiel jedoch aufgrund 
von Blockaden aus, es blieb bei einer 
Kundgebung. Zum Mikro griffen u.a. 
Anmelder Sebastian Nobile, Marco 
Carta-Probach, Melanie Dittmer, 
Zahid Khan (Autor des Buchs „Der 
Islam gehört nicht zu Deutschland“) 
und zwei Abgesandte der französi- 
schen Generation Identitaire. Während 
der Veranstaltung und danach kam es 
zu Streitigkeiten im Orgateam, die zur 
Spaltung in den BOGIDA/KÖGIDA/DÜ- 
GIDA-Flügel um Dittmer und Tony- 
Xaver Fiedler sowie den offiziellen PE- 
GIDA-NRW-Flügel um Carta-Probach 
und Nobile führten. 


Kassel (Hessen), 5. Januar 2015 


Erneut mobilisierte KAGIDA etwa 170 
AnhängerInnen zur Kundgebung mit 
Spaziergang. Neben Michael Vieh- 
mann trat Viktor Seibel ans Mikro. 
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Düsseldorf (NRW), 12. Januar 2015 


Zum ersten Auftritt des von PEGIDA 
NRW abgespaltenen pro NRW-nahen 
BOGIDA/KÖGIDA/DÜGIDA-Flügels ver- 
sammelten sich zirka 250 Personen, 
um nach einer Kundgebung vor dem 
Hauptbahnhof durch die Innenstadt 
zu ziehen. Angemeldet und geleitet 
wurde die Veranstaltung von Melanie 
Dittmer, nachdem eine zuvor von An- 
gela Heumann (AfD) angemeldete 
Versammlung aufgrund der zuneh- 
menden Einflussnahme extrem rech- 
ter ParteigängerInnen wieder abge- 
meldet worden war. Als RednerInnen 
traten neben Dittmer Pascal Hilout, 
Christine Tasin und Pierre Cassen von 
der französischen Resistance Republi- 
caine, der DÜGIDA-Anwalt Björn Cle- 
mens und Manuela Eschert (Infidels 
Deutschland) auf. 


Kassel (Hessen), 12. Januar 2015 


Bei der siebten KAGIDA-Veranstaltung 
konnte die Anzahl der TeilnehmerIn- 
nen nochmal auf 200 gesteigert wer- 
den. Wie üblich verlas Michael Vieh- 
mann die PEGIDA-Forderungen. 


Köln (NRW), 14. Januar 2015 


Am zweiten Auftritt von KÖGIDA nah- 
men trotz der islamistischen Morde in 
Paris nur noch um die 150 selbster- 
nannte AbendlandretterInnen teil, 
unter ihnen viele HoGeSa-Anhänge- 
rInnen. Anmelderin war - so der Köl- 
ner Stadt-Anzeiger - Sonja Pufal, 
„Ehefrau eines pro NRW-Mitglieds“ 
(gemeint ist Bastian Pufal aus Lever- 
kusen). Dieses Mal klappte es auch mit 
dem „Abendspaziergang“. Als Redner 
durften die pro NRW-FunktionärInnen 
Markus Wiener, Tony-Xaver Fiedler 
und Melanie Dittmer ans Mikro. 


Dortmund (NRW), 16. Januar 2015 


Unter dem Motto „Kein Fußbreit den 
Zionisten“ führte die Dortmunder Die 
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Rechte - als Reaktion auf eine zeitglei- 
che linke Demonstration gegen Anti- 
semitismus im Stadtteil Dorstfeld - 

eine Gegenkundgebung durch, an der 
laut Polizeiangaben 80 Personen teil- 


nahmen. 


Düsseldorf (NRW), 19. Januar 2015 

An der zweiten Innenstadtdemo von 
DÜGIDA nahmen zirka 150 Personen 
teil, Anmelderin und Versammlungs- 
leiterin war erneut Melanie Dittmer. 
„Sechs Männer und eine Frau“ seien 
„vorrübergehend in Gewahrsam ge- 
nommen und einem Richter vorge- 
führt“ worden, „da sie unter anderem 
verbotene Gegenstände (Teleskop- 
schlagstock und präparierte Hand- 
schuhe) mit sich“ geführt hätten, 
heißt es in einer Pressemitteilung der 
Polizei. Als Redner traten neben Ditt- 
mer der stellvertretende pro NRW-Par- 
teivorsitzende Dominik Roeseler 
sowie zwei ältere, namentlich nicht 


vorgestellte „Bürger“ auf. 


Duisburg (NRW), 19. Januar 2015 

Um die 400 Personen - der Veranstal- 
ter spricht von 550, die Polizei sogar 
von 600 - nahmen an der ersten offi- 
ziellen PEGIDA-NRW-Demo nach der 
Spaltung in zwei Flügel teil. Angemel- 
det hatte diese Sebastian Nobile, der 
auch als Redner auftrat. Ebenso zum 
Mikro griff Kaplan Paul Spätling aus 


Emmerich. 


Kassel (Hessen), 19. Januar 2015 

160 TeilnehmerInnen folgten dem KA- 
GIDA-Aufruf. Redebeiträge hielten er- 
neut Michael Viehmann, Viktor Seibel 
und Manfred Mattis. 


Köln (NRW), 21. Januar 2015 

Mit etwa 200 TeilnehmerInnen konnte 
die dritte KÖGIDA-Demonstration zah- 
lenmäßig wieder etwas zulegen. Rede- 


beiträge gab es von den pro NRWlerIn- 
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nen Christopher von Mengersen, Do- 
minik Roeseler, Melanie Dittmer, 
Tony Xaver Fiedler und dem „Kölner 
Bürger Bernd“. Diese KÖGIDA-Demo 
war auch zugleich die vorerst letzte. 
Die für den 28. Januar 2015 geplante 
wurde wegen Erkrankung im Orga- 
team abgesagt. Am 29. Januar wurde 
das Ende der KÖGIDA-Demos verkün- 
det. Es sei „aus organisatorischen 
Gründen sinnvoller und kraftvoller 
nur eine Demonstration die Woche zu 


machen“, nämlich in Düsseldorf. 


Düsseldorf (NRW), 26. Januar 2015 
Nur noch um die 100 Personen er- 
schienen auf der dritten, erneut von 
Melanie Dittmer angemeldeten und 
geleiteten DÜGIDA-Innenstadtdemo, 
deren Route verlängert wurde. Haupt- 
redner war neben Dittmer der „neu- 
rechte“ Publizist Baal Müller, der sei- 
nen ZuhörerInnen zu erklären ver- 
suchte, wie „nationale Identität“ 


funktioniert. 


Duisburg (NRW), 26. Januar 2015 


Zur zweiten - erneut von Sebastian 
Nobile angemeldeten - PEGIDA-NRW- 
Demo nach der Spaltung fanden sich 
um die 250 TeilnehmerInnen ein. Als 
Redner traten neben Nobile u.a. ein 
Vertrauter des wegen seines Auftritts 
am 19. Januar unter Druck geratenen 
Kaplans Paul Spätling, Stefan Keuter 
(AfD Essen) sowie ein nicht näher vor- 


gestellter „Totti“ aus Aachen auf. 


Kassel und Frankfurt (Hessen), 

26. Januar 2015 
Bei der neunten KAGIDA-Veranstal- 
tung sank die Zahl der TeilnehmerIn- 
nen wieder auf 80 ab. Diese hörten 
sich erneut Reden von Michael Vieh- 
mann, Viktor Seibel und Manfred 
Mattis an. 
In Frankfurt fand mit ebenfalls um die 
80 TeilnehmerInnen die PEGIDA-Pre- 


miere an der Hauptwache statt. Außer 
der Initiatorin Heidi Mund - Pädago- 
gin und christliche Fundamentalistin 
- traten ihr Ehemann Mathias Mund, 
Stadtverordneter der Freien Wähler in 
Frankfurt, Rotem Avituv und „Eduard 


aus Zweibrücken“ ans Mikro. 


Kassel (Hessen), 1. Februar 2015 
Die zehnte KAGIDA-Versammlung 
wurde einen Tag vorgezogen und fand 
damit sonntags statt. Als Gastredner 
war der „Islamkritiker“ und Buchau- 
tor Zahid Khan geladen. Dennoch er- 


schienen nur 50 KagidistInnen. 


Düsseldorf (NRW), 2. Februar 2015 
Der Plan des DÜGIDA-Orga-Teams 
(Melanie Dittmer, Bastian Pufal und 
Tony-Xaver Fiedler), durch den Weg- 
fall von Köln als Austragungsort die 
TeilnehmerInnenzahlen in Düsseldorf 
zu erhöhen, schien bei 90 Teilnehme- 
rInnen gescheitert zu sein. Anmelde- 
rin, Veranstaltungsleiterin und Red- 
nerin Dittmer jedenfalls schien nicht 
wirklich zufrieden zu sein. Etwas ge- 
tröstet haben dürfte sie die Rede von 
Dominik Roeseler, der ausführlich 
ihre „Verdienste“ hervorhob. 


Duisburg (NRW), 2, Februar 2015 
Nach dem überraschenden Rückzug 
von Sebastian Nobile aus dem PE- 
GIDA-NRW-Orgateam hatte der Ex- 
Rocker Marco Carta-Probach Anmel- 
dung und Versammlungsleitung über- 
nommen. Die TeilnehmerInnenzahl 
sank weiter auf 170. Neben Carta-Pro- 
bach trat u.a. Stefan Keuter (AfD 
Essen) als Redner auf. 


Frankfurt (Hessen), 2. Februar 2015 
An der zweiten Frankfurter PEGIDA- 
Veranstaltung nahmen etwa 85 Perso- 
nen teil. Wie schon bei der ersten Ver- 
anstaltung spendete Organisatorin 
Heidi Mund am Ende „Gottes Segen“. 
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Dortmund (NRW), 6. Februar 2015 
Unter dem Motto „Eving sagt nein 
zum Asylantenheim“ zogen nach 
einer „Flugblattaktion“ der Die Rechte 
zirka 40 Personen - angeblich „spon- 
tan“- lautstark Parolen skandierend 
und vermummt an einer Flüchtlings- 
unterkunft im Stadtteil Eving vorbei, 
hierbei wurden Fackeln und Böller 
zum Einsatz gebracht. Die Polizei 


setzte 13 Personen fest. 


Wuppertal (NRW), 7. Februar 2015 
Nach Polizeiangaben etwa 40 Perso- 
nen nahmen an einer Kundgebung 
der Partei Die Rechte teil, die sich 


unter dem Motto „Nein zum Heim“ 


gegen eine geplante Flüchtlingswohn- 


heim im Stadtteil Vohwinkel richtete. 


Ludwigshafen (RLP), 7. Februar 2014 


An einer Kundgebung der HoGeSa-Ab- 


spaltung Gemeinsam-Stark Deutschland 
nahmen rund 500 rechte Hooligans 
und Ultras sowie organisierte Neona- 
zis teil. Die Stadt Ludwigshafen hatte 
einen Aufzug sowie ein Konzert der 


Band Kategorie C verboten. Angemel- 


det wurde die Kundgebung von Domi- 


nik Roeseler (pro NRW) aus Mönchen- 
gladbach. Neben ihm hielt lediglich 
der „Islamkritiker“ Zahid Khan eine 
Rede. 


Düsseldorf (NRW), 9. Februar 2015 


Die TeilnehmerInnenzahl wieder 


leicht steigern konnte DÜGIDA bei der 


nunmehr fünften Innenstadtdemo, es 
erschienen etwa 110 Personen. Als 


Redner trat neben Anmelderin und 


Versammlungsleiterin Dittmer der pro 


NRW-Generalsekretär Tony-Xaver 
Fiedler in Erscheinung. Angekündigt 


wurde, dass am 16. Februar, am Rosen- 


montag, nicht demonstriert werde. 


Duisburg (NRW), 9. Februar 2015 
Mit 130 TeilnehmerInnen ging es bei 
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PEGIDA NRW mit der Beteiligung wei- 
terhin bergab. Als Redner traten 
neben dem Anmelder und Versamm- 
lungsleiter Marco Carta-Probach u.a. 
noch Konstantin Benardos und Ma- 
rian O. Rittner vom Orga-Team auf. 
PEGIDA NRW kündigte an, am 16. Feb- 
ruar wegen des Rosenmontags nicht 


demonstrieren zu wollen. 


Kassel und Frankfurt (Hessen), 
9, Februar 2015 


Den Reden von Michael Viehmann, 
Viktor Seibel und Manfred Mattis 
lauschten an diesem Tag etwa 90 KA- 
GIDA-AnhängerInnen. In Frankfurt er- 
schienen zirka 110 Personen, darunter 
etwa 10 Aktivisten des FN Hessen. 


Kassel (Hessen), 16. Februar 2015 


Bei diesem zwölften Mal KAGIDA ver- 
kündete Organisator Michael Vieh- 
mann seinen Austritt aus der AfD. 
Damit war er einem Rauswurf wegen 
antisemitischer und gewaltverherrli- 
chender Facebook-Postings zuvorge- 
kommen. Das Dreier-Rede-Team redu- 
zierte sich damit auf Viehmann und 
Viktor Seibel. Außerdem wurde die 
angebliche Grußbotschaft von Holo- 
caust-Überlebenden verlesen, die sich 
im Nachhinein als Fälschung heraus- 
stellte. 


Dortmund (NRW), 20. Februar 2015 


Zu einer „Mahnwache gegen das Asyl- 
heim“ mobilisierte der Dortmunder 
Die Rechte-Kreisverband in den Stadt- 
teil Eving, etwa 50 Neonazis folgten 
dem Aufruf. Als Redner trat u.a. Mi- 
chael Brück in Erscheinung. 
Düsseldorf, 23. Februar 2015 
Nur noch 70 Personen erschienen an 
diesem Abend zu DÜGIDA. Anmelde- 
rin und Veranstaltungsleiterin Mela- 
nie Dittmer hatte mit der Polizei eine 
neue Route vom Hauptbahnhof aus 


vereinbart, dabei war der Polizei of- 
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fenbar zunächst entgangen, dass diese 
im letzten Drittel der Wegstrecke an 
zwei Moscheen vorbeiführt. Der poli- 
zeiliche Versuch, ein Vorbeiziehen an 
den Moscheen zu untersagen, schei- 
terte am zuständigen Verwaltungsge- 
richt. Als RednerInnen traten neben 
Dittmer ein „holländischer Patriot, 
der gerade zufällig als Tourist in Düs- 
seldorf“ sei sowie Christopher von 
Mengersen auf. 


Duisburg (NRW), 23. Februar 2015 


Laut Polizeiangaben etwa 100 Perso- 
nen nahmen an der fünften Duisbur- 
ger Demo von PEGIDA NRW teil. Als 
Redner traten neben dem Anmelder 
und Versammlungsleiter Marco Carta- 
Probach noch Marian O. Rittner und 
„Michael Mannheimer“, also Karl-Mi- 
chael Merkle auf. 


Kassel und Frankfurt (Hessen), 
23. Februar 2015 


Etwa 60 Personen kamen zu KAGIDA, 
Redebeiträge gabs von Michael Vieh- 
mann und Viktor Seibel. Den Weg zur 
Kundgebung in Frankfurt fanden 
ebenfalls um die 60 PegisdistInnen. 


Düsseldorf (NRW), 25. Februar 2015 


Zwei Tage später wollte PEGIDA NRW 
nach dem 8. Dezember 2014 noch ein- 
mal vor dem Düsseldorfer Landtag 
Präsenz zeigen. Um die 80 Pegidiane- 
rInnen fanden sich ein, um bei nass- 
kalten Wetter den Reden des Anmel- 
ders und Versammlungsleiters Marco 
Carta-Probach, Michael Stürzenber- 
ger, Parteivorsitzender der Die Freiheit, 
sowie Uwe Schulz (REP Düsseldorf) zu 
lauschen. 


Düsseldorf, 2. März 2015 


Um die 100 „Abendland“-RetterInnen 
- und damit zirka 30 mehr als am 
Montag zuvor - fanden sich ein, um 


an der nunmehr siebten von Melanie 
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Dittmer angemeldeten und geleiteten 
Innenstadt-Demo von DÜGIDA teilzu- 
nehmen. Einziger Redner neben Ditt- 
mer war Dominik Roeseler, der nach 
zwei Montagen Pause diesmal wieder 
erschienen war. Die Aktion war deut- 
lich von Personen aus rechten Fuß- 
ballfan-Szenen und deren Umfeld ge- 
prägt. Sich offenbar selbst überschät- 
zend, überspannte Dittmer trotz poli- 
zeilicher Vorwarnung den Bogen 
mehrere Male, die Demo zog „Wir 
wollen keine Salafistenschweine“ 
skandierend mit allerlei Drohgebär- 
den durch eine Straße, in der sich eine 
marokkanische Moschee befindet. 
Zudem gab es mehrere Angriffsversu- 
che in Richtung GegendemonstrantiIn- 
nen. Die Polizei beschlagnahmte Ditt- 
mers Handy, da sie Beamte des Poli- 
zeilichen Staatsschutzes gefilmt und 
das Video trotz Ansage bei „Facebook“ 
hochgeladen hatte. 


Duisburg (NRW), 2. März 2015 

Nach Polizeiangaben 80 Personen 
nahmen an der sechsten Duisburger 
PEGIDA-NRW-Demo teil, als Redner 
trat neben dem Anmelder und Ver- 
sammlungsleiter Marco Carta-Pro- 
bach noch Marian O. Rittner auf. 


Dortmund (NRW), 2. März 2015 
Offenbar zwischenzeitlich nicht mehr 
interessiert an den PEGIDA- und DÜ- 
GIDA-Auftritten, an denen Die Rechte- 
Akteure - mal in Duisburg, mal in 
Düsseldorf - teilgenommen hatten, 
und wieder mehr auf die eigene Stadt 
orientiert, führte der Dortmunder DR- 
Kreisverband parallel zu den PEGIDA- 
und DÜGIDA-Aktionen eine etwa 25- 
köpfige „Montagsmahnwache“ gegen 
ein geplantes Flüchtlingsheim im 
Stadtteil Wickede durch. Ans Mikro 
trat Michael Brück. 
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Kassel und Frankfurt (Hessen), 

2. März 2015 
In Kassel fanden sich zirka 50 Perso- 
nen zur 14. KAGIDA-Aktion ein, 80 
Personen kamen zu Heidi Munds Ver- 


anstaltung in Frankfurt. 


Wuppertal (NRW), 7. März 2015 
Zwei - nach Polizeiangaben etwa 25- 
köpfige - Kundgebungen führte die 
Wuppertaler Die Rechte unter dem 


Motto „Nein zum Heim in Vohwinkel“ 


durch. 


Dortmund (NRW), 9. März 2015 
Ihre „Zweite Montagsmahnwache 
gegen Asylmissbrauch“ führte die 
Dortmunder Die Rechte „gegen die Er- 
richtung von gleich zwei Asylheimen“ 
im Stadtteil Derne durch. Es nahmen 
etwa 30 AktivistInnen teil. 


Düsseldorf (NRW), 9. März 2015 
95 Personen erschienen zur achten 
DÜGIDA-Innenstadtdemo, durften 
aber dieses Mal nicht der Anmelderin 
Melanie Dittmer lauschen, da von der 
Polizei aufgrund der Vorfälle eine 
Woche zuvor abgelehnt wurde, sie 
länger als Veranstaltungsleiterin und 
Rednerin zu akzeptieren, da sie sich 
nicht an Absprachen und Auflagen ge- 
halten hätte und weitere Verstöße 
wahrscheinlich seien. Neuer Ver- 
sammlungsleiter wurde Dominik Roe- 
seler, der durch den Abend führte. 
Außerdem wurde der Vorbeizug an 
der marokkanischen Moschee unter- 
sagt, DÜGIDA-Demos mussten von 
nun an eine Straßenkreuzung von der 
Moschee entfernt umkehren. Neben 
Roeseler durfte sich als Redner ein 
weiteres Mal der bereits am 23. Feb- 
ruar aktive, namentlich nicht vorge- 
stellte Goebbels-Imitator aus den Nie- 
derlanden betätigen sowie der Düssel- 
dorfer DÜGIDA-Ordner und Neonazi- 
Skinhead Christian Naujok, der bei 


. den letzten Kommunalwahlen als Lü- 
ckenfüller für die Republikaner ange- 
treten war. Er berichtete von Gegen- 
demonstrantInnen, die DÜGIDAs an- 
gespuckt und mit Eiern und Bananen 


beworfen hätten. 


Duisburg (NRW), 9. März 2015 
Nach Polizeiangabe nahmen 100 Per- 
sonen an der von Marco Carta-Pro- 
bach angemeldeten und geleiteten 
siebten PEGIDA-NRW-Demo in Duis- 
burg teil. Einziger Redner war Carta- 
Probach. 


Kassel (Hessen), 9. März 2015 
Auch an diesem Montag fanden sich 
etwa 50 KagidistInnen ein. Sie konn- 
ten wiedermal Reden von Michael 
Viehmann und Viktor Seibel hören. 
In Frankfurt sprach Michael Stürzen- 
berger, Parteivorsitzender der Die Frei- 
heit, bei PEGIDA. Den knapp 80 Teil- 
nehmerInnen wurde erstmalig ein 
„Spaziergang“ ermöglicht. Gegende- 
monstrantInnen blockierten die 
Route, eine PEGIDA-Teilnehmerin er- 
litt eine Platzwunde durch ein Wurf- 
geschoss. Wenige Tage später verkün- 
dete die Facebook-Seite, die Veran- 
staltungen in Frankfurt würden auf- 
grund der großen Gefahr durch die 
Gegenproteste eingestellt. Diese Ent- 
scheidung fällte jedoch das bundes- 
weite Orga-Team ohne Absprache mit 
Organisatorin Heidi Mund. Als Reak- 
tion verkündete Mund die Gründung 
einer Organisation namens Freie Bür- 
ger für Deutschland, die nun „eigenver- 


antwortlich“ demonstrieren werde. 


Wuppertal (NRW), 14. März 2015 


Anlässlich einer dort stattfindenden 
salafistischen Kundgebung mobili- 
sierte PEGIDA NRW mit Unterstützung 
der bundesweiten PEGIDA-Leitung und 
rechter Hooligan-Stukturen bundes- 


weit nach Wuppertal. Letztendlich 
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kamen zirka 800 Personen zu der von 
Marco Carta-Probach angemeldeten 
und geleiteten Kundgebung, vertreten 
waren alle Schattierungen der extre- 
men Rechten und mehrere hundert 
rechte Hools. Doch bereits nach der 
Auftaktkundgebung mit Reden von Mi- 
chael Viehmann (Kassel), Lutz Bach- 
mann (Dresden), Michael Stürzenber- 
ger (München) und Christine Anderson 
(Frankfurt) beendete PEGIDA die Ver- 
anstaltung. Zuvor hatten insbesondere 
rechte Hools versucht, Polizeiketten zu 
durchbrechen und Gegendemonstran- 
tInnen anzugreifen, nachdem seitens 
der Polizei mitgeteilt worden war, dass 
der geplante „Spaziergang“ nicht statt- 
finden dürfe. Allerdings gelang es etwa 
200 TeilnehmerInnen, im Stadtteil El- 
berfeld eine Spontandemonstration 
durchzuführen. 


Zweibrücken, Kaiserslauten 

und Ramstein (RLP), 14. März 2015 
Zu einem Aufmarsch mit Bezug auf 
die Bombardierung Zweibrückens im 
Jahr 1945 hatte der Nationale Wider- 
stand Zweibrücken mobilisiert, es 
nahmen 36 Personen teil. Als Redner 
traten Detlev Walk, Andre Presser und 
Wilhelm Herbi auf. 
Zeitgleich marschierte die NPD mit 42 
Teilnehmenden in Kaiserslautern 
„Gegen Kriegstreiberei - Für Frieden, 
Freiheit und Souveränität“. Es spra- 
chen Safet Babic, Jan Jaeschke, Ri- 
carda Riefling, Sven Lobeck, Benjamin 
Hennes, Frank Franz, Ronny Zasowk, 
Melanie Schlinck und Sebastian 
Schmidtke. 
Anschließend trafen sich etwa 30 Teil- 
nehmende beider Aufmärsche in 
Ramstein, an der dortigen US-Airbase 
zu einer angeblichen Spontankundge- 
bung. 
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Düsseldorf (NRW), 16. März 2015 


Nicht profitieren konnte DÜGIDA von 
der Absage der zeitgleichen PEGIDA- 
Versammlung in Duisburg, es nahmen 
nur 65 Personen an der neunten von 
Melanie Dittmer angemeldeten DÜ- 
GIDA-Innenstadtdemo teil. Da Dittmer 
die Veranstaltung nicht leiten durfte 
und auch Dominik Roeseler dieses Mal 
nicht anwesend war, übernahm die 
pro NRW-Parteivorstandsbeisitzerin 
Katja Karakus aus dem Rheinisch-Ber- 
gischen Kreis die Leitung der Veran- 
staltung, unterstützt wurde sie hier- 
bei von Bastian Pufal. Nachdem sich 
zwei ältere regelmäßige Demoteilneh- 
merInnen am Mikro ausgelassen hat- 
ten, steuerte Manuela Eschert (Infidels 
Deutschland) noch eine Rede sowie 
einen Reisebericht vom wochenendli- 
chen Ausflug zu einer Anti-Islam-Ver- 


anstaltung in Paris bei. 


Dortmund (NRW), 16. März 2015 


32 Personen nahmen an der „dritten 
Montagsmahnwache gegen Asylmiss- 
brauch“ der Dortmunder Die Rechte im 
Stadtteil Eving teil und lauschten den 
Reden von Michael Brück und Daniel 
Grebe. Da man stark von einem „un- 
verhältnismäßig hohen Polizeiaufge- 
bot“ behindert worden sei, wurden 
weitere Aktionen angekündigt: „zu- 
nächst bis Freitag, aber gegebenen- 
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viel Auswahl am 5. Januar 2015 bei KÖGIDA in Köln 


falls auch darüber hinaus - tägliche 
Mahnwachen in Eving“. 


Kassel (Hessen), 16. März 2015 
Bei der 16. KAGIDA-Veranstaltung 
hielten erneut Michael Viehmann und 
Viktor Seibel Redebeiträge. Etwa 50 


DemonstrantInnen erschienen. 


Dortmund (NRW), 17. März 2015 
Nach Eigenangaben angeblich 40 Per- 
sonen sollen an einer „Mahnwache 
gegen Asylmissbrauch“ der Dortmun- 
der Die Rechte im Stadtteil Eving teil- 


genommen haben. 


Dortmund (NRW), 20. März 2015 
Nach Eigenangaben angeblich 60 Per- 
sonen sollen an einer „Mahnwache 
gegen Asylmissbrauch“ der Dortmun- 
der Die Rechte im Stadtteil Eving teil- 
genommen habe. Damit habe „eine 
kurzfristig durchgeführte Aktionswo- 
che gegen Asylmissbrauch im Dort- 
munder Stadtteil Eving ihr Ende“ ge- 
funden, so die Möchtegernpartei. 


Düsseldorf, 23. März 2015 
Erneut leitete Katja Karakus die von 
Melanie Dittmer angemeldete - nun- 
mehr zehnte - DÜGIDA-Innenstadt- 
demo, an der zirka 55 Personen teil- 
nahmen. Als Hauptredner trat Chris- 
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topher von Mengersen in Erschei- 


nung. 


Duisburg (NRW), 23. März 2015 
Nachdem der Duisburger „Abendspa- 
ziergang“ am 16. März wegen der zeit- 
lichen Nähe zur Wuppertaler PEGIDA- 
Demo am 14. März abgesagt worden 
war, kamen zur achten von Marco 
Carta-Probach angemeldeten und ge- 
leiteten Duisburger PEGIDA-NRW- 
Demo laut Polizeiangaben 120 Perso- 
nen. Als Redner traten neben Carta- 
Probach eine als „Violetta“ vorge- 
stellte Vertreterin von PEGIDA Polen 
sowie Lionel Baland, vorgestellt als 
„belgischer Journalist“ und „EU Ken- 


ner“, auf. 


Dortmund (NRW), 23. März 2015 

Laut Eigenangaben „rund vierzig Akti- 
visten und Anwohner“ hätten an der 
„vierten Dortmunder Montagsmahn- 
wache gegen Asylmissbrauch“ im 
Stadtteil Hörde teilgenommen, so Die 
Rechte. 


Kassel und Frankfurt (Hessen), 


23. März 2015 


Abwechslung bei KAGIDA sollte dies- 
mal ein „Offenes Mikrofon“ zusätzlich 
zur Rede Michael Viehmanns bringen. 
Dieser „Attraktion“ lauschten 45 Teil- 
nehmerInnen. 

Zur ersten Kundgebung der Freien Bür- 
ger für Deutschland von Heidi Mund 
unter dem Motto „Für Grundgesetz 
und Meinungsfreiheit. Gegen linksex- 
treme Gewalt und Meinungsdiktatur“ 
versammelten sich etwa 25 Personen 
auf dem Frankfurter Roßmarkt. Er- 
neut war der Vorsitzende der Partei 
Die Freiheit Michael Stürzenberger als 


Gastredner anwesend. 


Dortmund (NRW), 28. März 2015 
Unter dem Motto „Rock für Dortmund 


- Laut gegen Sozialabbau, Massenein- 
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wanderung und Perspektivlosigkeit“ 
führte die Dortmunder Die Rechte am 
zehnten Todestag des von dem Neo- 
nazi Sven Kahlin erstochenen Thomas 
„Schmuddel“ Schulz eine Demonstra- 
tion und eine Abschlusskundgebung 
mit musikalischen Live-Auftritten (Lu- 
nikoff Verschwörung und Renitenz, 
einem „Balladenprojekt von Break- 
down“) durch, an denen 800 Personen 
teilnahmen, darunter laut Polizeian- 
gaben „ca. 280 Personen aus dem Be- 
reich ‘HoGeSa’“. Angemeldet hatte die 
Aktion Christian Worch, der auch als 
Redner auftrat, ebenso wie u.a. Sven 
Skoda, Dennis Giemsch (Dortmund) 
und Alexander Kurth (Leipzig). 


Ludwigshafen (RLP), 29. März 2015 


Eine Kundgebung gegen den Bau eines 
Containerdorfs für Flüchtlinge in Lud- 
wigshafen lockte eigenen Angaben zu- 
folge rund 100 AnwohnerInnen und 
organisierte Neonazis an. Angemeldet 
wurde die Aktion, die eigentlich für 
den 22. März geplant gewesen war, 
von Manuel Zink aus Worms. Zink war 
in den letzten Monaten verstärkt im 
Zusammenhang mit islamfeindlichen 
Aktionen in Erscheinung getreten. 
Einen Redebeitrag hielt unter ande- 
rem das Mannheimer NPD-Ratsmit- 
glied Christian Hehl. 


Düsseldorf, 30. März 2015 


In Abwesenheit von Dominik Roeseler 
und Katja Karakus übernahm bei der 
elften von Melanie Dittmer angemel- 
deten DÜGIDA-Innenstadtdemo - es 
nahmen um die 60 Personen teil - der 
Leverkusener Bastian Pufal die Ver- 
sammlungsleitung. Als Hauptrednerin 
trat Ariane Meise vom NPD-Bundes- 
und Landesvorstand auf, ihr folgte ein 
älterer regelmäßiger Demoteilneh- 
mer, der zur Einheit der „Patrioten“ 
aufrief, um dann mit 30 bis 40 Prozent 


in den „Reichstag“ einzuziehen. 


Wegen Ostermontag und einer ge- 
meinsamen Fahrt nach Dresden, so 
Pufal, finde am 6. April keine Dügida- 
Demo statt. 


Duisburg (NRW), 30. März 2015 
Nicht mehr als 80 Personen erschie- 
nen zur neunten von Marco Carta- 
Probach angemeldeten und geleiteten 
Duisburger PEGIDA-NRW-Demo. 
Neben Carta-Probach sprach nur 
Christine Anderson (PEGIDA Frank- 
furt). Bekanntgegeben wurde, dass 
man am nächsten Montag an der PE- 
GIDA-Dembo in Dresden teilnehmen 
und die Duisburger Demo ausfallen 


lassen wolle. 


Dortmund (NRW), 30. März 2015 
Wieder einmal an einem Montag 
gegen „Asylmissbrauch“ unterwegs 
war am 30. März Die Rechte Dortmund, 
die diesmal als Bürgerinitiative „Me- 
gende sagt Nein zum Heim” auftrat. 
Die Kundgebung richtet sich gegen 
die „geplante Errichtung von zwei 
Asylcontainerdörfern“. 52 DR-Anhän- 
gerInnen waren vor Ort, Die Rechte 
selber spricht von „150 Bürgern, in 
der Mehrzahl betroffene Anwohner, 
aber auch einige Aktivisten aus ande- 
ren Dortmunder Stadtteilen“. Offen- 
bar zählten die Neonazis großzügig 
Schaulustige und PassantInnen zu 
ihrer Kundgebung hinzu. 


Kassel und Frankfurt (Hessen), 

30. März 2015 
Noch 30 TeilnehmerInnen kamen zur 
18. KAGIDA-Aktion nach Kassel. Rede- 
beiträge steuerten Michael Vieh- 
mann, Edwin Wagensveld und Viktor 
Seibel bei. 
Die Freien Bürger für Deutschland um 
Heidi Mund konnten 40 Teilnehmer- 
Innen mobilisieren, die am Frankfur- 


ter Römer sehr verloren wirkten. Sie 
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lauschten den Reden von Heidi Mund 
und Mathias Mund. 


U25 (Aktionen mit weniger 
als 25 TeilnehmerInnen) 


Aus Protest gegen eine Infoveranstal- 
tung der „Grünen“ über das Treiben 
der Partei pro NRW führte eben diese 
am 23. Oktober 2014 eine angeblich 
„gut zwei Dutzend“-köpfige Mahnwa- 
che in Wuppertal durch, um unter 
dem Motto „Was steckt hinter den 
Grünen?“ die Öffentlichkeit zu „infor- 
mieren“. 

Unter dem Motto „Konsequent für 
deutsche Interessen! Keine weiteren 
Asylheime in NRW!“ führte der NPD- 
Landesverband NRW am 25. Oktober 
2014 drei etwa 15-köpfige Minikund- 
gebungen im Rahmen einer „Anti- 
Asyl-Tour“ in Bochum-Wattenscheid, 
Essen und Duisburg durch. 

Unter dem Motto „Wir sind das Volk“ 
veranstaltete die Trierer NPD eine 
Kundgebung am 9. November 2014, an 
der sich zehn Neonazis beteiligten. 
Zwei Minikundgebungen mit unter 20 
Teilnehmenden unter dem Motto 
„Der Islam gehört nicht zu Deutsch- 
land“ und eine Mini-Mahnwache 
gegen eine geplante Flüchtlingsunter- 
kunft führte der NRW-NPD-Kreisver- 
band Krefeld/Kleve am 22. November 
2014 in Krefeld sowie in Meerbusch 
(Kreis Neuss) durch. 

Etwa 20 Neonazis nahmen am 23. No- 
vember 2014 an einem „Heldengeden- 
ken“ der NPD am ehemaligen Kriegs- 
gefangenenlager „Feld des Jammers“ 
in Bretzenheim (RLP) teil. 

Eine etwa zehnköpfige nachmittägli- 
che Kundgebung unter dem Motto 
„Deutsche Kultur schützen“ führte 
der NPD-Kreisverband Krefeld/Kleve 
am 29. November 2014 in Krefeld 


durch, zuvor hatte man sich an zwei 
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NPD-Infotischen in Meerbusch (Kreis 
Neuss) beteiligt. 

Anlässlich einer städtischen Informa- 
tionsveranstaltung für „besorgte“ An- 
wohnerInnen zu einer geplanten 


Flüchtlingsunterkunft führte der ört- 


liche Kreisverband der Die Rechte am 4. 


Dezember 2014 im Dortmunder Stadt- 
teil Wickede eine zirka 15-köpfige 
Mahnwache mit der Forderung „Kein 
Asylantenheim in Wickede!“ durch. 
An einem „Fackelmarsch gegen Asyl- 
betrug“ am 19. Dezember 2014 der 
NPD Trier (RLP) im Stadtteil Euren 
nahmen rund 19 Neonazis teil. 

Eine etwa 20-köpfige und zuvor nicht 
angekündigte „Mahnwache gegen Po- 
lizeirepressionen“ führte Die Rechte 
Dortmund am 27. Dezember 2014 in 
der Dortmunder Nordstadt durch. 
Nur 12 Neonazis beteiligten sich am 
27. Dezember 2014 an einer Mahnwa- 
che der NPD Westpfalz in Kaiserslau- 
tern, um gegen Flüchtlinge zu de- 
monstrieren. 

Etwa zehn Die Rechte-AnhängerInnen 
nahmen am 7. Januar 2015 an einer 
spontanen Protestkundgebung in 
Dortmund-Eving teil, nachdem zuvor 
um die 20 Neonazis u.a. nach beleidi- 
genden Zwischenrufen einer Bürger- 
anhörung zur Unterbringung von 
Flüchtlingen verwiesen worden 
waren. 

Eine etwa 20-köpfige „Mahnwache“ 
vor dem Dortmunder Polizeipräsi- 
dium führte der örtliche DR-Kreisver- 
band am 31. Januar 2015 durch. Zuvor 
hatte es Probleme mit der Polizei ge- 
geben, nachdem mehrere Neonazis 
am Rande einer antirassistischen De- 
monstration provoziert hatten. 

Am 27. Januar 2014 fanden gleich drei 
Neonazi-Aktionen in Rheinland-Pfalz 
statt: Sechs Neonazis der Kamerad- 
schaft Nationaler Widerstand Zweibrü- 
cken mahnwachten in Zweibrücken, 
unter dem Motto „Stoppt die Asylflut 
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- Wir sind nicht das Sozialamt der 
Welt“ führte die NPD in Worms eine 
Kundgebung mit 15 Neonazis durch, 
in Trier beteiligten sich 14 Neonazis 
an einer NPD-Kundgebung unter dem 
Motto „Für Meinungsfreiheit und 
Rechtsstaatlichkeit“. 

Parallel zur dritten Duisburger PE- 
GIDA-NRW-Demo am 2. Februar 2015 
hatte die PEGIDA-Abspaltung Bewe- 
gung für direkte Demokratie eine eigene 
Kundgebung in Duisburg angemeldet, 
außer dem Anmelder Matthias Elger 
(ex AfD) erschien niemand. 

Etwa 15 pro NRW-Mitglieder protes- 
tierten am 4. März 2015 in Remscheid 
unter dem Motto „Asyl am Hasten, 
wir sagen Nein“ gegen eine geplante 
Flüchtlingsunterkunft. 

Anlässlich des dritten Jahrestages der 
Razzia gegen das Aktionsbüro Mittel- 
rhein „demonstrierten“ wenige Neo- 
nazis der JN Ahrtal am 13, März 2015 
in Ahrweiler vor dem Kreishaus. 

Eine „Mahnwache“ mit weniger als 
zehn TeilnehmerInnen führte der 
Hammer Kreisverband der Die Rechte 
am 14. März 2015 unter dem Motto: 
„Asylmißbrauch stoppen - Illegale 
Einwanderer abschieben“ in der Ham- 
mer Innenstadt durch. 

Mit nicht bekannten geringen Teil- 
nehmerInnenzahlen führte die Dort- 
munder Die Rechte am 18. und 19. März 
2015 im Stadtteil Eving „Mahnwachen 
gegen Asylmissbrauch“ durch. 
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Kurzmeldungen 


Kurzmeldungen 


Fakten, Fakten, Fakten aus den LOTTA-Ländern 





Michael Weick in Worms am 12. April 2014 


PARTEIEN (NRW) 


„Die Rechte“ gründet 
neue Verbände 


Am 9. November 2014 hat sich Eigenan- 
gaben zufolge ein Kreisverband der Die 
Rechte (DR) im Kreis Recklinghausen ge- 
gründet. Über die personelle Zusam- 
mensetzung des Kreisverbandsvorstan- 
des wurden bislang keine Angaben ge- 
macht. Seit Ende Oktober bzw. Anfang 
Dezember präsentieren sich zudem die 
Kreisverbände Ostwestfalen und Hoch- 
sauerlandkreis mit eigenen Facebook-Sei- 
ten. Die beiden Verbände werden bis- 
lang nicht offiziell auf der DR-Website 
aufgeführt. 
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PARTEIEN (RLP) 
NPD-Personalia 


Am 7. Februar 2015 gründete die rheinland-pfälzische NPD die zwei neuen Kreisver- 
bände Ludwigshafen und Mainz-Worms, denen Bernhard Weichel (KV Ludwigsha- 
fen) und Michael Weick (KV Worms) vorstehen. Dem KV Mittelrhein wurden die 
Landkreise Altenkirchen, Westerwald, Neuwied, Mayen-Koblenz, Koblenz, Cochem- 
Zell und der Rhein-Hunsrück-Kreis angegliedert. Hier hat Christian Häger den Vor- 
sitzenden Sven Lobeck abgelöst. Beide sind Angeklagte im Prozess gegen das Aktions- 
büro Mittelrhein. Im März gründeten die fraktionslosen Mitglieder des Pirmasenser 
Stadtrats, Andreas Burkhardt und Heinz Hinkel, zusammen mit dem Landesvorsit- 
zenden der NPD, Markus Walter, die Fraktion Wählerinitiative Rechts (WIR). Burkhardt 
kam im letzten Jahr einem Ausschlussverfahren der Republikaner durch seinen Aus- 
tritt zuvor. Die Kommunalaufsicht erkennt die WIR als rechtliche Nachfolge der REP 
an. Den Fraktionsvorsitz hat Burkhardt inne, sein Stellvertreter ist Walter. 


PARTEIEN (NRW) 
NPD-Personalia 


Einen neuen Kreisvorstand wählte am 5. März 2015 der für die Kreise Viersen, Neuss 
und Heinsberg sowie die Stadt Mönchengladbach zuständige NPD-Kreisverband 
Mönchengladbach. Christian Remberg (Erkelenz, siehe auch S. 78 f.) löste Manfred 
Frentzen als Vorsitzenden ab, weitere Vorständler wurden nicht bekannt gegeben. 
Auf einem Foto bei Facebook, das offenbar den neuen Vorstand zeigt, sind neben die- 
sen beiden noch Kevin Bredereck (Rheinkreis Neuss), Marcel Haliti (Kreis Viersen, 
NPD-Landesvorstand, früher Essen) und Gunter Kretschmann (NPD-Stadtrat in Vier- 
sen) zu sehen. 

Auch der NPD-KV Essen wählte im März einen neuen Vorstand. „Heute“ sei „der 
langjährige Aktivist Bernd Kremer in seinem Amt als Kreisvorsitzender bestätigt“ 
worden, teilte die NPD am 29. März mit. Sein Stellvertreter sei der „Stadtverordnete 
Stefan Anthofer“. Eigentlich hatte sich Kremer schon vor Jahren aus der ersten 


Reihe der Essener NPD zurückziehen wollen, um Jüngeren das Feld zu überlassen. 
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PARTEIEN (NRW) 


NRW-,„Republikaner“ bauen Strukturen aus 


Ihren weiteren Nieder- bzw. Untergang 
zu verhindern, darum bemühen sich die 
NRW-REP um ihren Vorsitzenden Andre 
Maniera (Düsseldorf). Profitieren kön- 
nen sie hierbei von internen Streitigkei- 
ten bei pro NRW. Nachdem drei von vier 
Duisburger pro NRW-Ratsmitglieder 
ihrer Partei den Rücken kehrten (Helga 


Ingenillem, Wolfgang Bißling und Mario 
Malonn), tauchten sie später als REP- 
Fraktion wieder auf. Aber nur für kurze 
Zeit, da Bißling die Fraktion bald wieder 
verließ, so dass es jetzt nur noch eine 
REP-Gruppe im Stadtrat gibt. 

Zu Wort meldet sich neben dem NRW- 
weit aktivsten REP-Kreisverband in Düs- 


SONSTIGES (NRW) 


„Reichsbürger“ wollten 
bewaffnete Polizei aufbauen 


Am 20. März 2015 durchsuchte die Polizei Gebäude in Willebadessen-Eissen, Borgen- 
treich-Großeneder und Warburg-Dössel im Kreis Höxter nach Waffen. Im Visier der 
Polizei stand ein 30-jähriger Mann, der Ende 2014 vergeblich versucht haben soll, im 
Ausland ein halbautomatisches Gewehr des Typs AK 47 zu erwerben und nach 
Deutschland einzuführen, um eine „Polizeitruppe des Freistaates Preußen“ aufzu- 
bauen. Dies geschah laut Staatsanwaltschaft Paderborn, welche die Ermittlungen 
wegen des „Verstoßes gegen das Waffengesetz“ führt, im Einvernehmen mit einer 
65-jährigen Beschuldigten, die sich selbst als „Vertreterin für innere Angelegenhei- 
ten der Provinz Westfalen des Freistaates Preußen“ bezeichnet. Die AnhängerInnen 
des „Freistaates Preußen“ vertreten die Auffassung, dass es sich bei der BRD nicht 
um einen legitimen Staat handelt und dass deshalb die Verfassung des Freistaates 


Preußen vom 30. November 1920 nach wie vor rechtskräftig ist. 


PARTEIEN (NRW) 
Urteile im Betrugsprozess gegen „pro Köln“ 


Zu zwei Jahren und drei Monaten Haft sowie einer Geldstrafe in Höhe von 4.500 Euro 
verurteilte im Dezember 2014 das Landgericht Köln Jörg Uckermann, der bis Mai 
2014 für pro Köln im Kölner Stadtrat saß. Er war der Hauptverantwortliche für die 
fingierten Arbeitskreis- und Fraktionssitzungen von pro Köln, da es seine Aufgabe 
war, die Anwesenheitslisten zu verwalten und einzureichen. Durch gefälschte 
Angaben wurden Fahrtkosten und Verdienstausfälle eingestrichen. Vom Vorwurf 
der „Bandenmäßigkeit“ rückte das Gericht ab, auch ließ sich eine Vielzahl der rund 
200 Fälle nicht beweisen. Die pro Köln-Ratsgruppenvorsitzende Judith Wolter wurde 
freigesprochen, ihr Ratskollege und Ehemann Markus Wiener wegen Betrugs in zwei 
Fällen zu einer Geldstrafe von 2.000 Euro verurteilt. Gegen den vierten Angeklagten 
Bernd Schöppe wurde eine Geldstrafe von 2.550 Euro verhängt. Nach dem Urteil erk- 
lärte die Partei, Uckermann sei schon „seit Sommer“ kein Mitglied mehr. 
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seldorf auch immer mal wieder der REP- 
KV Essen um Ulrich Ostholt und der re- 
aktivierte Kölner KV um den neuge- 
wählten Kreisvorsitzenden Thomas 
Weber (ex pro NRW). Mitte März wurde 
auch die Reaktivierung des REP KV 
Recklinghausen gemeldet, kommissari- 
scher Kreisvorsitzender ist hier der Die 
Freiheit-Landesvorsitzende Ferdinand 
Gerlach aus Gladbeck. 


PARTEIEN (RLP) 


NPD-Stadtrat wegen 
Volksverhetzung vor 
Gericht 


Gleich zwei Volksverhetzungsvorwürfe 
werden aktuell gegen den Wormser 
NPD-Stadtrat Michael Weick verhandelt. 
Der bereits Vorbestrafte soll 2013 antise- 
mitische Inhalte bei Facebook veröffent- 
licht haben. Im Februar 2015 forderte er 
im Wormser Stadtrat, „Asylbewerber 
sterilisieren zu lassen“. Der Wormser 
Oberbürgermeister Michael Kissel er- 
stattete daraufhin Anzeige. Vertreten 
wird Weick von Wohlleben-Anwältin Ni- 
cole Schneiders. 


PARTEIEN (NRW) 
Rechte Ratsfraktionen 


In Wuppertal haben sich Claudia Bötte 
und Gerd Wöll von pro NRW mit dem 
einzigen REP-Stadtrat, Thomas Kik, zu 
einer Stadtratsfraktion zusammenge- 
schlossen. Den Vorsitz hat Bötte inne. In 
Duisburg ist die vierköpfige pro NRW- 
Fraktion zerfallen, einzig Egon Roh- 
mann ist seiner Partei verblieben. Des- 
halb musste Anfang Januar der Duisbur- 
ger Kreisvorstand neu gewählt werden. 
Neue Vorsitzende wurde Agnes Glo- 
bisch, ihre Stellvertreter sind Hans 
Götze und Rohmann. 
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Markus Wiener am 14. Januar 2015 bei KÖGIDA in Köln 


PARTEIEN (NRW) 
„Pro“-Personalia 


Am 6. Dezember 2014 wurde in Lev- 
erkusen ein neuer Vorstand der weiter- 
hin von Markus Beisicht geführten Bürg- 
erbewegung pro NRW gewählt. Der im Köl- 
ner Betrugsprozess verurteilte Markus 
Wiener räumte seinen Posten als Gener- 
alsekretär für Tony-Xaver Fiedler. 
Wiener wurde dafür in die Riege der 
stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. 
Als weitere stellvertretende Parteivor- 
sitzende bestätigt wurden Wolfgang 
Palm (KV Aachen), Kevin Hauer (KV 
Gelsenkirchen) und Dominik Roeseler 


SONSTIGES (RLP) 


„Hammerskins“ in 
„runsport-Arena" 


Über 100 Neonazis aus mehreren Bun- 
desländern reisten am 25. Oktober 2014 
in die Verbandsgemeinde Linz im Land- 
kreis Neuwied zum „Ring der Nibelun- 
gen“, einem internen Kampfsport-Event 
der Hammerskins. Die Veranstaltung 
wurde von Ludwigshafen aus organi- 
siert, angekündigt waren „Boxen-K1- 
MMA“. In der Funsport-Arena trainiert 
der örtliche Verein Fight Club e.V., der 
sich auf seiner Homepage mit rechter 
Symbolik präsentiert. 
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(KV Mönchengladbach). Als neue 
Schatzmeisterin löste Christine Öllig (KV 
Essen) Judith Wolter ab, die nun als Bei- 
sitzerin fungiert. Als Schriftleiter wurde 
Christopher von Mengersen (KV Bonn), 
als Geschäftsführer Detlev Schwarz (KV 
Bonn) gewählt. Als weitere BeisitzerIn- 
nen fungieren künftig die Wuppertaler 
Kreisverbandsvorsitzende Claudia Bötte 
(vormals Gerhardt), Holm Teichert (KV 
Essen), Katja Karakus (KV Rhein-Berg), 
Uwe Lorani (KV Wuppertal), Maria De- 
mann (KV Leverkusen), Udo Schäfer (KV 
Oberberg), Susanne Kutzner (KV Lever- 
kusen), Heinz Gottland (KV Aachen) und 
Egon Rohman (KV Duisburg). Als Beisit- 


BrAUnzonE (NRW) 


Vorstandswahlen bei 
„Junger Alternative“ 


Die AfD-Jugend hielt am 10. und 11. Ja- 
nuar 2015 ihren Bundeskongress in Bo- 
cholt (Kreis Borken) ab. Der nicht mehr 
kandidierende Phillip Ritz aus Köngs- 
winter wurde als Bundesvorsitzender 
durch Phillip Meyer (Thüringen) ersetzt. 
Die JA NRW wählte im Februar: Der Vor- 
sitzende Sven Tritschler wurde wie sein 
Stellvertreter John-Lukas Langkamp im 
Amt bestätigt. Neuer Stellvertreter 
wurde Maximilian Kneller, der Alexan- 
der Jungbluth ablöst. 


Kurzmeldungen 


zerin in den Vorstand aufgenommen 
wurde auch die DÜGIDA-Organisatorin 
Melanie Dittmer. Ende März war diese 
Liaison wieder beendet, Dittmer musste 
ihren Posten räumen. „Aufgrund einiger 
ihrer Aktivitäten“ seien „Irritationen 
über die politische Ausrichtung von PRO 
NRW“ entstanden, teilte die Parteifüh- 
rung mit. 

Der pro NRW-Kreisverband Essen 
bestätigte im Dezember die bisherige 
Vorsitzende Christine Öllig im Amt. Als 
StellvertreterInnen wurden Silvana 
Spiegelhoff und Holm Teichert gewählt. 
Die Namen von vier Beisitzern und dem 
Schriftführer gab die Partei nicht 
bekannt. 

Aus „beruflichen Gründen“ gab der Bon- 
ner pro NRW-Ratsherr Detlef Schwarz 
zum 1. Dezember 2014 sein Mandat an 
Christopher von Mengersen ab. 

Am 2. April 2015 wählte der pro NRW- 
Kreisverband Siegen Franz-Herbert 
Schneider als Kreisvorsitzenden, ihm 
zur Seite stehen als Stellvertreterin 
Anne Diedrichs sowie drei weitere nicht 
namentlich genannte Personen. 


SonsTIGE (NRW) 
Razzia gegen 
Forumsbetreiber 


Am 16. Oktober 2014 durchsuchte die 
Polizei die Wohnungen von drei mut- 
maßlichen Administratoren des Inter- 
netforums nationale-revolution.com in 
Köln, Wuppertal und Ostwestfalen. Ein 
25-jähriger Kölner wurde dem Haftrich- 
ter vorgeführt. Die Staatsanwaltschaft 
Köln ermittelt wegen des Verdachts der 
„Bildung einer kriminellen Vereini- 
gung“ (8129). Zeitgleich wurden in 
Österreich fünf Wohnungen durchsucht 
und ein Beschuldigter inhaftiert. Das 
Forum ist offline. 
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RECHTE Gewatr, (NRW) 


Steigende Gewalt gegen Asylunterkünfte 


Gegen Geflüchtete gerichtete Straf- und 
Gewalttaten sind im letzten Jahr in NRW 
stark angestiegen, wie aus einer Ant- 
wort der Landesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Piraten-Fraktion her- 
vorgeht. Zwar kann die polizeiliche Kri- 
minalstatistik „Straftaten gegen Ge- 
flüchtete“ nicht gesondert abbilden, al- 
lerdings ist im verwandten Themenfeld 
„Ausländer-/Asylthematik“ ein sprung- 
hafter Anstieg der zugeordneten Strafta- 
ten von 44 (2012) und 52 (2013) auf 120, 
darunter sechs Gewalttaten, im Jahr 
2014 zu verzeichnen. In den Jahren 2005 
bis 2010 - also vor der „neuen Asylde- 
batte“ - betrug die durchschnittliche 
Zahl pro Jahr noch 15. Seit 2014 regis- 
triert die Polizei gesondert Straftaten, 
die sich direkt gegen Flüchtlingsunter- 
künfte richten. Unter den 29 Taten sind 
ein Branddelikt und acht Sachbeschädi- 
gungen zu finden. Für 2015 ist mit 
einem weiteren Anstieg zu rechnen. So 
wurden am 21. Januar 2015 rassistische 
Parolen an eine Bochumer Flüchtlings- 


unterkunft gesprüht. In der Nacht vom 


Vor GERICHT (NRW) 


Erste Urteile wegen 
HoGeSa-Randale 


Im Februar wurden die ersten Urteile 
wegen Straftaten beim HoGeSa-Marsch 
am 26. Oktober 2014 in Köln verhängt. 
Zu einer zehnmonatigen Freiheitsstrafe 
auf Bewährung wurde ein 37-jähriger 
Herner verurteilt, der eine Flasche warf. 
Eine 22-jährige Bergisch-Gladbacherin, 
angeklagt wegen Flaschenwurfs, Beleidi- 
gung und Hitlergrußes, kassierte sechs 
Monate auf Bewährung. Insgesamt sind 
330 Strafverfahren eingeleitet worden, 
130 Verdächtige wurden identifiziert. 
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16. auf den 17. Januar beschossen sechs 
Personen eine Flüchtlingsunterkunft in 
Porta Westfalica mit Paintball-Pistolen 
und riefen dabei rassistische Parolen. In 
Schwerte warfen am 17. Januar drei Ju- 
gendliche Steine gegen eine Flüchtlings- 
unterkunft. In Wassenberg schlug eine 
Gruppe Neonazis am 27. Januar mit 
Schlagstöcken auf drei Asylsuchende 
ein. In Dortmund zogen am 6. Februar 
2015 Neonazis von Die Rechte zu einer 
Unterkunft im Stadtteil Eving, brüllten 
rassistische Parolen und zündeten Feu- 
erwerkskörper, was die BewohnerInnen 
stark verängstigte. Einen Monat später 
drangen Neonazis in Dortmund in eine 
noch unbewohnte Unterkunft ein und 
hinterließen dort Aufkleber. In Coesfeld 
zündeten Unbekannte in der Nacht zum 
24. Februar ein vor einer Unterkunft 
aufgestelltes Zelt an. 

Die Neonazi-Partei Der III. Weg hat der- 
weil eine Online-Karte veröffentlicht, 


auf der bundesweit Standorte von Asyl- 


heimen verzeichnet sind. 











Michael Idir (re) am 22. November 2014 
in Remagen 
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RECHTE GEwaur (NRW) 
C18-Zelle in Dortmund 


Wie durch einen Antrag der Nebenklage 
im NSU-Prozess bekannt wurde, machte 
der 2007 enttarnte VS-Spitzel Sebastian 
Seemann bereits im November 2011, 
kurze Zeit nach Bekanntwerden des NSU, 
gegenüber der Polizei Angaben zu einer 
bewaffneten Combat 18-Zelle in Dortmund, 
die 2005/2006 von mindestens sieben Per- 
sonen gebildet worden sei. Außerdem 
sagte Seemann, dass ihn die Taten des 
NSU an das in den „Turner Diaries“ be- 
schriebene Vorgehen erinnert hätten. Zu 
diesem Zeitpunkt war dieses Werk noch 
nicht in der öffentlichen Diskussion. Der 
in Blood & Honour-Strukturen und in die 
Oidoxie Streetfighing Crew eingebundene 
Neonazi war in der Szene als Waffenhänd- 
ler bekannt. Von großem Interesse ist 
deshalb seine Aussage, er habe eventuell 
Informationen zu zwei vom NSU verwen- 
deten Pistolen. Die Nebenklage bean- 
tragte, Seemann und Marko Gottschalk im 
Münchner Prozess zu vernehmen. Die 
Bundesanwaltschaft zeigt daran kein Inte- 
resse, eine Entscheidung des Gerichts 


steht noch aus. 


PARTEIEN (RLP) 


„Die Rechte“ stellt Lan- 
desverband neu auf 


Der RLP-Landesverband der Die Rechte 
hat im November 2014 einen neuen Vor- 
stand gewählt. Neuer Vorsitzender ist 
Michael Idir, sein Stellvertreter Mario 
Messerschmidt. Als Beisitzer wurde 
Marko Vogt gewählt. Seit der ehemalige 
Landesvorsitzende Oliver Kulik die Par- 
tei im April 2014 im Streit verlassen hat, 
war von Die Rechte in Rheinland-Pfalz 
nichts mehr zu hören. Auch mit neuem 
Vorstand wurden noch keine nennens- 


werten Aktivitäten entwickelt. 
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nordstadtblogger.de 


Vor GERICHT (NRW) 





Neonazis versuchen am 25. Mai 2014 das Dortmunder Rathaus zu stürmen 


Die Dortmunder Justiz und die Neonazis 


Die Staatsanwaltschaft Dortmund hat Bi- 
lanz ihrer Ermittlungen zur Schlägerei 
in Dortmund am 25. Mai 2014 gezogen. 
Von den 23 Neonazis, die auf sich vor 
dem Rathaus aufhaltende BürgerInnen 
eingeprügelt hatten, wird nur gegen 
eine Person wegen gefährlicher sowie 
fünf Personen wegen einfacher Körper- 
verletzung Anklage erhoben. Ein Neo- 
nazi soll einen Strafbefehl bekommen. 
Für Empörung sorgte, dass das Verfah- 
ren gegen Dietrich Surmann eingestellt 


wurde, obwohl Videos zeigen, wie er der 


STUDENTISCHE KORPORATIONEN (NRW) 


„Coburger Convent“ 
2016 in Münster 


2016 wird der Festkommers des Coburger 
Convents mit mehreren hundert Teilneh- 
mern in Münster stattfinden. Nachdem 
die Mehrheit des Rates gegen die Stim- 
men des Oberbürgermeisters und der 
CDU der ausrichtenden Münsteraner 
Landsmannschaft Rhenania die Räume des 
Historischen Ratshauses verweigert 
hatte, kippte die Bezirksregierung nach 
einer OB-Beschwerde den Beschluss. 
Dass die schlagende Verbindung ein rei- 
ner Männerbund sei, reiche als Grund 


nicht aus. 
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Grünen-Politikerin Daniela Schnecken- 
burger einen Fausthieb verpasste, die 
daraufhin zu Boden ging. Für die Staats- 
anwaltschaft war dies nur eine „Ab- 
wehrbewegung“ gegen Pfefferspray. Al- 
lerdings beantragte die Staatsanwalt- 
schaft 17 Strafbefehle gegen die „Rat- 
haus-BlockiererInnen“. Ohne juristische 
Folgen bleibt auch das Skandieren von 
Parolen wie „Thomas Schulz, das war 
Sport“ und „Mehmet [Kubasık] hat's er- 
wischt“ bei einem Aufmarsch am 21. De- 
zember 2014. Die Todesdrohungen 


STUDENTISCHE KORPORATIONEN (NRW) 


„Klimaskeptiker“ bei 
der Burschenschaft 


Am 25. Oktober hielt die Bielefelder Bur- 
schenschaft Normannia-Nibelungen ihre 
zehnte „Ideenwerkstatt“ ab, zu der seit 
Jahren extrem rechte ReferentInnen zu- 
sammenkommen. Diesmal war die De- 
batte um eine „Energiewende“ das 
Thema, die laut Veranstalter von „Kli- 
mahysterie“ geprägt sei. „Klimaskepti- 
ker“, die den menschengemachten Kli- 
mawandel in Frage stellten, fänden 
wenig Gehör. Es referierten Marcus 
Brall, Joachim Radkau, Wolfgang Thüne 
und Lutz Hofmann. 


Kurzmeldungen 


gegen Dortmunder Journalisten sind 
nach Ansicht der Leitenden Oberstaats- 
anwältin Birgit Cirullies nicht unbedingt 
das Werk von Neonazis: Genauso gut 
„könnte die linke Szene die Sache ver- 
schickt haben, um Öl ins Feuer zu gießen 
und der rechten Szene die Straftat un- 
terschieben zu können“, wurde sie bei 
Der Westen zitiert. Die Todesdrohungen 
standen im Zusammenhang mit einer 
Kampagne von Die Rechte um die Jahres- 
wende, in deren Zusammenhang auch 
das Haus eines Ruhrnachrichten-Journa- 
listen mit Farbe beschmiert wurde. Der 
Neonazi Timo Kersting wurde aus for- 
malen Gründen im Prozess um das Zei- 
gen eines Banners mit der Aufschrift 
„Solidarität mit dem NWDO“ während 
eines BVB-Spiels freigesprochen. Zum 
Zeitpunkt der Tat war das Verbot des 
NWDO noch nicht offiziell in Kraft. Zu 
einem Jahr Haft auf Bewährung wegen 
räuberischer Erpressung und Körperver- 
letzung verurteilte das Amtsgericht 
Herne-Wanne am 16. Oktober 2014 Sieg- 
fried Borchardt. Er hatte im September 
2012 eine Taxifahrt nicht bezahlt und 
den Fahrer verprügelt. 


SONSTIGE (HESSEN) 


Anzeige gegen Ulfkotte 


Der rechte Buchautor Udo Ulfkotte 
packte während einer Vortragsveran- 
staltung bei der AfD in Dietzenbach 
(Südhessen) ein 15-jähriges Juso-Mit- 
glied am Kragen und schlug ihn gegen 
eine Wand. Unterstützend standen ihm 
die hessischen NPD-Funktionäre Daniel 
Lachmann und Stefan Jagsch bei. Auf die 
gestellte Anzeige wegen Körperverlet- 
zung reagierte er offensiv, „weil ich na- 
türlich den Namen des 15-Jährigen samt 
Adresse bekomme, (...) da freuen sich ei- 


nige“. 
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„Die Lunikoff Verschwörung“ mit ihrem Sänger Michael Regener am 28. März 2015 in Dortmund 


RECHTSROCK 


Neonazis on Stage 


Am 14. Oktober 2014 trat Michael Rege- 
ner, Sänger von Die Lunikoff Verschwö- 
rung, auf einem vom lokalen Kreisver- 
band der Die Rechte organisierten Lieder- 
abend in Dortmund auf. Mit Band spielte 
er auch auf der Demonstration am 28. 
März 2015 in Dortmund (siehe S. 48). 
Seit einiger Zeit sind Songs der Lieder- 
macherin Aria S. im Internet zu finden. 
Am 29. November 2014 spielte sie auf 


einer Die Rechte-Vortragsveranstaltung 


RECHTSROCK 


Neue Tonträger 


mit Ursula Haverbeck im Rhein-Erft- 
Kreis. Am 21. Februar 2015 organisierte 
der Kreisverband Hamm der Die Rechte 
ein Konzert mit Breakdown, Projekt Chaos 
und einem „jungen Liedermacher-Duo“. 
80 Personen sollen teilgenommen 
haben. 

Ein „HoGesSa Solidaritäts Konzert“ am 
24. Januar 2015, auf dem die Bands 
F.L.E.L./Fremd in eigenen Land, das Rap- 
Projekt A3stus und die extrem rechte 


„Mein Blut“ heißt die neue CD mit „Balladen“ von Oidoxie. Im Booklet sind Marko 
Gottschalk aus Dortmund und Martin Böhne aus Hamm abgebildet. Libertin, in der 
aktuellen Besetzung mit Jan-Peter Kersting, Piet und Erik, veröffentlichten nach der 
Demo-CD im Jahr 2013 jetzt das Debüt-Album „Wenn Worte...“. Ende letzten Jahres 
erschien die Mini-CD von Der Oberberger, laut Label PC Records „Nachfolgeband der 


Band Rufmord“. Kopf dieser Band war der Sänger und Gitarrist Jens Herder. Von 


Sleipnir um Marco Bartsch aus Verl bei Gütersloh erschien die CD „Heimkehr“, Sturm- 
wehr um Jens Brucherseifer aus Gelsenkirchen veröffentlichte die CD „Heiliges Blut“. 
Um eine Wiederveröffentlichung von nicht indizierten Liedern aus indizierten CDs 
handelt es sich bei „Terrormachine“ von Weisse Wölfe, welche beim ominösen Label 
Dark Side ofthe Moon erschien. Im Februar erschien als Eigenproduktion bei Recon- 
quista das Album „2033“ von Julian Fritsch alias Makss Damage. Ende 2014 brachten 
die beiden rheinland-pfälzischen Bands Breakdown und Häretiker die Split-CD „Die 
Blicke nach vorn!“ auf OPOS Records heraus. 
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Hooligan-Band Kategorie C auftreten soll- 
ten, fand ein frühes Ende. Da der Kultur- 
bunker in Duisburg-Marxloh unter Vor- 
täuschung falscher Tatsachen angemie- 
tet worden war, untersagte der Betrei- 
ber die Nutzung. Auch ein KC-Konzert 
am 21. März 2015, das für das Emsland 
angekündigt worden war und über 
Ahaus-Alstätte (Kreis Borken) geschleust 
wurde, konnte in den Niederlanden ver- 
hindert werden. Für den 4. April 2015 
kündigte die Band ein Konzert „grenz- 
nah in Westdeutschland“ an. Nachdem 
ein Treffpunkt in Herzogenrath (Städte- 
region Aachen) angesteuert werden 
musste, ging es weiter ins belgische Jal- 
hay. Für den 23. Mai 2015 ist ein Konzert 
von Kategorie C in Ostwestfalen angekün- 
digt. Bereits im Dezember führte Katego- 
rie C zwei „Nikolaus-Festivals” mit Pit- 
bullfarm (Schweden), The Firm (Nieder- 
lande) sowie Tattooed Mother Fuckers 
durch: Das für den 5. Dezember im Raum 
Trier angekündigte Konzert fand im fran- 
zösischen Welschbronn statt. Einen Tag 
später wich die Band erneut ins angren- 
zende Ausland aus und spielte vor etwa 
300 Personen im belgischen Montzen. 


JN, FN uno „Ill. Wes“ (Hessen) 
Querfrontfantasien 


Anlässlich der Proteste zur Eröffnung 
des Neubaus der Europäischen Zentralbank 
trafen sich Neonazis von der JN Hessen 
und dem Freien Netz Hessen zu einem 
„antikapitalistischen Plenum“. Dort re- 
ferierten Pierre Dornbrach und Jan Ja- 
eschke von der NPD sowie eine Person 
von Der III. Weg. Am Tag der Blockupy- 
Proteste versuchten sich Neonazis unter 
die Demonstrierenden zu mischen, wur- 
den aber weggeschickt. Letztendlich 
reichte es nur zu einem Gruppenbild am 


Main. 
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KoNTExT NSU 


Von Sarah Müller (nsu-watch Hessen) 


Zum Start des hessischen NSU-Untersuchungsausschusses 


Zwischen Parteitaktik 
und Expert innenwissen 


Zum Start des hessischen NSU-Untersuchungsausschusses 


Ein Artikel in der „Welt am Sonntag“ brachte Schwung in den NSU-Unter- 
suchungsausschuss des hessischen Landtags. „Bisher unveröffentlichte 
Dokumente zu einem der größten und rätselhaftesten Kriminalfälle der 
Republik bringen den Verfassungsschutz in Not: Wie nah war er den Mör- 
dern?“, fragte die Sonntagszeitung am 22. Februar. 


In dem Artikel legen die Autoren Dirk 
Laabs, Per Hinrichs und Stefan Aust 
unter Bezugnahme auf Beweisanträge 
der Nebenklage im NSU-Prozess nahe, 
der V-Mann-Führer Andreas Temme 
habe bereits im Vorfeld von dem geplan- 
ten Mord an Halit Yozgat gewusst. Dies 
gehe aus abgehörten Telefonaten Tem- 
mes hervor. Seither steht die Frage im 
Raum, ob der VS Informationen über 
den geplanten Mord hatte, und nicht zu- 
letzt, ob der damalige Innenminister 
und heutige Ministerpräsident Volker 
Bouffier darüber in Kenntnis gesetzt 
war. Eine Flut von Medienberichten und 
Kommentaren folgte, bis Bouffier sich 
wenige Tage später genötigt sah zu rea- 
gieren. In einer Pressekonferenz demen- 
tierte er, sichtlich wütend, jegliche Mit- 
wisserschaft. 

Seit Februar tagt der hessische NSU-Un- 
tersuchungsausschuss (UA) öffentlich, 
fünf Anhörungen haben bis Ende März 
stattgefunden. Vorher hatten die Frak- 
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tionen über ein halbes Jahr - in zehn 
nichtöffentlichen Sitzungen - darum ge- 
stritten, wer als Sachverständige_r gela- 
den werden kann, wie ein sinnvoller Ab- 
lauf aussieht und wann die Sitzungen 
stattfinden sollen. Klar war schon im 
Vorfeld, dass die aktuelle Parteienkon- 
stellation die Arbeit des Ausschusses er- 
schweren würde. Die schwarz-grüne Re- 
gierungskoalition will verhindern, dass 
der hessische Ministerpräsident Volker 
Bouffier Schaden nimmt, weil er als da- 
maliger Innenminister die Verantwor- 
tung für den Verfassungsschutz trug. 
Der Opposition ist genau daran gelegen. 


Expertise vom VS? 
Fehlanzeige 

Für die ersten drei Sitzungen des UA 
waren Sachverständige geladen, die zu 
„Rechtsextremismus“ sowie zur „rechts- 
extremen Szene“ allgemein und in Hes- 
sen referieren sollten. Dies waren die 
Journalist_innen Andrea Röpke, Dirk 


Laabs und Joachim Tornau, die Professo- 
ren Hajo Funke und Benno Hafeneger 
sowie die (ehemaligen) Verfassungs- 
schutzmitarbeiter Rudolf van Hüllen 

und Jürgen Leimbach. 

Van Hüllen konzentrierte sich auf die 
Gleichsetzung von „Links- und Rechts- 
extremismus“ und steuerte wenig zur 
Analyse der rechten Szene bei. Leimbach 
sprach in seinem kurzen Vortrag haupt- 
sächlich über die NPD. Aus deren ver- 
hältnismäßig schlechten Wahlergebnis- 
sen in Hessen schloss er auf die geringe 
Bedeutung der rechten Szene im Bun- 
desland. Als spezifischere Nachfragen zu 
Verbindungen in andere Bundesländer 
oder zum Einsatz von V-Leuten gestellt 
wurden, verweigerte er konsequent die 
Aussage. Dass sich Leimbach so unko- 
operativ zeigte, sorgte auch deshalb für 
Unmut bei den Abgeordneten, weil am 
Tag zuvor der Welt-Artikel veröffentlicht 
worden war. 

Diesen Aussagen widersprachen die Pro- 
fessoren Funke und Hafenegger mit 
ihren Analysen. Funke betonte, dass die 
rechte Szene in Hessen und über Lan- 
desgrenzen hinaus stark vernetzt ist. 
Konkret nannte er das Blood&Honour- 


Netzwerk und die Hammerskins. Außer- 
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dem stellte er klar, dass die extreme 
Reche kein „Ost-Phänomen“ sei, son- 
dern gerade rechte Kader aus dem Wes- 
ten nach der Wende nach Ostdeutsch- 
land gegangen seien, um dort Struktu- 


ren aufzubauen. 


V-Mann für die „Deutsche 
Partei“? 

Am detail- und erkenntnisreichsten 
waren die Vorträge der geladenen Jour- 
nalist_innen. Andrea Röpke machte 
deutlich, dass die Erzählung von unent- 
wickelten rechten Strukturen, auch in 
Hessen, nicht stimmt. Außerdem arbei- 
tete sie Verbindungen zwischen Hessen, 
Thüringen und NRWheraus und betonte 
die Vernetzung der Szenen aus Kassel 
und Dortmund. Dass ausgerechnet Kas- 
sel zum NSU-Tatort wurde, hält Röpke 
nicht für einen Zufall, typischerweise 
seien westdeutsche Städte mit starken 
Neonaziszenen ausgesucht worden. 
Röpke zweifelte auch die Aussagen Tem- 
mes, beispielsweise seine Behauptung, 
relevante Neonazigruppen gar nicht 
oder nur aus der Presse zu kennen, an. 
Auch dessen Behauptung, seine Quelle 
Benjamin Gärtner (Deckname „Ge- 
müse“) sei als Informant zur Deutschen 
Partei geführt worden, stellte sie in 
Frage. Dies sei wegen der Irrelevanz der 
Partei in Hessen kaum zu glauben. Viel 
eher hätte Gärtner, dessen Bruder Chris- 
tian W. Teil von Blood&Honour war, Infor- 
mationen über die militante Neonazi- 
szene weitergeben können. 

Dirk Laabs Ausführungen wurde mit be- 
sonderer Spannung erwartet. Er machte 
allerdings klar, selbst eher Fragen zu 
haben, als neue Antworten geben zu 
können. Meist in scharfem Ton stellte er 
Forderungen in verschiedene Richtun- 
gen auf. Der Verfassungsschutz solle 
sich bei der Familie Halit Yozgats ent- 
schuldigen und endlich zur Aufklärung 
beitragen. Einen Grünen-Abgeordneten 


forderte er dazu auf, Yozgats Vater als 


LortA #58, Frühjahr 2015 


Zeugen in den UA zu laden, statt sich be- 
troffen zu geben. Er kritisierte die man- 
gelnde Aussagebereitschaft von Temme 
und anderen VS-Mitarbeiter_innen und 
wunderte sich, dass Temme noch immer 


in Schutz genommen werde. 


Unglaublich transparent 
Thema der beiden folgenden Sitzungen 
war die Arbeitsweise der Ermittlungs- 
und Sicherheitsbehörden. Selbstkritisch 
räumte der Dresdner „Extremismusfor- 
scher“ Uwe Backes ein, die Forschung 
habe das Potenzial rechten Terrors bis- 
lang unterschätzt. Für Erheiterung im 
Saal sorgte seine Aussage, der Vorteil 
des deutschen Verfassungsschutzes sei 
seine Transparenz. Während Andreas 
Röhrig von der Polizeidirektion Frankfurt 
die Aufgabe zukam, die polizeiliche Ar- 
beitsweise bei Tötungsdelikten zu erläu- 
tern, sollte Dieter Bock vom Landesamt 
für Verfassungsschutz Hessen (LfV) den 
Aufbau des LfV erklären. Bezüglich der 
V-Leute versicherte Bock, diese würden 
lange untersucht, bis sie angeworben 
würden. Grenzen für den Quellenschutz 
konnte er auch auf mehrfache Nachfra- 
gen hin nicht benennen. Christoph 


Gusy, Rechtswissenschaftler an der Uni- 


Protestaktion vor der Hessischen Landesvertretung am 7. April 2015 in Berlin 


KONTEXT NSU 


versität Bielefeld, warf hingegen einen 
deutlich kritischeren Blick auf den VS, 
er problematisierte besonders den um- 
fassenden Einsatz von V-Leuten. Diese 
seien das unzuverlässigste nachrichten- 
dienstliche Mittel. Der Umgang mit 
ihnen habe sich darüber hinaus „para- 
legal“ entwickelt. 

Im April sollen weitere Sachverständi- 
gen zum Thema Justiz und im Anschluss 
ehemalige Mitglieder der bisherigen 
UAs gehört werden. Bis Ende des Jahres 
sind jedoch nur noch zehn Sitzungen 
anberaumt. Wann die Befragung von 
Zeug_innen beginnen soll, ist völlig 
offen. Durch den Welt-Artikel hat sich 
die Atmosphäre im und um den UA 
deutlich verändert. Grüne und CDU hiel- 
ten es für angebracht, öffentlich ihr Auf- 
klärungsinteresse zu bekunden, die FDP 
änderte ihre Einschätzung zur Relevanz 
des UA. Auch der Ton ist schärfer gewor- 
den. Die neuen Erkenntnisse scheinen 
das öffentliche Interesse zu stärken. Al- 
lerdings tragen sie auch zur weiteren 
Fixierung auf Bouffier bei und bedienen 
parteipolitische Auseinandersetzungen, 
statt institutionellen Rassismus und die 
rechte Szene in Hessen und darüber hi- 


naus in den Blick zu nehmen. 
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KoNnTExT NSU 


Von Maria Breczinski und Verena Grün 


Keine Vorsitzende, 
keine „Geheimschutzstelle“ 


Der NSU-Untersuchungsausschuss in NRW 


Mitte März sorgte der nordrhein-westfälische Parlamentarische Untersu- 
chungsausschuss (PUA) kurz für Aufsehen - allerdings nicht wegen sei- 
ner Aufklärungsarbeit, sondern weil die Vorsitzende Nadja Lüders (SPD) 
überraschend mitteilte, 1999 den Neonazi und dreifachen Polizistenmör- 
der Michael Berger anwaltlich vertreten zu haben. Damals ging es um 
eine Kündigungsklage. Die ein halbes Jahr später verübten Taten Ber- 
gers - unmittelbar danach beging er Selbstmord - sind Gegenstand des 


Untersuchungsauftrags 


„Diese anwaltliche Tätigkeit in einem 
arbeitsgerichtlichen Verfahren hat 
nichts mit dem Untersuchungsgegen- 
stand zu tun. Für mich war ganz klar, 
den Vorsitz kann ich übernehmen, ohne 
dass da irgendein Zusammenhang be- 
steht“, war Lüders überzeugt. Erst auf 
Nachfrage räumte sie ein, dass Berger 
auch Gast auf einer Kanzleiparty war, 
angeblich uneingeladen. Vom politi- 
schen Hintergrund ihres Mandanten 
will sie nichts gewusst haben. Wenige 
Tage später trat Lüders dennoch als Vor- 
sitzende zurück. Die Arbeit des PUA solle 
„nicht durch eine Diskussion um die 
Person der Vorsitzenden beeinträchtigt“ 
werden. Bis zur Entscheidung über ihre 
Nachfolge übernimmt der stellvertre- 
tende Vorsitzende, Peter Biesenbach 
(CDU), die Leitung des Ausschusses. 
Doch dem PUA fehlt nicht nur eine Vor- 


Seite 58 


sitzende, sondern auch ein adäquater 
Raum zur Lagerung als „vertraulich“ 
oder „geheim“ eingestufter Akten. „Wir 
haben vor, in der Sommerpause einen 
Raum abhörgeschützt herzurichten und 
wir hoffen und versuchen, dass in der 
Sommerpause auch die übrigen Maß- 
nahmen vollzogen sind, sodass die 
Akten geliefert werden können, die der 
Untersuchungsausschuss benötigt“, so 
die lapidare Formulierung eines Land- 
tagssprechers gegenüber dem WDR. So- 
lange diese „Geheimschutzstelle“ nicht 
gebaut ist, liefern die Ministerien einen 
Teil ihrer Akten nicht an. Ohne deren 
Kenntnis können aber Zeug innen-Be- 
fragungen weder vorbereitet noch 
durchgeführt werden. Dies bedeutet 
eine deutliche und nicht nachvollzieh- 
bare Verzögerung der Ausschussarbeit. 
Schließlich ist seit fast einem Jahr klar, 


Der NSU-Untersuchungsausschuss in NRW 


dass es den Ausschuss geben soll, der 
Anfang November eingesetzt wurde und 
sich im Dezember konstituierte. Von An- 
fang an war absehbar, dass Akten, die 
eines solchen Raums bedürfen, zentrale 


Bedeutung zukommen wird. 


Kritische Perspektiven 

Bislang wurden in fünf Sitzungen Sach- 
verständige gehört. Die drei ersten Hea- 
rings befassten sich mit „Aufbau und 
Zuständigkeit der Sicherheitsbehörden 
und der Justiz in NRW“. Den Anfang 
machten im Januar zwei Anhörungen zu 
Polizei und Verfassungsschutz, das 
Hearing zum Thema Justiz folgte Anfang 
März. Weiter ging es mit der „Entwick- 
lung der extremen Rechten vor dem 
Hintergrund der gesellschaftlichen Be- 
dingungen seit 1990/1991“ und den 
Neonazi-Szenen im Rheinland und West- 
falen in den 1990er und 2000er Jahren. 
Das letzte Hearing am 16. April hat „Mi- 
litante rechtsradikale Gruppierungen in 
NRW und organisierte Gewalt durch 
Neonazis“ zum Thema. 

Die bisherigen Anhörungen gestalteten 
sich überraschend kritisch und interes- 
sant. So referierte die Soziologie-Profes- 
sorin Juliane Karakayali von der Evange- 
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Der NSU-Untersuchungsausschuss in NRW 


lischen Hochschule Berlin zu 
gesellschaftlichem Rassismus und span- 
nte einen Bogen von den Erfahrungen 
von Migrant_innen zu Beginn der 1990er 
Jahre bis zu den Morden des NSU. So 
müsse man „leider feststellen, dass der 
NSU mit seiner mörderischen Politik ab- 
solut erfolgreich war; denn statt der 
Neonazis wurden die Opfer und die An- 
gehörigen selbst verdächtigt. Die Ge- 
samtgesellschaft fühlte sich ganz offen- 
sichtlich durch den Serienmord an Mig- 
ranten so wenig angegriffen, dass auch 
kein nennenswerter Druck auf die Er- 
mittlungsbehörden bestand.“ 

Auch die Sachverständigen zu Polizei, 
Verfassungsschutz und Justiz sparten 
nicht mit Kritik an bestehenden Struk- 
turen und Praxen. Das Definitionssystem 
„Politisch motivierte Kriminalität 
rechts“ müsse dringend überarbeitet 
werden, bei zu vielen Straftaten werde 
der politische Hintergrund nicht er- 
kannt oder „verschwinde“ im Laufe von 
Ermittlungen und Prozessen. Das V- 
Leute-System müsse abgeschafft oder 
zumindest deutlich begrenzt werden, 
ein großes Problem innerhalb der Poli- 
zei sei die mangelnde Fehlerkultur, hier 
brauche es Ombudspersonen oder unab- 
hängige Beschwerdestellen. 

Sehr deutlich wurden die Sachverständi- 
gen Prof. Dr. Thomas Feltes (Ruhr-Univer- 
sität Bochum) und Prof. Dr. Hartmut Aden 
(Hochschule für Wirtschaft und Recht 
Berlin). „Strukturelle Hemmnisse“ 
führten zu nicht besonders engagierter 
Ermittlungsarbeit. Dass dazu auch die 
Rolle des Innenministers gehört, er- 
läuterte Feltes am Beispiel Keupstraße: 
Das Amt des Innenministers bezeichnete 
er als „Schleudersitz“, weshalb für 
diesen „Ruhe die erste Bürgerpflicht“ 
sei. „Alles was für Aufmerksamkeit der 
Medien sorgt, muss vermieden werden“, 
so Feltes. Aden ergänzte, dass „institu- 


tioneller Rassismus“ innerhalb der Be- 
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„Tag der Solidaität“ 


hörden ein weiteres Hemmnis für Ermit- 


tlungen sei. 


Parteiquerelen? 

Das Engagement der einzelnen Abgeord- 
neten im Ausschuss ist sehr unter- 
schiedlich. Während die Grüne Verena 
Schäffer, die Piratin Birgit Rydlewski 
und der FDPler Joachim Stamp sehr in- 
teressiert und motiviert wirken und 
immer wieder gute Fragen stellen, 
scheint der Aufklärungselan, den die 
CDU im Juni 2014 zu vermitteln suchte, 
erloschen. Die Abgeordneten wirken 
wenig vorbereitet und ideenlos, ein Rei- 
seführer fesselt schon mal mehr Auf- 
merksamkeit als die Ausführungen der 
Sachverständigen. Beim Thema Justiz 
stellte Biesenbach gar den Sinn der Hea- 
rings in Frage. Man rede über Staats- 
schutzdelikte und wie deren Strafverfol- 
gung aussehen könne, im Falle der NSU- 
Taten habe man damals aber keine 
Staatsschutzdelikte gehabt. Daher wisse 
er nicht, was er noch fragen solle. Ein 
Zwischenruf Schäffers offenbarte, dass 
die CDU keinen einzigen Sachverständi- 
gen geladen hatte. 

Bei einem weiteren Vorfall drängt sich 


der Eindruck parteitaktischen Agierens 


- Gedenkveranstaltung für Mehmet Kubasık in Dortmund 
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auf: Beim Hearing zum Verfassungs- 
schutz wurde seitens der CDU die Ein- 
schätzung vorgebracht, die Sachverstän- 
dige Heike Kleffner, vormals Mitarbeite- 
rin der Linksfraktion für den Bundestag- 
PUA, käme als Zeugin in Betracht und 
könne daher nicht weiter als Sachver- 
ständige gehört werden. Unter Auss- 
chluss der Öffentlichkeit entschied der 
Ausschuss tatsächlich, sie als Sachver- 
ständige zu entlassen. Als Begründung 
musste ihre Aussage herhalten, 2002 ein 
Interview mit dem mutmaßlichen NSU- 
Unterstützer Ralf Wohlleben geführt zu 
haben. Dies wirkt mehr als konstruiert. 
Denn der ehemalige grüne Landtagsab- 
geordnete Roland Appel durfte weiter- 
hin als Sachverständiger berichten, ob- 
wohl er bis 2000 Mitglied des Parlamen- 
tarischen Kontrollgremiums des Landtags 
war und damit über weitaus mehr 
„Geheimwissen“ verfügt, was die Arbeit 
des Verfassungsschutzes in NRW angeht. 
Es bleibt notwendig, die Arbeit der Ab- 
geordneten kritisch zu begleiten, wenn 
das Gremium tatsächlich die Aufklärung 
voranbringen soll. Wann die erste 

Zeug innen-Befragungen tatsächlich be- 
ginnen kann, ist aufgrund der Verzöge- 


rungen noch nicht absehbar. 
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SDALZLLILLIE 


Von Alexander Brekemann und Maria Breczinski 


Der Düsseldorfer 
Wehrhahn-Anschlag 


Ein Rück- und Ausblick (fast) 15 Jahre danach 


Nach einem Anschlag am 2. Oktober 2000 auf die Düsseldorfer 
Synagoge hatte Bundeskanzler Gerhard Schröder den sogenannten 
„Aufstand der Anständigen“ ausgerufen. Den auslösenden Vorlauf 
hierfür bildete der bis heute unaufgeklärte Düsseldorfer Wehrhahn- 
Anschlag vom 27. Juli 2000. Mit Bezug auf diese beiden Anschläge 
wurden Debatten über „Fremdenfeindlichkeit“, Antisemitismus und 
Neonazismus sowie über ein eventuelles NPD-Verbot angeschoben, die 
Medien berichteten weltweit. 
Der im ‘November vom NRW-Landtag suchung eines möglichen Fehlverhaltens 
nordrhein-westfälischer Sicherheits- 

und Justizbehörden einschließlich der 


zuständigen Ministerien und der Staats- 


eingerichtete Parlamentarische Unter- 
suchungsausschuss (PUA, siehe S. 58 £.) 
zum Themenkomplex Nationalsozialisti- 
scher Untergrund (NSU) wird sich des 
Themas „Wehrhahn-Anschlag“ dem- 


nächst annehmen. Wann genau dies ge- 


kanzlei und anderer Verantwortlicher“. 
Und dies nicht nur mit bereits bekann- 
tem Bezug zum NSU und dessen Unter- 
schehen wird, ist noch nicht bekannt. stützer_innen, sondern auch mit Blick 


Der PUA erhielt „den Auftrag zur Unter- auf „weiter[e], in Nordrhein-Westfalen 
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begangenle] Straftaten mit einem mut- 
maßlich politisch rechts motivierten 
Hintergrund, wie etwa [...] dem Spreng- 
stoffanschlag am S-Bahnhof Düsseldorf- 
Wehrhahn vom 27. Juli 2000“. 


Das Tatgeschehen 

und die Opfer 

Kurz nach 15 Uhr explodierte am 27. Juli 
2000 auf dem S-Bahnhof Wehrhahn ein 
in ein Düsseldorfer Anzeigenblättchen 
eingewickelter Sprengsatz. Deponiert 
war er in einer an einem Geländer auf- 
gehängten Plastiktüte im nicht über- 
dachten und auch aus großer Entfer- 
nung einsehbaren Außenbereich des 
Bahnhofs, ein bis zwei Meter hinter dem 


tunnelförmigen Eingangsbereich auf der 
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Der Düsseldorfer Wehrhahn-Anschlag 


Ackerstraße, der zu einer schmalen Fuß- 
gängerbrücke über die Bahngleise führt. 
Zum Zeitpunkt der Explosion befand 
sich eine zehnköpfige Gruppe in der 
Nähe des Sprengsatzes. Diese kam, wie 
regelmäßig um diese Zeit, von einem um 
15 Uhr endenden Deutschsprachkurs in 
der in unmittelbarer Nähe des S-Bahn- 
hofes gelegenen Bildungseinrichtung 
ASG. Durch die Splitter der explodieren- 
den Bombe wurden alle zehn Personen 
verletzt, vier davon schwer. Eine schwer 
verletzte und im fünften Monat schwan- 
gere Frau verlor durch den Anschlag ihr 
ungeborenes Kind. „Sämtliche Personen 
stammen aus der ehemaligen Sowjet- 
union [...], sechs davon sind jüdischer, 
die anderen russisch-orthodoxer Kon- 
fession“, hieß es in einem Zwischenbe- 
richt des Generalbundesanwalts in 
Karlsruhe vom 29. Juli 2000. Die sechs als 
jüdische - wie es im Amtsdeutsch heißt 
- „Kontingentflüchtlinge“ aus der ehe- 
maligen Sowjetunion geführten Einwan- 
der_innen aus Russland, der Ukraine, 
Kasachstan und Aserbaidschan waren 
Mitglieder regionaler jüdischer Gemein- 
den, die sich nach dem Anschlag sofort 


um sie kümmerten. 


Der Sprengsatz 

Große Schwierigkeiten bereitete den Er- 
mittlungsbehörden die Analyse der 
Reste des Sprengsatzes, da keinerlei Be- 
standteile der Zündvorrichtung gefun- 
den werden konnten. Daher ist bis heute 
nicht belegt, ob die Bombe auf Sichtkon- 
takt ferngezündet wurde oder mit einem 
Zeitzünder versehen war. Die Ermitt- 
lungsbehörden gingen aufgrund der 
Stelle, an der der Sprengsatz deponiert 
war, davon aus, dass es sich um eine 
Fernzündung auf Sichtkontakt gehan- 
delt hat. „Der Täter“ habe „von einer 
Vielzahl von Positionen aus [...] sowohl 
das Geschehen vor dem Durchgang wie 
auch die Situation an der Ablagestelle 


problemlos beobachten und dement- 
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sprechend die Bombe in dem Augenblick 
zur Explosion bringen [können], als sich 
die Gruppe in deren unmittelbarer Nähe 
bewegte“. Hierfür spricht auch, dass der 
S-Bahnhof nicht ausreichend genug fre- 
quentiert ist, um mit einer Zeitbombe 
auf jeden Fall Menschen zu treffen. Den- 
noch ist damit natürlich nicht sicher, 
wenn auch wahrscheinlich, dass der An- 
schlag gezielt den Sprachschüler_innen 
bzw. einzelnen oder mehreren aus deren 
Gruppe gegolten hat. 

Bei der Analyse des Sprengsatzes gingen 
die Ermittlungsbehörden zunächst von 
einer industriell gefertigten und „nach- 
gerüsteten“ Handgranate aus. Ein Gut- 
achten kam jedoch zu dem Schluss, dass 
der Sprengstoff für eine maschinelle 
Herstellung zu verunreinigt sei. Für die 
manuelle Anfertigung des Sprengkör- 
pers sprach, dass durch die Gutach- 
ter_innen das mehrmalige Aufsetzen 
einer Säge an der später verschweißten 
Verschlussstelle nachgewiesen werden 
konnte. Darüber hinaus ergab die Mate- 
rialprüfung von Teilen der Ummante- 
lung, dass es sich hierbei um ausschließ- 
lich im Ostblock verwandten Stahl han- 
delte. Insgesamt wurde die Fertigung 
des Sprengsatzes als von erheblicher 
Sachkunde gekennzeichnet angesehen. 


Erste Reaktionen 

Mit den Worten „Wir gehen nicht von 
einem politischen Anschlag aus. Wir 
haben kein Bekennerschreiben gefun- 
den“, zitierte die Westdeutsche Zeitung in 
ihrem Lokalteil am Tag nach dem An- 
schlag einen Polizeisprecher, um an an- 
derer Stelle in derselben Ausgabe eben 
diesen mit der Aussage „Wir schließen 
eine politisch motivierte Straftat nicht 
mehr gänzlich aus“ zu Wort kommen zu 
lassen. BILD hatte den Polizeisprecher 
wie folgt verstanden: „Es gibt kein Be- 
kennerschreiben, wir schließen dennoch 
keinen politischen Hintergrund aus. 


Möglich, dass es sich um eine Bezie- 
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hungs-Tat handelt, die einem der Ver- 
letzten galt.“ Die BILD hakte nach und 
betrieb bereits kurz nach dem Anschlag 
eigene „Spurensuche“: Das zum Vor- 
schein kommende Täterbild eines eifer- 
süchtigen, gehörnten Ex-Lovers aus Ost- 
europa, der sich rächen will, deshalb mit 
einer professionell gebauten Bombe 
zehn Menschen teilweise schwer ver- 
letzt, lässt tief blicken. Die Polizei prüfe 
aber auch, „ob einer der Verletzten Kon- 
takte ins kriminelle Milieu hatte - und 
nur er Opfer eines Racheaktes werden 
sollte“, so BILD. Was sich aber aus der 
von BILD angebotenen erweiterten Pa- 
lette möglicher Täter_innen („Russen- 
mafia, Drogen-Dealer, Rechtsradikale 
oder ein Irrer“) bereits ab dem 29. Juli in 
der öffentlichen und medialen Wahr- 
nehmung und im Gegensatz zu den Re- 
aktionen nach den NSU-Taten - bei- 
spielsweise dem mit dem Wehrhahn-An- 
schlag vergleichbaren Bombenanschlag 
in der Kölner Keupstraße 2004 - als 
wahrscheinlichster Tathintergrund 
durchzusetzen begann, war Rassismus 
bzw. Antisemitismus. Und dies trotz feh- 
lender Belege und trotz der Warnungen 
der frisch eingerichteten polizeilichen 
Ermittlungskommission EK Acker vor 
vorschnellen Urteilen sowie gegen den 
Protest des um den „guten“ Ruf „seiner“ 
Stadt besorgten Oberbürgermeisters 
Joachim Erwin. Während sich Paul Spie- 
gel, damaliger Präsident des Zentralrats 
der Juden in Deutschland, erst „über die 
Hintergründe des Anschlags“ äußern 
wollte, „wenn gesicherte Erkenntnisse 
über Täter und Tatmotive vorliegen“, 
meldeten sich Innenminister Otto Schily 
und Außenminister Joseph Fischer zu 
Wort und benannten „Fremdenfeind- 
lichkeit“ bzw. „Ausländerhass“ als mög- 
liches (Schily) bzw. wahrscheinliches (Fi- 
scher) Tatmotiv. Zudem hatte sich in 
Düsseldorf in den Monaten vor dem An- 
schlag aufgrund der kontinuierlichen 
Öffentlichkeitsarbeit antifaschistischer 
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Gruppen die Erkenntnis von der - von 
den Stadtoberen und der Polizei stets 
bestrittenen - Existenz einer aktiven 
und gefestigten lokalen Neonazi-Szene 
öffentlich durchgesetzt. Erst am 3. Juli 
2000 hatten zwei S-Bahn-Stationen 
nördlich der am Wehrhahn Mitglieder 
der Düsseldorfer RechtsRock-Band 
Reichswehr zwei Migranten angegriffen 
und einen von beiden verletzt. Am 9. Juli 
2000 griffen im nahen Wuppertal Neo- 
nazis Teilnehmer_innen einer Gedenk- 
veranstaltung am Mahnmal der KZ-Ge- 
denkstätte Kemna an. „Ein neonazisti- 
scher Hintergrund“ dränge sich beim 
Wehrhahn-Anschlag „angesichts des 
Tathergangs auf“, die neonazistische 
Szene sei „in Düsseldorf jahrelang von 
Politik und Behörden verharmlost oder 
sogar totgeschwiegen“ worden, um sich 
als „weltoffene und tolerante Stadt“ 
darzustellen, heißt es in einem Demons- 
trationsaufruf des Koordinierungskreises 
antifaschistischer Gruppen aus Düsseldorf 
und dem Umland (ANTIFA-KOK) für den 5. 
August 2000. Zirka 2.000 Menschen be- 
teiligten sich an dieser von antifaschisti- 
schen, anderen linken sowie migranti- 
schen Gruppen ausgerichteten Demons- 


tration, zu der auch die Jüdische Gemeinde 
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Düsseldorf aufgerufen hatte - im Gegen- 
satz zu den meisten Stadtratsfraktionen 
und den Kirchen. Obwohl es keinerlei 
Unterstützung und Beteiligung aus der 
Stadtspitze gegeben hatte und sich ge- 
rade einmal eine Handvoll Ratsmitglie- 
der (PDS, Grüne, ein SPD-Abgeordneter) 
eingefunden hatten, diente die Demo im 
Nachhinein als Beleg für die Weltoffen- 
heit des „anständigen“ Düsseldorfs bzw. 
Deutschlands, was bis ins Ausland auch 


so wahrgenommen wurde. 


Täter_innensuche 

Immer wieder hatte die bis 2009 existie- 
rende EK Acker unter der Leitung von 
Dietmar Wixfort betont, sie ermittele in 
alle Richtungen. Ziemlich schnell gab es 
Hinweise auf einige der Neonazi-Szene 
nahestehende oder ihr angehörende 
Personen. Beispielsweise auf den Waf- 
fennarr Ralph S., Inhaber eines Milita- 
ria- und „Sicherheitsausstattung“-La- 
dens unweit des Tatortes, der gute Kon- 
takte in die neonazistische Szene pflegte 
und über den die linke Düsseldorfer 
Stattzeitung TERZ bereits 1999 in ihrer 
September-Ausgabe unter dem Titel 
„Düsseldorfer Neonazis bewaffnen 
sich?“ berichtet hatte. Oder auf den 
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) berichtet über eine Protestaktion im August 2000 in Düsseldorf. Rechts: BILD und EXPRESS auf der Suche nach den TäterInnen 


auch heute noch aktiven und seit vielen 
Jahren in Süddeutschland lebenden Nor- 
man B., der um 1997 von Geldern nach 
Velbert gezogen war und dann von 1999 
bis Frühjahr 2000 in Düsseldorf wohnte, 
bis es ihn nach Freilassing (Bayern) zog. 
B. soll sich einem „Kameraden“ gegen- 
über dahingehend geäußert haben, dass 
man im (multikulturell geprägten) 
Stadtteil Flingern „mal was hochgehen 
lassen“ müsse, „z.B. den Bahnhof am 
ASG“. Doch weder gegen S., noch gegen 
B. konnte der Verdacht erhärtet werden, 
die Verfahren wurden eingestellt. B. 
konnte offenbar ein Alibi vorweisen, bei 
S. sei - so die Ermittler - der Tatver- 
dacht „zwar nicht ausgeräumt“, aber es 
hätten sich auch „keine Anhaltspunkte 
dafür ergeben, daß der Beschuldigte [...] 
über Täterwissen verfügt oder über- 
haupt in der Lage ist, spezielle Gegen- 
stände aus dem Waffen- und Spreng- 
stoffbereich herzustellen oder zu besor- 
gen“. Auch alle anderen Recherchen und 
Ermittlungen in der rechten Szene hät- 
ten keine „Hinweise auf eine Täterschaft 
Rechtsgerichteter“ ergeben. Immerhin 
hatte die EK Acker in der regionalen Neo- 
nazi-Szene eine Menge Staub aufgewir- 


belt, die neonazistische Szene stand 
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massiv unter Druck, versuchte aber, ihre 
Handlungsfähigkeit zu bewahren bzw. 
wieder zu erlangen. Während die NPD 
aufgrund der einsetzenden Verbotsde- 
batte bundesweit auf Tauchstation ging, 
versuchten die Freien Kameradschaften 
die entstandene Aktionslücke zu füllen. 
Zum einen präsentierten sie sich in Ab- 
grenzung zur NPD als die konsequentere 
„nationale Kraft“, zum anderen als un- 
schuldige Opfer einer massiven „Hetze“ 
und Repression. Eine erste - für den 12. 
August 2000 - vom Düsseldorfer „Kame- 
radschaftsführer“ Sven Skoda angemel- 
dete Demonstration unter dem Motto 
„Wir lassen uns nicht kriminalisieren. 
Gegen Medienhetze und roten Terror“ 
wurde verboten. Erst am 28. Oktober 
2000 gelang es den Freien Kameradschaf- 
ten in Düsseldorf, einen 300-köpfigen 
Aufmarsch unter dem Motto „Mei- 
nungsfreiheit für Nationalisten. Argu- 
mente statt Verbote“ durchzusetzen, 
wenn auch begleitet von massiven Ge- 
genprotesten. Eine Woche zuvor waren 
zirka 500 Neonazis unter dem Motto 
„Gegen die verleumderische Berichter- 
stattung und Hysterie der Medien gegen 
rechts“ in Dortmund aufmarschiert. Be- 
züge auf den Wehrhahn-Anschlag waren 
noch Jahre später in der regionalen Neo- 
nazi-Szene zu finden. Am 3. Juni 2006 
wollte im Vorfeld der Fußball-WM der 
Männer ein von Skoda organisierter 
Neonazi-Aufmarsch für eine „Bomben- 
stimmung in Düsseldorf“ sorgen. 
Ebenso unergiebig wie die Ermittlungen 
in Richtung extreme Rechte erwies sich 
für die EK Acker ein Hinweis auf den bis 
kurz vor dem Anschlag wegen sexuellen 
Missbrauchs in Haft sitzenden „tech- 
nisch versierten“ Waffensammler und 
Rundfunk- und Fernsehtechniker Horst 
E., der gegenüber Mithäftlingen ange- 
kündigt hatte, dass nach seiner Entlas- 
sung „ein paar Bomben fliegen“ würden, 
proben wolle er „an einem Tunnel oder 


an einer Brücke“. E. wurde vorüberge- 
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hend festgenommen, bei einer Haus- 
durchsuchung wurden laut LKA „eine 
nicht unerhebliche Menge Elektroteile 
sowie Munition und eine größere Menge 
Bargeld sichergestellt“. Aber auch das 
Verfahren gegen ihn wurde aufgrund 
fehlender „zureichender Anhaltspunkte“ 
für eine Tatbeteiligung eingestellt. 

Fünf weitere „Richtungen“, in die ermit- 
telt wurde, seien im Folgenden nur kurz 
erwähnt: Hierzu zählen „islamistische 
Terroristen“, für deren Täter_innen- 
schaft es aber zu keinem Zeitpunkt einen 
konkreten Hinweis gab. Weiterhin die 
bereits beschriebene „Beziehungs- bzw. 
Eifersuchtstat“ sowie ein Streit unter 
(„kriminellen“) „Ausländern“ - ebenso 
ohne Ergebnis. Hinzu kommen ein völlig 
abstruses Selbstbezichtigungsschreiben 
selbsternannter, aber nicht existierender 
Grüner Zellen und ein aus Hells-Angels- 
Strukturen angekündigter Hinweis, den 
es dann aber nie gegeben hat. 

Offenbar besonders interessierte die Er- 
mittlungsbehörden das Thema „Osteu- 
ropäische organisierte Kriminalität“. 
Auf Grundlage einer Zeugenaussage 
eines inhaftierten „Aussteigers“ aus 
dem Milieu sei die EK Acker auf fünf na- 
mentlich genannte Mitglieder einer 
Gruppierung aufmerksam geworden, die 
nach Angaben des „Aussteigers“ den 
Sprengstoffanschlag durchgeführt hät- 
ten. Vier der fünf Personen konnten 
identifiziert werden und saßen gerade 
wegen eines laufenden Strafverfahrens 
wegen Schutzgelderpressung und Ent- 
führung in Haft, zum Zeitpunkt des 
Wehrhahn-Anschlags waren sie aber 
noch auf freiem Fuß. Ziel des mit Todes- 
folge geplanten Anschlags - so der „Aus- 
steiger“, der sich durch seine Aussagen 
Vorteile im eigenen Strafverfahren ver- 
sprach - seien nicht die tatsächlichen 
Opfer gewesen, sondern dieser sollte 
„als Machtbeweis“ abschreckend auf 
„Aussteiger aus der kriminellen Organi- 


sation“ wirken. Von den Ermittlungsbe- 
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hörden konnte aber nicht festgestellt 
werden, ob sich die angeblichen Täter 
tatsächlich am 27. Juli 2000 in Düsseldorf 
aufgehalten hatten. Auch weitere Er- 
mittlungshypothesen zum Tatmotiv mit 
dem Hintergrund „Organisierte Krimi- 
nalität“ geisterten durch die EK Acker. 
Einzelne aus der Opfergruppe könnten 
sich ihren Status als „Kontingentflücht- 
ling“ unberechtigt bei „Kriminellen“ er- 
kauft und dann ihre Schulden nicht be- 
glichen haben. Oder jemand aus der Op- 
fergruppe hätte sonstwie Schulden bei 
„Kriminellen“. Herausgekommen ist bei 
den Ermittlungen in diese Richtung je- 
doch nichts Konkretes und Handfestes. 
In einer im Juli 2001 formulierten „Sach- 
standseinschätzung“ der Düsseldorfer 
Staatsanwaltschaft heißt es, dass „sei- 
tens der Polizei keine der drei Haupt- 
theorien (1. rechte Gewalt, 2. verrückter 
Alleintäter, 3. osteuropäische OK) für 
ausgeschlossen gehalten“ werde, „Er- 
mittlungsansätze“ würden „zu allen drei 
Theorien mit gleicher Intensität ge- 
prüft“, Allerdings herrsche „intern die 
Auffassung vor, wonach eine Begehung 
der Tat durch Neonazis als eher unwahr- 
scheinlich anzusehen ist. Grundlage die- 
ser Einschätzung ist es, dass zahllose 
Vernehmungen von Aussteigern aus der 
rechten Szene und eine Vielzahl bundes- 
weit geführter TÜ-Maßnahmen [Tele- 
kommunikationsüberwachung, Anm. d. 
A.] ohne Hinweise auf eine Täterschaft 
Rechtsgesinnter geblieben“ seien. Die 
Rheinische Post (RP) zitierte am 27. Juli 
2009 Staatsanwalt Ralf Herrenbrück an- 
lässlich der Abgabe des Falls als „unge- 
löst“ durch Chefermittler Dietmar Wix- 
fort mit den Worten, „ein politisch moti- 
vierter Anschlag“ sei „inzwischen fast 
völlig“ auszuschließen, da „es nie ein 
Bekennerschreiben gegeben“ habe. Folgt 
man dieser Logik, blieben also nur noch 
die Theorien „verrückter Alleintäter“ 
und „osteuropäische OK“ übrig, wobei 
behördlicherseits mehrfach angedeutet 
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wurde, dass man auch nicht so recht an 
einen „Alleintäter“ glaube. Es blieb also 
die „Russenmafia“. „Unglaublich, was 
wir alles getan haben“, so Herrenbrück 
laut RP rückblickend. Man habe sogar 
Phantombilder zweier „möglicher Zeu- 
gen“ in der Moskauer U-Bahn aufge- 
hängt. Man ahnt, dass es sich bei den 
„möglichen Zeugen“ eher - natürlich in- 
offiziell - um als tatverdächtig angese- 
hene Personen gehandelt haben könnte. 


Einschätzung und Ausblick 

Bis heute ist nicht viel über Details der 
Ermittlungen in Sachen Wehrhahn-An- 
schlag bekannt. Das trifft auch auf die Er- 
mittlungstätigkeit mit Blick auf eine 


mögliche extrem rechte Täter_innen- 


INPUT - Antifaschistischer Themenabend 
Dienstag, 26. Mai 2015, 20.00 Uhr, 


ZAKK, 


Fichtenstr. 40, Düsseldorf 


15 Jahre Wehrhahn-Bombenan- 
schlag in Düsseldorf - 

ein Rück- und Ausblick 
Referent_innen: Prof. Dr. Fabian Virchow 
(FORENA), nsu-watch NRW u.a. 
http;//beta.linkes-zentrum.de/gruppen/input 
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schaft zu. Zwei temporär Verdächtige, ei- 
nige Hausdurchsuchungen, nicht näher 
qualifizierte und quantifizierte Telefon- 
überwachungen und Gespräche mit 
„Aussteigern“: Unklar bleibt, auf welche 
Expertisen zurückgegriffen, in welchen 
extrem rechten bzw. neonazistischen Mi- 
lieus recherchiert wurde und was die 
Verfassungsschutzämter zu einer mögli- 
chen Aufklärung beigetragen haben. 
Wurde die Existenz bzw. Tatbeteiligung 
rechtsterroristischer Strukturen über- 
haupt in Erwägung gezogen? Selbst 
wenn bislang keine Hinweise auf eine 
NSU-Tatbeteiligung bekannt wurden, so 
heißt das nicht, dass keine Neonazis hin- 
ter diesem Anschlag steckten. Diverse 
eindeutig rechtsterroristische Anschläge, 
beispielsweise im September und De- 
zember 1998 in Berlin auf das Grab von 
Heinz Galinski, dem ehemaligen Präsi- 
denten des Zentralrats der Juden in Deutsch- 
land, und im März 1999 auf die Ausstel- 
lung über die Verbrechen der Wehr- 
macht in Saarbrücken, gehen ziemlich si- 
cher nicht auf das Konto des NSU. Spiel- 
ten beispielsweise diese Anschläge bei 
den Ermittlungen der EK Acker eine 
Rolle? 


Der Düsseldorfer Wehrhahn-Anschlag 


Auch wenn es nach bisherigem Wissens- 
stand eher unwahrscheinlich ist, dass 
der NSU im Jahr 2000 bereits in der Lage 
war, einen wie beim Wehrhahn-Anschlag 
eingesetzten Sprengsatz zu bauen oder 
zu besorgen und der Anschlag nach der 
Selbstenttarnung des NSU in dessen Vi- 
deo nicht auftaucht, kann bislang auch 
eine NSU-Täter_innenschaft nicht ausge- 
schlossen werden. Der Nürnberger Ta- 
schenlampenbomben-Anschlag des NSU 
vom 23. Juni 1999 wurde in dem Video 
auch nicht thematisiert, die früheste Tat, 
zu der sich der NSU im November 2011 
bekannte, ist der Mord an Enver Simcek 
am 9. September 2000 in Nürnberg, sechs 
Wochen nach dem Wehrhahn-Anschlag. 
Und die Jüdische Allgemeine wies am 17. 
November 2011 zurecht darauf hin, dass 
„Trinitrotoluol (TNT) [...] aus einem ehe- 
maligen Ostblockstaat [...] bis Mitte der 
90er-Jahre in den ‘neuen Bundesländern’ 
noch relativ problemlos auf dem 
Schwarzmarkt zu bekommen“ gewesen 
sei, „auch für Uwe Böhnhardt, Uwe 
Mundlos und Beate Zschäpe: Als sie 1998 
abtauchten, fanden die Fahnder in einer 
von Zschäpe angemieteten Garage in 
Jena neben Nazi-Propagandamaterial 
und vier funktionsfähigen Rohrbomben 
auch 1.392 Gramm TNT.“ Dieses TNT soll 
1991 aus einem Lager der Nationalen 
Volksarmee (NVA) gestohlen worden 
sein, insgesamt wurden 38 Kilogramm 
entwendet. Könnte das am Wehrhahn 
eingesetzte TNT aus diesem NVA-Be- 
stand stammen? Was hat ein Abgleich 
des in Jena beschlagnahmten, zwischen- 
zeitlich aber bereits vernichteten TNT 
mit dem beim Wehrhahn-Anschlag be- 
nutzten ergeben? Hat ein solcher Ab- 
gleich überhaupt stattgefunden? 
Wichtige Fragen, die von Mitgliedern des 
PUA demnächst polizeilichen Ermit- 
tler_innen, Staatsanwält_innen, Verfas- 
sungsschützer_innen und anderen zu 


stellen wären, gibt es also reichlich. 
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Von Robert Andreasch 


Keupstraße ist in München 


Im NSU-Prozess sagten die Betroffenen des Nagelbombenanschlags aus 


Am 20. Januar 2015 war im Münchner Justizgebäude in der Nymphen- 
burger Straße einiges anders als gewohnt: Zum 175. Verhandlungstag 
im NSU-Prozess kamen viele Besucher innen und füllten die Ränge auf 
der Tribüne bis auf den letzten Platz. Schon lange waren nicht mehr so 
viele Medienvertreter_ innen da, draußen standen die Kamerateams und 
Übertragungswagen. Und dort, vor dem Gericht, versammelten sich auf 
einer vielbeachteten Kundgebung Menschen aus Köln und München, mit 
Pavillons, Transparenten und Botschaften. 


Nicht zum ersten Mal ging es im NSU- 
Prozess um das Attentat in der Keup- 
straße. Erst kurz zuvor hatten Ermittler 
beispielsweise beschrieben, welche Ver- 
hältnisse sie am Tatort vorgefunden hat- 
ten. Mehrfach hatten auch schon vom 
NSU-Terror direkt Betroffene im Prozess 
ausgesagt, zum Beispiel die Angehörigen 
der Mordopfer, der in Heilbronn lebens- 
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gefährlich verletzte Polizeibeamte Mar- 
tin A. oder die Familie, in deren Laden in 
der Kölner Probsteigasse Anfang 2001 
ein NSU-Sprengsatz explodiert war. Poli- 
tische Kampagnen, Medienarbeit und 
vor allem die solidarische Begleitung für 
diejenigen, die vom Gericht als Zeug_in- 
nen ausgewählt wurden, ließen ab die- 





sem 20. Januar 2015 jedoch eine ganz an- 
dere Stimmung entstehen als sonst. 

Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl 
legt immer Wert darauf, dass die Gelade- 
nen das von Ihnen noch Erinnerte zu- 
nächst möglichst frei vortragen. Auch 
die beiden ersten Zeugen, Sandro D. und 
Meli K., forderte er in diesem Sinne auf, 
zu erzählen: „Es geht um einen Anschlag 
in der Keupstraße, am 9.6.2004, ich 
würde Sie bitten, dass Sie uns schildern, 
was sich damals zugetragen hat. Mir 
geht’s um den Ablauf und im Weiteren 
auch um die Folgen für Sie, die Verlet- 
zungen.” Und es folgte, wie bei so vielen 
Betroffenen und Zeug innen des An- 
schlags, das pure Grauen. Sandro D. 


stand mit einem Freund eineinhalb 
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Meter von dem Fahrrad entfernt, als die 
vom NSU in einem Helmkoffer auf dem 
Gepäckträger deponierte Bombe explo- 
dierte. „Ich habe Meli auf dem Boden lie- 
gen sehen. Ich wusste nicht, ob er lebt 
oder tot ist. Alle Leute redeten mit mir, 
aber ich konnte nichts hören. Man zog 
mir mein Oberteil aus, weil es am Bren- 
nen war.” Rund 800 Nägel hatten die 
Bombenbauer_innen des NSU in die ver- 
wendete Campinggasflasche gefüllt. Ein 
halbes Dutzend davon bohrten sich in 
die Oberschenkel von Sandro D. Sein 
Freund Meli K. berichtete im Gericht, 
dass er nach der Explosion in eine künst- 
liches Koma versetzt werden musste. 
Hundert Splitter hatten sich in Gesicht 
und Augen, neun große Zimmermanns- 
nägel in seinen Körper gebohrt. „Mein 
linker Arm war verbrannt, die Gesichts- 
hälfte, die Haare. Und die Stichflamme 
ist ins Trommelfell rein”. Infolge des An- 
schlags musste er seine Berufsausbil- 
dung aufgeben. 


„Die einzige Möglichkeit [...] 
ist ein Ausländerhasser” 

Die Behörden betrachteten die zwei 
Freunde, die den Anschlag in ihrer un- 
mittelbaren Umgebung überlebten, of- 
fensichtlich als die potenziellen Täter. Im 
Krankenhaus wurde ihnen zunächst un- 
tersagt, miteinander zu kommunizieren, 
sie mussten DNA-Proben und Fingerab- 
drücke abgeben. Auch den Angehörigen 
wurde mitgeteilt, dass die beiden Tatver- 
dächtige seien. Meli K. äußerte in seiner 
Vernehmung bei der Polizei einen kon- 
kreten Verdacht: „Ich weiß ja nicht, wem 
das Attentat gelten sollte, auf die Leute 
davor oder den Frisörladen. Wenn ich so 
überlegt habe, vielleicht so Nazis, die 
viele Leute ins Grab nehmen wollten” 
und „die einzige Möglichkeit, die ich mir 
denken kann, ist ein Ausländerhasser”. 
Auf diese Schlussfolgerung angespro- 
chen, sagte K. im NSU-Prozess: „Wenn 


man so was auf offener Straße deponiert, 
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Keupstraße ist in München 


D ie erste Woche zur Beweisaufnahme zur Keupstraße hat gezeigt, wie wichtig .es 


war, dass das Gericht den Komplex nicht abgetrennt hat. Wieviel Leid und 


Schmerz durch die Nagelbombe verursacht wurde, kann nur erahnt werden. Eins 


steht jedoch bereits jetzt fest, dass nämlich die Opfer von der Polizei wie Täter bzw. 


Wissende um die Täter behandelt worden sind. Die Aktionswoche war sehr gelun- 


gen, es wird um eine alsbaldige Wiederholung gebeten. 


RA Ogün Parlayan, Nebenklagevertreter Keupstraße 


wo Eltern, Omas, Kinder sind, da braucht 
man kein Ermittler sein”. Die Zuhören- 
den quittierten dies - sehr zum Missfal- 
len des Vorsitzenden - mit Applaus. 
Sükrü A. war im Frisörladen, als die 
Bombe explodierte. Nägel und Splitter 
verletzten ihn schwer an Kopf und 
Schulter. Die Scherben der zerbersten- 
den Schaufenster bohrten sich bis auf die 
Knochen in seinen Körper. Tagelang lag 
A. nach dem Attentat im Koma. Auf dem 
rechten Ohr blieb er taub. Seinen Beruf 
kann er heute nicht mehr ausüben. Auch 
Fatih K. hatte beim Frisör gesessen. In 
seiner Aussage schilderte er, wie ihm von 
der Polizei Fingerabdrücke und DNA- 
Proben abgenommen wurden. In der 
Vernehmung seien ihm damals die Fra- 
gen gestellt worden, „ob ich was vom 
Rotlichtmilieu kenne, ob ich was von der 
PKK weiß, ob kriminelle Aktivitäten auf 
der Straße stattfinden”. Beim Frisör war 
zu der Zeit auch Kemal G., mit Schnitt- 
wunden am Kopf wurde er nach draußen 
gebracht: „Ich war in einer ratlosen Si- 
tuation und dachte mir: Ich warte auf 
den Tod. Das war ein Wendepunkt in 
meinem Leben, dieser Gedanke”, berich- 
tete er im Gerichtssaal. G. wurde nach 
dem Anschlag lange nicht gesund, Ende 
2007 verlor er daraufhin seine Anstel- 
lung. „Als einfacher Mensch” habe er ge- 
wusst, „dass der Sprengsatz mit den Nä- 
geln, dass das eine Terroraktion war”. 
Wie konnte Deutschland, „so ein erfahre- 
nes Land in Punkto Sicherheit, in Punkto 
Terror, ein Land mit so entwickelter 


Technologie, wieso konnten Sie das nicht 


einschätzen?” Der Nebenklagevertreter 
Stefan Kuhn wies darauf hin, dass der 
Zeuge G. einst als Asylsuchender nach 
Deutschland gekommen war: „Das macht 
das Perfide dieser Ideologie aus, dass sie 
sich auch gegen Menschen richtet, die 
Gewalt erfahren haben und in einem für 
sie fremden Land in einer schwachen Po- 


sition sind.” 


„Ich sagte, ich bin 

Verletzter, kein Täter.” 

Gerd H. war mit seinem Fahrrad in der 
Keupstraße unterwegs: „es hat hinten 
rechts einen Knall gegeben, den ich nie 
vergessen werde. Also eine Explosion. Es 
rasselte und ich bekam Angst und einen 
furchtbaren Schmerz in meinen Ohren”, 
sagte er aus. Bis heute falle es ihm 
schwer, „das zu vergessen”. Metin I. saß 
zum Zeitpunkt der Explosion vor seinem 
Laden, drei Nägel steckten nach dem At- 
tentat in seinem Körper. In der Folgezeit, 
führte I. aus, seien die Geschäfte in der 
Keupstraße um mehr als die Hälfte zu- 
rückgegangen und hätten sich bis heute 
nicht mehr richtig erholt. Emine K. stand 
im Laden ihres Bruders nicht weit von 
den zerberstenden Scheiben entfernt. 
Sie blieb glücklicherweise von den Split- 
tern unverletzt. Attila Ö. dagegen trafen 
die Nägel aus der Nagelbombe am Hin- 
terkopf. Trotz seiner Verletzungen habe 
er mit auf die Polizeiwache kommen 
müssen: „Bis auf die Unterhose nackt saß 
ich sechs Stunden bei der Vernehmung. 
Ich durfte keinen Menschen anrufen.” 
Die Bekleidung hatte die Polizei be- 
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o wenig Raum die strafprozessualen Formvorschriften den 
des Bombenanschlages in der Keupstraße las- 
sen, so wichtig war es, sich mit den Aktionstagen den notwen- 
digen Raum zu nehmen: auf den Straßen um das Gericht, in 
der Stadt. Laut, selbstbewusst und gar nicht „Opfer“, so stellen 
die UnterstützerInnen der Kampagne „Keupstraße ist überall“ 
klar, dass der Bombenangriff des NSU und die rassistischen Er- 
mittlungen, die sich gegen alle BewohnerInnen der Keup- 
straße richteten, also der „Anschlag nach dem Anschlag“, das 
gemeinsame Leben dort nicht zerstört haben. Damals fehlte 
die Solidarität, jetzt lassen sie die Verletzten nicht alleine. Sie 
wissen, der Anschlag richtete sich nicht nur gegen die Verletz- 
ten, er richtete sich gegen alle Menschen in der Keupstraße. 
Gemeinsam mit den in dieser Woche geladenen Zeugen wird 
geredet, gesungen und demonstriert. Der Prozess ist das eine, 
gesellschaftliche Veränderung entsteht im gemeinsamen Han- 
deln. Die Aktionstage haben gezeigt, wie dies gelingen kann. 
Der bisherige Verlauf der Beweisaufnahme zu dem Nagelbom- 
benanschlag in der Keupstraße war in vielerlei Hinsicht beein- 
druckend: 

Einerseits wurde anhand der „objektiven“ Beweismittel, d.h. 
der Tatortlichtbilder und des Sachverständigengutachtens 
über die Sprengwirkung der Nagelbombe deutlich, dass es den 


KoNTExT NSU 





Tätern darum ging, so viele Passanten wie möglich zu töten 
oder zu verletzen. Dies hat den terroristischen Charakter des 
NSU, wie auch die durch Hass und Menschenverachtung be- 
stimmte Ideologie der Nazis besser einprägsam veranschau- 
licht. 
Andererseits haben die Geschädigten aus der Keupstraße ein- 
drucksvoll geschildert, wie sich der Anschlag selbst, aber auch 
die späteren Verdächtigungen gegen sie durch Polizei, andere 
Behörden und Medien aus ihrer Sicht anfühlten und auswirk- 
ten. Nie vergessen werde ich, wie ein selbst bei dem Anschlag 
schwer verletzter Zeuge schilderte, wie er nach der Explosion 
den Namen seines Freundes rief, dieser auch antwortete, er 
ihn jedoch aufgrund seiner verletzten Trommelfelle nicht 
hören konnte. Als er nach wenigen Tagen aus dem Koma er- 
wachte, fragte er die Ärzte nach seinem Freund, von dem er 
nicht wusste, ob er noch lebt. Die Ärzte gaben ihm auf Wei- 
sung der Polizei keine Antwort und ließen ihn auch keinen 
Kontakt aufnehmen, weil beide selbst tatverdächtig seien. 
Kein Wunder, dass viele der Geschädigten noch traumatisiert 
sind. 
RA Alexander Hoffmann 
Nebenklagevertreter Keupstraße 
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schlagnahmt, von Ö. nahm man Finger- 
abdrücke und DNA-Proben. „Ich wurde 
so behandelt wie ein Beschuldigter: 
Warum ich in dem Geschäft war, ob ich 
diese und jene Leute vom Rotlichtmilieu 
kenne, vom Drogenmilieu, warum ich zu 
dem Frisör gehe und solche Sachen”. 
Durch die ganzen Krankmeldungen und 
Krankschreibungen infolge des An- 
schlags habe er 2008 seine Arbeit verlo- 
ren. Auch Abdullah Ö. berichtet, wie ein 
Polizeibeamter mit ihm umgegangen 
war: „Er hat mich gebeten, mich auszu- 
ziehen. Ich sagte: Nein, wegen was? Er 
sagte, wegen Schmauchspuren. Ich sagte, 
ich bin Verletzter, kein Täter.” Der Poli- 
zeibeamte habe dann eine DNA-Probe 
haben wollen. „Ich sagte: nein, ich bin 
kein Vergewaltiger, ich bin Opfer.” Es half 
nichts. Er musste sich ausziehen und 
eine DNA-Probe abgeben. 

Viele der Betroffenen des Attentats in 
der Kölner Keupstraße sind durch das 
Explosionsgeschehen und die Folgezeit, 
durch die körperlichen Beschwerden, 
durch die soziale Folgen von Verdächti- 
gungen und Polizeiermittlungen schwer 
traumatisiert worden. Viele leiden bis 
heute unter den psychischen Verletzun- 
gen, die sie erlitten haben. Auch diese 
Folgen des Anschlags kamen im Prozess 
ausführlich zur Sprache, denn die 

Zeug innen schilderten im Gericht zum 
Teil auch sehr persönlichen Dinge. „Oft 
träum ich, dann werd ich wach. Es nagt 
an einem, man stellt sich viele Dinge vor. 
Alleine der Gedanke, zu wissen, wie 
schnell alles zu Ende sein kann”, sagt 
einer der Verletzten. Andere berichteten 
von Alpträumen, schlaflosen Nächten 
und massiven Konzentrationsstörungen. 
„Ich kann nicht in die Bevölkerung rein- 
gehen, da krieg’ ich Panikattacken”, war 
beispielsweise zu hören. Ein anderer 
Zeuge sagte: „Wenn ich alleine zu Hause 
bleibe, fühle ich mich in Bedrängnis.” 
„Daher sehe ich in meinen Träumen 


diese Alpträume, diese fürchterlichen 
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Keupstraße ist in München 


D; Aktionswoche der „Initiative Keupstraße ist überall“, vor allem die kraftvolle 


Demo, war toll. Dass die Geschädigten sich selbst eine Stimme gegeben haben 


und die starke Solidarität, die ihnen entgegengebracht wurde, halte ich für das 


Wichtigste überhaupt. 


RA Stephan Kuhn, Nebenklagevertreter Keupstraße 


Alpträume”, sagte eine Zeugin aus, und 
dass ihr Leben durch den Anschlag „er- 
lebbar unwert” gemacht worden sei. 
Selbstverständlich war es wichtig, dass 
in der Verhandlung gegen die Angeklag- 
ten deutlich wurde, welche schlimmen 
Auswirkungen der NSU-Terror für eine 
Vielzahl von Menschen hatte und hat. 
Niemand von den Betroffenen hat sich 
ausgesucht, „Opfer des NSU” zu werden. 
Und manches, was die Zeug_innen unter 
Wahrheitspflicht im Gericht „öffentlich” 
aussagen mussten, war natürlich nicht 
per se für die „Öffentlichkeit” und die 
Medienberichterstattung gedacht, wes- 
halb hier bewusst nicht alle Details wie- 
dergegeben werden. 

Der rassistisch kalkulierte Nagelbomben- 
anschlag in Köln hat Menschen im unter- 
schiedlichen Alter und sehr unterschied- 
lichen sozialen oder psychischen Lebens- 
situationen getroffen. Perfide versuch- 
ten die Verteidiger_ innen von Beate 
Zschäpe im Fall einer Zeugin, das Atten- 
tat als Auslöser für schwere psychische 
Folgen in Abrede zu stellen. Die seit dem 
Anschlag auftretenden Angststörungen 
seien auf frühere biographische Faktoren 
und nicht auf die Explosion zurückzufüh- 
ren. Der Versuch der Verteidigung war 
sehr durchsichtig und entpuppte sich 
durch einen (gescheiterten) Antrag von 
Zschäpes Rechtsanwalt Wolfgang Heer 
schließlich als bloßes Mittel zum Zweck: 
die Nebenklageberechtigung der Zeugin 
zu zerstören und damit auch den Neben- 
klagevertreter der Zeugin, den engagier- 
ten Rechtsanwalt Alexander Hoffmann 
(Kiel) aus dem Verfahren hinaus zu drän- 
gen. Zum Glück blieb dies das einzige 


Beispiel, wo politische oder juristische 
Fragen so offen auf dem Rücken der 
Keupstraßen-Betroffenen ausgetragen 


wurden. 


Handlungsfähig werden 

Heute, da der Prozess schon fast 200 Ver- 
handlungstage andauert, versuchen ei- 
nige Medienvertreter_innen vermehrt zu 
suggerieren, das Verfahren würde durch 
eine viel zu detaillierte und akribische 
Beschäftigung künstlich in die Länge ge- 
zogen und sei in dieser aufwändigen 
Form irgendwie sinnlos. Doch gerade die 
Ladung der Betroffenen des Kölner Na- 
gelbombenanschlags in das Münchner 
Oberlandesgericht hat aufgezeigt, wel- 
che Möglichkeiten und Chancen auch 
der NSU-Strafprozess bietet: Er kann 
eine wichtige Plattform sein, auf der die 
Erlebnisse der Betroffenen öffentlich 
verhandelt werden. Er stellt eine der we- 
nigen Gelegenheiten dar, bei der Betrof- 
fene selbst über neonazistische Gewalt 
und rassistische Ermittlungen in großer 
Öffentlichkeit sprechen können, sich 
aktiv und handlungsfähig zeigen kön- 
nen, Der Prozess, das haben die Verhand- 
lungstage zur Keupstraße gezeigt, kann 
nicht zuletzt einer antifaschistischen Be- 
wegung die Gelegenheit bieten, den Be- 
troffenen Solidarität und Unterstützung 
zu zeigen sowie Kritik und Inhalte in die 


Öffentlichkeit zu tragen. 
Hinweis 
Die Protokolle der Verhandlungstage fin- 


den sich unter www.nsu-watch.info 
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BRAUNZONE 


Von Jörg Kronauer 


Die evangelikale Wochenzeitschrift „ideaSpektrum“ 


Der Preisträger und sein Blatt 


Die evangelikale Wochenzeitschrift „ideaSpektrum“ 


Helmut Matthies, Chefredakteur von „IdeaSpektrum“, dem bedeutend- 
sten Periodikum der evangelikalen Szene, unterhält schon lange Kon- 
takte zum Rechtsaußen-Blatt „Junge Freiheit“. Im vergangenen Jahr hat 
sich der Austausch zwischen den beiden Publikationen intensiviert. 


Welch ein schwerer Schlag: Real Madrid 
entfernt das Kreuz aus seinem Vereins- 
wappen. Und warum? Das ist der Ham- 
mer: Weil der Verein einen Sponsoren- 
Deal mit einer arabischen Bank ge- 
schlossen hat und viele Muslime „das 
christliche Symbol als anstößig empfin- 
den“! Die Junge Freiheit (JF) schäumt. 
Konnte das christliche Abendland bisher 
wenigstens noch an der Fußballfront Er- 
folge erzielen, so soll nun wohl auch 
noch das Toreschießen nicht mehr im 
Namen des Vaters, des Sohnes und des 
Heiligen Geistes stattfinden, sondern 
gnaden- und erbarmungslos islamisiert 
werden. Der JF ist das natürlich eine auf- 
rüttelnde Meldung wert. Das Textchen 
erscheint am 5. Dezember 2014 mit der 
Quellenangabe „JF/idea“: mit „idea“ ist 
eine evangelikale Nachrichtenagentur, 
der Informationsdienst der Evangelischen 
Allianz, gemeint. 

Die offene Kooperation der JF mit idea, 
die sich seit Anfang 2014 intensiviert, ist 


ein neuer Schritt beim Versuch, die 
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evangelikale Szene in der Bundesrepu- 
blik enger mit der politischen Rechten 
zu verkoppeln. Das verdient Beachtung, 
denn idea hat durchaus Einfluss auf die 
evangelikale Szene. Evangelikale - das 
sind Christ_innen aus den evangelischen 
Landeskirchen oder aus Freikirchen, die 
die allermeisten Handlungsanweisungen 
der Bibel wörtlich nehmen und sich des- 
halb gern als „Bibeltreue“ bezeichnen. 
In Deutschland wird ihre Zahl auf 1,3 
Millionen geschätzt. Die evangelikale 
Szene ist fast durchweg sehr konservativ 
und lehnt Feminismus sowie die Gleich- 
stellung von Nicht-Heterosexuellen 
prinzipiell ab; der äußersten Rechten 
steht allerdings nur ein kleiner Teil 
nahe. Idea wiederum versteht sich als 
Sprachrohr der gesamten Szene und will 
mit einer entsprechenden Informations- 
gebung ihren Zusammenhalt stärken. 
Dazu gibt die Nachrichtenagentur aus 
Wetzlar seit 1979 die Wochenzeitschrift 
ideaSpektrum heraus. Auch wenn Insider 


die offizielle Auflagenzahl von knapp 


29.000 Exemplaren für überhöht halten, 
so ist das Blatt, das in zahlreichen evan- 
gelikalen Gemeinden und Hauskreisen 
von Hand zu Hand geht, doch das ein- 
flussreichste Periodikum der gesamten 
Strömung. 


Unglaublich patriotisch 

Die Bedeutung der Zeitschrift in der 
evangelikalen Szene ist der Grund, wes- 
halb die politischen Positionen, die idea- 
Leiter und ideaSpektrum-Chefredakteur 
Helmut Matthies vertritt, nicht ganz un- 
bedeutend sind. Matthies, Jahrgang 
1950, entfaltete seine ersten politischen 
Aktivitäten in den 1970er Jahren. Da- 
mals gab es auf dem rechten Flügel des 
bundesdeutschen Protestantismus 
starke Widerstände gegen linksliberale 
oder sogar linke Strömungen in der 
evangelischen Kirche. 1976 gab Matthies 
gemeinsam mit dem Pfarrer Jens Mot- 
schmann aus Itzehoe ein „Rotbuch Kir- 
che“ heraus, das eine angebliche kom- 
munistische Unterwanderung der evan- 
gelischen Kirche nachweisen sollte. 
Höchst verärgert waren beide Herausge- 
ber insbesondere über die kirchliche Un- 
terstützung für die Anti-Apartheid-Be- 


wegung in Südafrika und für den African 
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Die evangelikale Wochenzeitschrift „ideaSpektrum“ 


National Congress (ANC). „Obwohl ... 
immer mehr Menschen Süd- und Süd- 
westafrika kennenlernen und zu der An- 
sicht gelangen, daß dieser Vielvölker- 
staat durchaus auf dem Wege der ‘ge- 
trennten Entwicklung’ zu einer friedli- 
chen, gerechten und christlichen Lösung 
der Probleme kommen kann, haben sich 
in Deutschland die offizielle Kirche und 
ihre Institutionen längst auf die Seite 
der radikalen Gegner des Landes ge- 
schlagen“, klagte Matthies im „Rotbuch 
Kirche“. 

Als Matthies 1977 zu idea ging und 1979 
ideaSpektrum herauszugeben begann, 
nahm er von derlei öffentlichen politi- 
schen Interventionen Abstand: Sie hät- 
ten das Bemühen, ideaSpektrum zu einer 
strömungsübergreifenden Zeitschrift 
für die evangelikale Bewegung zu for- 
men, wohl konterkariert. Erst in den 
1990er Jahren wurden seine Beziehun- 
gen in die äußerste Rechte wieder deut- 
lich erkennbar. Ab 1994 erschienen gele- 
gentlich Artikel unter seinem Namen in 
der JF, die damals noch Interviews mit 
NPD-Funktionären druckte; 2005 und 
2006 nahm er persönlich am Sommer- 
fest der Wochenzeitung teil. „Wenn man 
das konservative, das patriotische, das 
nationalbewußte Deutschland auf einen 
Schlag entmannen wollte, wenn man 
das rechtsintellektuelle Denken in 
Deutschland mit einem Schlag vernich- 
ten wollte“, ließ sich der FPÖ-Ideologe 
Andreas Mölzer beim JF-Sommerfest 
2005 auf einem Spreeschiff vernehmen, 
dann „müßte man eigentlich nur dieses 
Boot torpedieren“. Beim JF-Sommerfest 
2006 hielt Matthies dann eine Rede, in 
der er sich über „eine positive Wende 
zurück zu konservativen Werten und 
mehr Patriotismus“ in Deutschland 
freute: Es sei eine „unglaublich patrioti- 
sche Entwicklung, die wir erleben dür- 


fen“, verkündete er. 
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sunärz-Gelh? .. 


Entspannter Umgang 

In den letzten 15 Jahren hat es immer 
wieder auch weitere Berühungspunkte 
zwischen der JF und ideaSpektrum gege- 
ben. So druckte die JF idea-Agenturmel- 
dungen ab und brachte Artikel über die 
evangelikale Szene; ideaSpektrum nahm 
Themen auf, über die in der JF berichtet 
worden war, Matthies wurde in der JF 
sogar persönlich gewürdigt. „Wenn idea 
Partei ergreift, dann regelmäßig zuguns- 
ten derjenigen, die eine Minderheiten- 
auffassung vertreten, in den Landeskir- 
chen isoliert, in den Medien vorverur- 
teilt und der Ausstoßung preisgegeben 
sind“, schrieb 2009 etwa Karlheinz 
Weißmann mit Blick auf „Fälle“ wie Eva 
Herman. Auch habe idea stets einen 
„entspannten Umgang“ mit der JF ge- 
pflegt: „Wesentlich zu verdanken ist 
diese Klarheit Helmut Matthies“. 2009 
erhielt Matthies gar den „Gerhard-Lö- 
wenthal-Ehrenpreis”, den die JF gemein- 
sam mit der Förderstiftung Konservative 
Kultur und Bildung (FKBF) vergibt. Auch 
umgekehrt öffnen sich die Türen: Im 
Februar 2009 konnte die JF auf einem 
„Kongress christlicher Führungskräfte“ 
in Düsseldorf, den idea alljährlich mit- 


veranstaltet, einen eigenen Informati- 





onsstand aufbauen. Zu den Rednern ge- 
hörte damals mit dem evangelikalen Un- 
ternehmer Friedhelm Loh immerhin ein 
Vizepräsident des BDI. 

Im Mai 2014 ist nun schließlich mit 
Thorsten Brückner sogar ein Mitarbeiter 
der JF, der noch im Vorjahr für das Blatt 
von dem „Kongress christlicher Füh- 
rungskräfte“ berichtet hatte, direkt in 
die Redaktion von ideaSpektrum einge- 
treten. „Schweren Herzens haben wir 
heute unseren tollen Volontär Thorsten 
Brückner verabschiedet”, postete die JF 
am 23. Mai 2014 auf Facebook: „Damit 
verläßt ein exzellenter Journalist die 
Mannschaft, ist aber nicht aus der Welt, 
denn er fängt jetzt als Redakteur bei 
IDEA in Wetzlar an.“ Seither findet man 
seine Beiträge nicht mehr nur in der JF, 
für die er unter anderem über GegnerIn- 
nen von Schwangerschaftsabbrüchen 
schreibt, sondern eben auch in idea- 
Spektrum. Ob er hinter den Meldungen 
steckt, die - wie etwa diejenige über den 
Untergang des christlichen Abendlandes 
im Vereinswappen von Real Madrid - 
unter dem Kürzel „idea/JF“ in der JF er- 


scheinen, ist allerdings nicht bekannt. 
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Foto: HOPE not hate 


Von Jörg Kronauer 


Die Blogger und ihr Fußtrupp 


Die „English Defence League” 


Die „English Defence League” (EDL) konnte vor einigen Jahren schlag- 
kräftige rassistische Demonstrationen im Kampf gegen Muslime mobili- 
sieren. Heute kämpft sie vor allem gegen ihren Niedergang. 


Genaugenommen beginnt die Ge- 
schichte der EDL am 10. März 2009. An 
jenem Tag feierten rund 200 Soldaten 
des Royal Anglian Regiment ihre Heimkehr 
aus dem Krieg im Irak mit einer Parade 
durch das Zentrum von Luton, einer 
200.000-EinwohnerInnen-Stadt 50 Kilo- 
meter nördlich von London. Während 
die Truppe marschierte, begleitet von 
einem schrägen Mix aus scheppernder 
Blasmusik und dem Gejohle zahlreicher 
EinwohnerInnen, brüllten ihnen unge- 
fähr 20 Aktivisten eines Dschihadisten- 


Netzwerks lautstark Protestparolen ent- 
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gegen: „Butchers of Basra”, „Anglian 
soldiers go to hell”. Das kam beim Publi- 
kum der Parade nicht sonderlich gut an; 
es kam zu kleineren Rangeleien und ei- 
nigen Festnahmen. Von der Empörung 
in der lokalen Öffentlichkeit ermutigt, 
meldete ein ehemaliger Angehöriger des 
Regiments für den 28. März erneut 
einen Marsch durch Luton an - diesmal 
unter dem Motto: „Respect our Troops”. 
Die Stimmung in der Stadt war ange- 


spannt. 





Lionhearts Chance 

Das war die Chance, auf die Paul Ray ge- 
wartet hatte. Der aus Luton stammende 
Mann betrieb seit 2007 unter dem 
Namen Lionheart einen anti-islami- 
schen Blog. Als er 2008 wegen „Aufsta- 
chelung zum Rassenhass” Probleme mit 
den Behörden bekam, warb der ähnlich 
orientierte deutsche Blog PI-News fleißig 
um Solidarität mit dem Mann. Ray 
hoffte nun auf den Sprung aus der virtu- 
ellen Welt auf die Straße, meinte den 
Unmut über die lokalen Dschihadisten 
dafür nutzen zu können - und rief ihm 
verlässlich erscheinende Organisationen 
der äußersten Rechten zur Beteiligung 
am „Respect our Troops”-Marsch auf. 


Eine von ihnen war ein Zusammen- 
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Die „English Defence League“ 


schluss namens March for England, der 
2007 von rechten Fußball-Hools und 
ehemaligen Soldaten gegründet worden 
war. Weitere rechte Hools um Stephen 
Yaxley-Lennon aka Tommy Robinson, 
ein früheres Mitglied der neonazisti- 
schen British National Party (BNP) aus 
Luton, kamen hinzu. Die absehbare Teil- 
nahme von Schlägern der äußersten 
Rechten führte zur Absage des „Respect 
our Troops”-Marsches, zur Ankündi- 
gung von Ersatzveranstaltungen, zur 
Gründung einer Art Fußballhool-”Bür- 
gerbewegung” namens United People of 
Luton (UPL) und nach einigem unüber- 
sichtlichen Hin und Her schließlich zum 
Durchbruch am 24. Mai 2009. 

Die Demonstration, die an jenem Tag in 
Luton stattfand, ist das zündende Mo- 
ment für die Gründung der EDL und - 
wenn man so will - das Modell für ihre 
künftigen Aktivitäten gewesen. Damals 
noch als UPL firmierend, marodierten 
gut 500 Rechte mit massiver Beteiligung 
von Hools durch die Stadt, steuerten ein 
stark migrantisch geprägtes Viertel an, 
zerschlugen dort Auto- und Schaufens- 
terscheiben und gingen auf Menschen 
mit Migrationshintergrund los. Ihre Pa- 
rolen wie „No Sharia Law in the UK” 
richteten sich explizit gegen Dschihadis- 
ten; ihre Gewalttaten trafen MigrantIn- 
nen, die sie für Muslime hielten, ganz 
allgemein. Als „Lionheart”/Ray, ”Robin- 
son”/Lennon und dessen Cousin Kevin 
Carroll am 27. Juni 2009 aus der UPL die 
EDL gründeten, begann denn auch eine 
Ära gewalttätiger Demonstrationen im 
ganzen Land. In den ersten zwei Jahren 
ihres Bestehens führte die EDL mehr als 
80 Demonstrationen mit bis zu 2.500 
TeilnehmerInnen durch; allein von Juli 
2009 bis August 2010 kam es dabei zu an- 
nähernd 450 Festnahmen. Als die EDL 
am 9. Oktober 2010 in Leicester rund 
1.000 AnhängerInnen auf die Straße 
brachte, hielt die örtliche Polizei es für 


nötig, mehr als 2.000 PolizistInnen in 
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den Einsatz zu schicken - eine für briti- 
sche Verhältnisse außergewöhnlich 
hohe Zahl und der größte Polizeieinsatz 
in der Grafschaft Leicestershire seit 25 


Jahren. 


EDL und BNP 

Schon kurz nach der Gründung der EDL 
hat sich Lennon als ihr alleiniger Führer 
durchgesetzt. Blogger Ray, der zu Beginn 
eine maßgebliche Rolle gespielt hatte, 
zog sich bereits im Sommer 2009 aus der 
Führung und ein Jahr später komplett 
aus der Organisation zurück. Er begrün- 
dete das damit, dass BNP-Aktivisten wie 
Chris Renton, der damals für die EDL- 
Website verantwortlich war, dabei seien, 
den neuen Zusammenschluss zu über- 
nehmen. Tatsache ist, dass sich regelmä- 
Big BNP-AnhängerInnen und sonstige 
Gestalten aus der traditionellen extre- 
men Rechten an EDL-Aktionen beteilig- 
ten. Tatsache ist allerdings auch, dass 
die beiden Organisationen öffentlich 
stets an einer klaren Abgrenzung vonei- 
nander interessiert waren. Die EDL kon- 
zentrierte sich auch deshalb auf die Agi- 
tation gegen Dschihadisten und gegen 
den Islam, weil sie mit diesem Thema 
Milieus zu erreichen hoffte, denen der 
herkömmliche völkische Rassismus der 
BNP zu sektiererisch war. Dass man in 
diesen Milieus allerdings nicht übermä- 
Big viele Freunde gewinnt, wenn man 
marodierend durch migrantisch ge- 
prägte Viertel zieht und gelegentlich 
eine Moschee in Brand setzt, übersahen 
Lennon & Co. offenbar. Letzteres wie- 
derum machte die BNP wütend. Weil die 
EDL-Hools immer nur ans Prügeln däch- 
ten, brächten sie die gesamte extreme 
Rechte in Verruf, klagten BNP-Funktio- 
näre immer wieder. Sie stuften die EDL 
denn auch als eine False-Flag-Operation 
des britischen Staates (Eddy Butler, Ex- 
BNP-Wahlbeauftragter) oder gar „der 
Zionisten” (Nick Griffin, Ex-BNP-Vorsit- 


zender) ein. 


INTERNATIONAL 


„Es wird hässlich” 

Möglicherweise löst sich der Wider- 
spruch zwischen der abstoßenden Mili- 
tanz der EDL und ihrem Bestreben, Mi- 
lieus jenseits der traditionellen extre- 
men Rechten anzusprechen, auf, wenn 
man sich näher mit Alan Ayling befasst. 
Ayling hat als IT-Experte und bis 2011 
als Direktor bei der Pacific Capital Invest- 
ment Management in der Londoner City 
ein Vermögen gemacht. Seinem politi- 
schen Steckenpferd, dem Kampf gegen 
den Islam unter dem Deckmantel des 
Kampfes gegen den Dschihadismus, geht 
er auf seiner Website 4 Freedoms nach, 
die im internationalen anti-islamischen 
Netzwerk fest verankert ist (und in 
Deutschland übrigens auf PI-News ver- 
weist). Für seine Polit-Aktivitäten hat 
sich Ayling das Pseudonym Alan Lake 
zugelegt, unter dem er zum Beispiel am 
6. September 2009 auf einer internatio- 
nalen Konferenz der Schwedendemokraten 
in Malmö sprach. Mit Kent Ekeroth, 
einem ihrer Anführer, ist er laut eigenen 
Angaben befreundet. Ayling/”Lake” hat, 
parallel zu seinen publizistischen Aktivi- 
täten im Internet, die Gründung der EDL 
unterstützt; glaubt man Mitgründer Ray, 
dann sind die genauen Modalitäten 
sogar im kleinen Kreis in Aylings Woh- 
nung in der Londoner Innenstadt be- 
schlossen worden. 

Über die Ziele der EDL-Gründung hat 
sich Ayling/”Lake” jedenfalls auf der 
Konferenz der Schwedendemokraten und 
im März 2010 gegenüber der Tageszei- 
tung Guardian eingehend geäußert. 
„Eine andere Strategie” - neben dem 
Bloggen -, „an der wir uns in Großbri- 
tannien versuchen, besteht darin, auf 
handfestere Gruppen wie Fußballfans 
zuzugehen”, erläuterte er in Malmö. 
„Diese Leute sind keine Mittelschichts- 
Lehrerinnen”, zitierte ihn der Guardian: 
„Wenn sie weiter unterdrückt werden, 
wird es auf die eine oder andere Weise 


recht hässlich werden.” Hässlich wurde 
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es bei den EDL-Demonstrationen in der 
Tat. „Die Mittelschichts-Intellektuellen 
werden aktiv”, ließ „Lake” sich über das 
Wachstum seiner anti-islamischen Blog- 
gerszene vernehmen und fügte hinzu: 
„Sie lieben die Tatsache, dass wir Leute 
haben” - das bezog sich auf die EDL -, 
„die auf die Straße gehen können.” Ist 
die EDL also schlicht die Fußtruppe, die 
Druck auf der Straße machen soll, um 
den Kampf um die Köpfe, den antiislami- 
sche Blogger bequem am Laptop führen, 
mit einer praktischen Komponente zu 
versehen? Glaubt man Ayling und Ray, 
der Ähnliches äußert, dann ist dem so. 


Kernkompetenzen 

Wie auch immer: Die EDL hat sich, um 
möglichst breit wachsen zu können, 
mehrere spezialisierte „divisions” zuge- 
legt. Sie unterhält eine LGBT division, die 
Nicht-Heterosexuelle gewinnen soll - 
mit dem Argument, der Islam untersage 
ihre sexuelle Orientierung. Die EDL leis- 
tet sich zudem eine Jewish division, die 
vor allem aus der Brasilianerin Roberta 
Moore besteht; Moore hat auf Facebook 
den Massenmörder Anders Breivik in 
Schutz genommen, der übrigens seiner- 
seits die EDL als eine seiner Inspirations- 
quellen bezeichnet hat. Bei beiden „divi- 
sions” ist höchst unklar, ob sie tatsäch- 
lich existierten oder nicht lediglich Fa- 
cebook-Phänomene sind; Facebook ist 
ohnehin das Organisationsinstrument 
der EDL schlechthin. Die EDL bemüht 
sich daneben auch, migrantische Com- 
munities für den Kampf gegen den Islam 
zu gewinnen. In diesem Sinne ist für sie 
etwa Guramit Singh Kalirai aktiv gewe- 
sen. Kalirai ist gläubiger Sikh und von 
der Überzeugung beseelt, Indien - das 
Land seiner Vorfahren - müsse dringend 
Krieg gegen das muslimische Pakistan 
führen. Seinen Bemühungen, britische 
Sikhs in die EDL einzubinden, ist aller- 
dings bislang kein Erfolg beschieden ge- 


wesen. Das liegt vielleicht auch daran, 
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dass Kalirai - ganz EDL-Mann - 2013 
wegen bewaffneten Raubüberfalls zu 
sechseinhalb Jahren Knast verurteilt 
wurde. Hauptgrund dürfte jedoch sein, 
dass marodierende rechte Hools ihre 
Kernkompetenz selten in der Fähigkeit 
haben, Sikhs von Muslimen zu unter- 
scheiden. Gleich bei einer ihrer ersten 
Aktionen gegen Dschihadisten hieben 
sie 2009 denn auch kräftig auf den da- 
maligen Bürgermeister von Luton ein - 
einen Sikh. 

Die EDL hat sich eine Zeitlang auch um 
internationale Zusammenarbeit be- 
müht, möglicherweise mit 
Ayling/”Lake” im Rücken, der sich aller- 
dings seit 2011 in Richtung UKIP orien- 
tierte. Die EDL hat versucht, „Defence 
Leagues” auch in anderen Ländern 
Europas aufzubauen, insbesondere in 
Skandinavien. Ihr Chef Lennon/”Robin- 
son” nahm am 4. August 2012 an einem 
Vernetzungstreffen in Stockholm teil, 
bei dem neben diversen nationalen „De- 
fence Leagues” auch internationale Sze- 
neprominenz aus Aylings Bloggerzirkeln 
vertreten war. 2012 versuchten Lennon 
und sein Cousin Carroll außerdem, die 
BNP-Abspaltung British Freedom Party 
(BFP) zu infiltrieren, um sich ein partei- 
politisches Standbein zu verschaffen; 
nach wenigen Monaten gaben sie das 
Vorhaben allerdings auf. Das Jahr 2012 
brachte für die EDF dann einen Bruch. 
Im September konnte in Walthamstow 
im Londoner Nordosten ein Aufmarsch 
verhindert werden, was interne Streitig- 
keiten eskalieren ließ. Anfang 2013 
wurde EDL-Führer Lennon verurteilt, 
weil er mit gefälschten Papieren in die 
USA eingereist war; das rammte das An- 
sehen der Hool-Formation noch tiefer in 
den Boden. Am 8. Oktober 2013 kündig- 
ten Lennon und Carroll an, die EDL zu 
verlassen. Für die Organisation war das 


ein schwerer Schlag. 


Die „English Defence League“ 


Im Niedergang 

Seither befindet sich die EDL in dramati- 
schem Niedergang. Ihr Führer ist jetzt 
Steve Eddowes, Lennons ehemaliger 
Bodyguard, der offenbar nicht viel auf 
die Reihe bekommt. 30 EDL-Aktivisten 
seien 2014 zu Haftstrafen von zusam- 
mengerechnet 55 Jahren verurteilt wor- 
den, berichtet HOPE not hate; Dutzende 
weitere stünden noch vor Gericht. Alles 
in allem könne die Organisation auf viel- 
leicht noch 300 bis 500 Aktivisten bauen. 
Knapp 50 konnte sie am 4. April zu einer 
Demonstration nach Oxford mobilisie- 
ren - ein Desaster. Am 9. Mai will sie nun 
in Walthamstow die Scharte vom Sep- 
tember 2012 auswetzen. Man darf sich 
Hoffnungen machen, dass ihr das nicht 
gelingt. 


Hinweis 
Stets aktuelle Informationen zur EDL 
und zur extremen Rechten in 


Großbritannien finden sich auf 
www.hopenothate.org.uk. 
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Das Interview führte Britta Kremers 


„Polizeiaktion sichtbar machen 


Interview zum Projekt „Map Mos Maiorum" 


Das von antirassistischen Aktivist_innen entwickelte Online-Projekt „Map 
Mos Maiorum“ dokumentierte mit Hilfe einer interaktiver Karte eine EU- 
weite Polizeiaktion gegen illegalisierte Migrant_innen im Oktober 2014. 
Wir sprachen mit zwei der Entwickler _innen über die Möglichkeiten und 
Grenzen ihres Projekts, digitale Protestformen und den Schritt „vom 


Netz auf die Straße“. 


Was genau ist überhaupt unter „Mos 
Maiorum“ zu verstehen? 

Ronja: „Mos Maiorum“ war die bislang 
größte gemeinsame EU-Polizeiopera- 
tion. Dabei haben bis zu 18.000 Poli- 
zist_innen aus den Schengen-Staaten 
vom 13. bis 26. Oktober Jagd auf illegali- 
sierte Migrant_innen und Flucht- 
helfer_innen, sogenannte „Schleu- 
ser_innen“, gemacht. Konkret führte 


dies zu einer Erhöhung der Kontrollen 
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auf Reiserouten oder an öffentlichen 
Knotenpunkten wie Bahnhöfen und 
Flughäfen. 

Alex: Diese Kontrollen betreffen fast 
ausschließlich Menschen, die für die Po- 
lizei nicht „europäisch“ aussehen. Die 
Auswahl der „Zielpersonen“ erfolgt an- 
hand von rassistischen Kriterien, wes- 
halb man auch von „Racial Profiling“ 
spricht - auch wenn die Polizei das nicht 


gerne hört. Die Kontrollen diskriminie- 





Protest gegen die Polizeiaktion "Mos Maiorum" vor dem Hauptbahnhof Münster 


ren somit vor allem nicht-weiße Men- 
schen. 

Ronja: Man muss dazu sagen, dass weder 
die Kontrollen noch die gemeinsamen 
Polizeioperationen („EU Joint Police 
Operations“) neu waren. Diese Operatio- 
nen finden in der Regel zweimal im Jahr 
statt und werden von dem Land, das die 
EU-Ratspräsidentschaft inne hat, initi- 
iert. Neu war dieses Mal allerdings, dass 
„Mos Maiorum“ bereits vor dem Start 
bekannt wurde und damit viel mehr 
Aufmerksamkeit auf sich gezogen hat. 
Dank eines Leaks von „Statewatch“ war 
es möglich, bereits vor und während der 
Polizeioperation aktiv zu werden und 
dagegen zu protestieren, was auch viele 


antirassistische Gruppen und 
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Aktivist_innen getan haben. Es gab 


unter anderem international verteilte 
Reisewarnungen und einige Demonstra- 


tionen. 


Was hat euch dazu bewogen, diese Poli- 
zeioperation mit einer digitalen Karte 
sichtbar zu machen? 

Alex: Die Idee zu „Map Mos Maiorum“ 
entstand relativ kurzfristig. Wir haben 
überlegt, wie wir dieser immensen orga- 
nisierten Jagd auf illegalisierte Mi- 
grant_innen etwas entgegensetzen kön- 
nen. Dabei kamen wir schnell an den 
Punkt, dass eine solch groß angelegte 
internationale Aktion schwer greifbar 
ist. Das macht es kompliziert, effektiven 
Widerstand dagegen zu setzen. Wo sol- 
len Proteste stattfinden? Pauschal in 
Brüssel? Oder in Rom? Schließlich hatte 
diesmal das italienische Innenministe- 
rium die Aktion ins Leben gerufen. Bei 
Europol in Den Haag? Oder aber dort, wo 
die Operation tatsächlich stattfindet? 
Ronja: Der Ansatz war dann, die Polizei- 
operation erst einmal sichtbar und 
damit greifbar zu machen. So kamen wir 
schnell auf die Idee, dafür eine interak- 
tive Karte zu nutzen. „Ushahidi“, die 
Software hinter der Karte, kannten ei- 
nige von uns bereits als Tool, und dieses 
schien uns gut geeignet für das Projekt. 
„Ushahidi“ ist so konzipiert, dass die In- 
halte von den User_innen selbst erstellt 


werden können. Wir wollten kein „klas- 
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sisches“ Informationsmedium, sondern 
eine Plattform schaffen, die auch eine 
Aktivierung und Vernetzung der Betei- 
ligten ermöglicht. 


War „Map Mos Maiorum“ also ein reines 
Online-Projekt? 

Ronja: Ich weiß nicht, ob man diese Ka- 
tegorisierung als „Online-Projekt“ sinn- 
voll ziehen kann oder sollte. Klar, „Map 
Mos Maiorum“ war zuallererst ein On- 
line-Tool, allerdings ging es auch immer 
darum, dass Aktivist_innen daraus mehr 
machen als eine weitere interaktive 
Karte ins Netz zu stellen. Es war auch 
ein Experiment, bei dem nicht festgelegt 
war, wie die Leute sie nutzen oder wel- 
che Aktionen sich daraus ergeben. Bei 
solchen Projekten entwickelt sich 


manchmal eine ziemliche Dynamik. 


Wie wurde das Projekt angenommen? 
Alex: „Map Mos Maiorum“ hat in den 
ersten Tagen der Polizeioperation ziem- 
lich viel mediale Aufmerksamkeit auf 
sich gezogen. Dies lag vor allem daran, 
dass viele Medien über „Mos Maiorum“ 
und die Proteste dagegen berichteten. 
Wir waren da ein Teil des Widerstandes, 
aber sicherlich für die Medien recht in- 
teressant, weil eine interaktive offene 
Karte eine neue Protestform darstellte, 
Mit dem abnehmenden Interesse an der 
Polizeioperation hat sich auch das Inte- 


resse an unserem Projekt gelegt. Zum 


Interview zum Projekt „Map Mos Maiorum“ 


Ende der Aktion hin flammte es dann 


nochmal kurz auf. 

Ronja: Die meisten Einträge kamen aus 
dem zentraleuropäischen Raum mit dem 
Fokus auf Deutschland, Frankreich, Ita- 
lien und Belgien. Das zeigt auch, wo wir 
Aktivist_innen am besten vernetzt sind. 
Aus Osteuropa haben wir kaum Einträge 
bekommen. Die Sprachbarriere war ein 
unerwartet großes Hindernis, sowohl 
für die User_innen als auch für uns, da 
wir Einträge teilweise schlichtweg nicht 
übersetzen konnten. Zum Glück haben 
sich kurzfristig Leute gemeldet, die Ein- 
träge für uns übersetzten. 

Alex: Wer das System genutzt hat, lässt 
sich schwer sagen, da wir aus Prinzip 
keine Daten über unsere User_innen er- 
heben. Wir haben leider relativ wenig 
Rückmeldungen zur Nutzung der Karte 
bekommen. Dabei würde uns gerade die 
Meinung von Betroffenen oder Men- 
schen, die eng mit diesen zusammenar- 


beiten, sehr interessieren. 


Was lief aus eurer Sicht besonders gut? 
Alex: Positiv ist aufjjeden Fall, dass wir 
dazu beigetragen haben, eine kritische 
Aufmerksamkeit zu generieren. „Mos 
Maiorum“ war die erste europäische Po- 
lizeioperation, die so harsche Kritik ein- 
stecken musste. Und diese Kritik zeigte 
Wirkung, plötzlich wollten sogar „Fron- 
tex“ und die EU-Kommission nicht dafür 
(mit)verantwortlich sein. Zudem wurde 
das Thema „Racial Profiling“ wieder kri- 
tisch in der Öffentlichkeit diskutiert. 
Ronja: Und vielleicht wurde durch die 
Karte auch einigen Leuten bewusst, dass 
„Racial Profiling“ für viele Menschen ein 
alltägliches Problem darstellt. Was lei- 
der nicht so gut geklappt hat, war der 
Schritt aus dem Netz auf die Straße. Uns 
sind so gut wie keine Aktionen bekannt, 
die direkt mit der Karte verknüpft 


waren oder auf ihr basierten. 
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Wo sind weitere Probleme entstanden? 
Ronja: Um mehr Aktionen über die 
Karte zu ermöglichen oder dazu zu er- 
mutigen, hätten wir aktueller sein müs- 
sen. Teilweise hat es mehrere Stunden 
gedauert, bis Einträge vom Moderati- 
onsteam verifiziert und freigeschaltet 
wurden. Das war deutlich zu lange, um 
auf einen Eintrag reagieren und zum 
Beispiel gegen eine Kontrolle protestie- 
ren zu können. An einigen Stellen hat- 
ten wir Kontakt zu lokalen 
Aktivist_innen. Dort hat das deutlich 
besser und schneller funktioniert. Aber 
ein Netzwerk, um das flächendeckend zu 
gewährleisten, konnten wir in der kur- 
zen Zeit nicht aufbauen. 

Alex: Ich denke, es lag nicht nur an viel- 
leicht fehlender Aktualität oder Abde- 
ckung. Es fehlte ein grundlegendes Akti- 
onskonzept gegen „Mos Maiorum“ und 
die Polizeikontrollen, das den Leuten als 


Anhaltspunkt dienen konnte. 


Welche Rolle können denn eurer Mei- 
nung nach solche digitalen Protestfor- 
men in zukünftigen Kämpfen gegen das 
europäische Grenzregime und in Ausei- 
nandersetzungen für Bewegungsfreiheit 
spielen? Welches Potenzial steckt in 
einem Online-Projekt wie „Map Mos 
Maiorum“? 

Alex: Eine Karte wie „Map Mos Maio- 
rum“ ist natürlich immer nur ein Werk- 
zeug von vielen im Kampf gegen die Fes- 
tung Europa. Wichtig ist, dass ein sol- 
ches Tool in ein Aktionskonzept einge- 
bunden ist oder sich zumindest nach- 
träglich darin einbinden lässt. Einen 
SMS-Verteiler einzurichten, verhindert 
noch keine Abschiebung, dafür braucht 
es Arbeit auf vielen Ebenen. Solch ein 
Verteiler ist aber trotzdem ein sehr 
nützliches Werkzeug, wenn es darum 
geht, möglichst viele Menschen zur Blo- 
ckade einer Abschiebung zu mobilisie- 


ren. 
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Ronja: Karten haben die Besonderheit, 
dass sie eine politische Repräsentation 
der Wirklichkeit oder eines Auszugs 
davon darstellen. So kann man be- 
stimmte Aspekte in den Vordergrund 
stellen oder Leuten ermöglichen, eine 
bestimmte Perspektive einzunehmen. In 
der Hinsicht sind Karten als interaktive 
und grafische Werkzeuge wirkmächtige 
Hilfsmittel, gerade hinsichtlich ihrer 
medialen Aufnahme und der (subjekti- 
ven) Selbstermächtigung der 
User_innen. Wenn sie gut angenommen 
werden, können sie ähnlich wie soziale 
Netzwerke eine Dynamik erzeugen. 
Alex: „Map Mos Maiorum“ war nicht das 
erste „Online-Projekt“, was sich den 
Auseinandersetzungen um die Festung 
Europa widmete. „Watch the Med“ und 
„The Migrant Files“ sind zwei aktuelle 
Projekte, die andere Facetten aufzeigen, 
wie interaktive Karten genutzt werden 
können, um Menschen zu helfen oder 
die Grausamkeit des Sterbens an den eu- 


ropäischen Grenzen aufzuzeigen. 


Die EU hat mittlerweile mindestens eine 
weitere Polizeiaktion angekündigt. Was 
soll da gemacht werden? Inwiefern ist 
sie anders als „Mos Maiorum“? 

Alex: Im April 2015 soll die Operation 
„Amberlight“ stattfinden. Sie wurde von 
der lettischen Regierung initiiert, da 
diese aktuell die EU-Ratspräsidentschaft 
inne hat. Nach dem was wir bislang wis- 
sen, wird „Amberlight“ sich auf Visa- 
kontrollen, vor allem an Flughäfen und 
den Außengrenzen der EU, konzentrie- 
ren. 

Ronja: Das ist ein Unterschied zur Ak- 
tion „Mos Maiorum“, die das Auffinden 
und Festsetzen von illegalisierten Mi- 
grant_innen zum Ziel hatte und deshalb 
flächendeckend an Außen- und Binnen- 
grenzen sowie im EU-Inland stattfand. 
Die Kontrollen im Rahmen von „Amber- 
light“ werden auch deutlich schwieriger 


zu erkennen sein, weil sie maßgeblich 


(Antı)RassısMuSs 


im „normalen“ Rahmen des Kontroll- 
wahns an Flughäfen und den Außen- 
grenzen vorgenommen werden. 
Insofern stehen wir den aktuell kursie- 
renden Reisewarnungen ambivalent ge- 
genüber, weil wir einen qualitativen Un- 
terschied zu „Mos Maiorum“ sehen. Ob 
pauschale, alarmistische Reisewarnun- 
gen überhaupt irgendjemandem helfen, 
wäre noch eine ganz andere Frage, aber 


das würde hier den Rahmen sprengen. 


Wie geht es bei euch konkret weiter? 
Wird es eine Begleitung von „Amber- 
light“ durch euch geben? 

Alex: Aktuell wird „Map Mos Maiorum“ 
archiviert und in eine statische Webseite 
umgewandelt. Das bedeutet, wir werden 
es in dieser Form nicht weiter betreiben. 
Für Aktivist_innen und Gruppen, die In- 
teresse haben, rassistisch motivierte Po- 
lizeikontrollen zu melden und zu doku- 
mentieren, zum Beispiel auf lokaler 
Ebene, stehen wir aber zur Verfügung. 
Wer also so ein Projekt mit uns betrei- 
ben will, kann sich an uns wenden, wir 
unterstützen gerne. 

Ronja: Die Einstellung von „Map Mos 
Maiorum“ heißt aber mitnichten, dass 
wir unsere Arbeit einstellen. Wir arbei- 
ten an neuen Projekten und versuchen, 
Handlungsperspektiven für den Einsatz 
von Karten wie „Map Mos Maiorum“ zu 
entwickeln. Wir haben unsere Erfahrun- 
gen und Einschätzungen in einem ab- 
schließenden Statement zusammenge- 
tragen und wollen die Diskussion auch 
auf Konferenzen und Vernetzungstref- 
fen suchen. Wir hoffen, so unsere Ver- 
netzung mit anderen Aktivist_innen zu 
verbessern und freuen uns auf neue 


spannende Projekte. 
Vielen Dank! 


Kontakt zur Initiative über: 


mapmosmaiorum@riseup.net 
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Von Sarah Drücker 


Öffentlich 


Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen 


im Inland 


Christian Remberg, NPD-Ratsmitglied in Erkelenz (Kreis Heinsberg) und 
erst kürzlich zum Vorsitzenden des für die Kreise Heinsberg, Viersen, 
Neuss sowie die Stadt Mönchengladbach zuständigen NPD-Kreisver- 
bands Mönchengladbach gewählt, präsentierte während der Kommunal- 
wahl im Mai 2014 für jedermann zugänglich in seinem Facebook-Profil 
ein Foto seines linken Unterarms, auf dem die Tätowierung „Meine Ehre 
heißt Treue“, die Losung der „Schutzstaffel“ der NSDAP, zu sehen war. 
Er wurde wegen Verstoßes gegen 8 86a StGB angeklagt. 


Nach $ 86a Abs. 1 Nr. 1 Strafgesetzbuch 
wird bestraft, wer im Inland Kennzei- 
chen von verfassungswidrigen Organisa- 
tionen öffentlich verwendet. Öffentlich- 
keit liegt vor, wenn die Kennzeichen - 
unabhängig von der Öffentlichkeit des 
fraglichen Orts - von einem größeren, 
nach Zahl und Individualität unbe- 
stimmten oder durch nähere Beziehung 


nicht verbundenen Personenkreis un- 
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mittelbar wahrgenommen werden kön- 
nen. Anhand einer Entscheidung des 
Oberlandesgerichts (OLG) Celle aus dem 
Jahre 1994 wird deutlich, wie schwierig 
die Abgrenzung zwischen einem öffent- 
lichen und nicht öffentlichen Verwen- 
den ist. Dem Angeklagten wurde hier 
zur Last gelegt, 1992 anlässlich einer Ge- 
burtstagsfeier in einem Aufenthalts- 


raum der Landespolizeischule, in der er 





sich als Polizeimeisteranwärter aufhielt, 
gegenüber den dort anwesenden Perso- 
nen den rechten Arm zum „Hitlergruß“ 
erhoben und „Heil Hitler“ gerufen zu 
haben. Daraus, dass sich die dem Ange- 
klagten vorgeworfenen Handlungen in 
einem für Polizeischüler_innen und 
sonstige sich in der Landespolizeischule 
aufhaltende Personen allgemein zu- 
gänglichen Aufenthaltsraum abspielten, 
folgte nach Ansicht des OLG aber noch 
nicht, dass diese öffentlich präsentiert 
wurden. Eingeladen waren (nur) Polizei- 
schüler_innen seiner Klasse, mit denen 
er durch persönliche Beziehungen ver- 
bunden war. Zwar gab es einige wenige 
Teilnehmer_innen an der Geburtstags- 
feier, die aufgrund ihrer Freundschaft 


mit Eingeladenen dazu gestoßen waren, 
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Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen 


eine Öffentlichkeit des eingeladenen 
Kreises wurde aber auch dadurch nach 
Ansicht des OLG Celle nicht hergestellt. 
Denn der Einladende war damit einver- 
standen, dass die Eingeladenen Perso- 
nen aus ihrem Bekanntenkreis mitbrin- 
gen. Als öffentlich begangen seien die 
dem Angeklagten vorgeworfenen Hand- 
lungen auch nicht deshalb zu werten, 
weil die Geburtstagsfeier in einem Raum 
stattfand, den Dritte - aus welchen 
Gründen auch immer - bei dieser Gele- 
genheit ebenfalls betreten konnten. 
Denn es ist anerkannt, dass die bloße 
Möglichkeit, dass unbeteiligte Dritte je- 
derzeit hinzutreten können, nicht aus- 
reicht, um die Öffentlichkeit eines im 
übrigen nichtöffentlichen Kreises von 
Personen zu begründen. Letztlich hat 
das OLG Celle die Öffentlichkeit mit der 
Begründung bejaht, dass drei unbetei- 
ligte Polizeibeamte, die nicht zum Kreis 
der Eingeladenen gehörten, offenbar an- 
gelockt durch Musik und Lärm den Auf- 
enthaltsraum betreten hatten, die Tat 
wahrnahmen und sie zur Anzeige brach- 


ten. 


Öffentliches Verwenden von 
Kennzeichen durch Upload 
bei „YouTube“ und „Face- 
book“? 

Damit eine strafbare Handlung vorliegt, 
müssen besagte Kennzeichen nach dem 
Gesetzestext öffentlich im Inland ver- 
wendet werden. Nach einer Entschei- 
dung des Bundesgerichtshofs (BGH) aus 
dem Jahre 2014 fehlt es auch an einer 
Strafbarkeit, wenn Personen gezielt die 
BRD verlassen, um Kennzeichen in das 
Internet einzustellen, deren Verwen- 
dung im Inland mit Strafe bedroht 
wären. Im vom BGH zu entscheidenden 
Fall behauptete der Angeklagte, er habe 
im April 2011 von einem Computer in 
Tschechien aus auf dem Internet-Video- 
portal „YouTube“ eine Plattform mit der 


Bezeichnung „Arische Musikfraktion“ 
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gegründet. Auf diese lud er auch Abbil- 
dungen von Hakenkreuzen hoch. Der 
BGH bejahte zwar hinsichtlich der Ha- 
kenkreuze das öffentliche Verwenden, 
da der Angeklagte dies aber in Tsche- 
chien tat, fehlte es an dem Tatbestands- 
merkmal der Inlandstat. Der BGH ver- 
kannte dabei nicht die aus seiner Auffas- 
sung folgende Strafbarkeitslücke, sah es 
jedoch als Aufgabe des Gesetzgebers an, 
diese Strafbarkeitslücke zu schließen, 
falls dies für erforderlich erachtet 
würde. 

Das Tatbestandsmerkmal „im Inland“ ist 
anhand $$ 3, 9 Strafgesetzbuch zu be- 
stimmen. Danach muss im Inland entwe- 
der „ein zum Tatbestand gehörender Er- 
folg eingetreten bzw. beabsichtigt gewe- 
sen“ oder „die Tathandlung begangen 
bzw. unterlassen worden sein“. Dies 
konnte der BGH indes nicht feststellen. 
Der Angeklagte habe allein im Ausland 
gehandelt. Da es sich bei $ 86a StGB um 
ein sogenanntes abstraktes Gefähr- 
dungsdelikt handele und nicht um ein 
sogenanntes Erfolgsdelikt, habe es kei- 
nen zum Tatbestand gehörenden Erfolg, 
weshalb eine Inlandstat hiernach nicht 
begründet werden könne. Der Hand- 
lungsort werde bei aktivem Tun durch 
den Aufenthaltsort des Täters - hier: die 
Tschechische Republik - bestimmt. Ein 
Handlungsort sei nicht auch dort gege- 
ben, wo die durch mediale Übertragung 
transportierte Handlung ihre Wirkung 
entfalte. Der Radius der Wahrnehmbar- 
keit einer Handlung sei nicht Teil ihrer 
selbst. Aus denselben Erwägungen 
komme es auch nicht in Betracht, den 
Standort des vom Täter angewählten 
Servers für ausschlaggebend zu erach- 
ten. Außerdem ließen sich im Fall des 
BGH der Angeklagte und sein Bekannter 
im Mai 2012 von einem Dritten fotogra- 
fieren, wobei beide die rechte Hand zum 
Hitlergruß ausstreckten und der Ange- 
klagte in der linken Hand eine Fahne 


hielt, die eine schwarze, eckig gestaltete 


Justız 


Triskele (Dreifuß) in weißem Kreis auf 
rotem Grund zeigte. Das Foto stellte der 
Angeklagte am selben Abend in sein Fa- 
cebook-Profil sowie das seines Bekann- 
ten ein, wo es für mindestens eine 
Stunde für alle Nutzer sichtbar war, die 
mit zumindest einem der beiden als 
Freunde verlinkt waren. Die Fahne sowie 
das Kennzeichen des Hitlergrußes ver- 
wendete der Angeklagte nach der Ent- 
scheidung des BGH öffentlich, indem er 
das ihn und seinen Bekannten in ent- 
sprechender Pose zeigende Foto in ihre 
Facebook-Profile einstellte. Der BGH 
warf auch hier die aus der Entscheidung 
des OLG Celle bekannte Frage auf, ob es 
einen durch nähere Beziehung verbun- 
denen Personenkreis gegeben hat. Dies 
lag deshalb nahe, weil zwischen den als 
„Freunden“ gespeicherten Nutzern und 
dem Inhaber eines Facebook-Profils je- 
weils eine Beziehung derart besteht, 
dass die entsprechende Anfrage des 
einen zur Aufnahme in den Kreis der 
„Freunde“ durch den anderen bestätigt 
werden muss. Damit ist über die persön- 
liche Ebene dieser Beziehung jedoch 
noch nichts Hinreichendes ausgesagt. 
Bei den 844 „Freunden“ des Bekannten 
des Angeklagten konnte der BGH aller- 
dings ausschließen, dass zu mehr als 
einem Bruchteil von diesen eine Verbin- 
dung bestand, die über eine zufällige, 
mitunter sogar nur virtuelle Bekannt- 


schaft hinausging. 


Remberg muss zahlen 

Bei Christian Remberg stellten sich die 
geschilderten Schwierigkeiten nicht. In 
der Berufungsinstanz verurteilte das 
Landgericht Mönchengladbach deshalb 
den bereits wegen gefährlicher Körper- 
verletzung zu einer Freiheitsstrafe von 
drei Jahren Verurteilten wegen „Ver- 
wendens von Kennzeichen verfassungs- 
widriger Organisationen“ ($ 86a StGB) 
zu einer Geldstrafe von 110 Tagessätzen 


zu je 50,- Euro. 
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Von Johannes Hartwig und Olga Wendtke 


Die „Sentieri Partigiani“ 


Wandern auf Partisan*innenwegen in Italien 


Eine Kette von 100 Personen zieht sich über den Kammweg in den Ber- 
gen auf der Grenze zwischen den italienischen Regionen Reggio Emilia 
und Toscana. Am Horizont lässt sich in weiter Ferne das Mittelmeer er- 
kennen. Zum mittlerweile 21. Mal organisiert das Institut „Istoreco Reg- 
gio Emilia“ im Sommer 2014 die „Sentieri Partigiani“: eine Wanderung 


auf den Spuren der Resistenza. 


1992 fand die erste vom Istoreco organi- 
sierte Wanderung von und für Antifa- 
schist*innen aus Deutschland, Öster- 
reich, der Schweiz und Italien durch die 
Berge der Region Reggio Emilia statt. Die 
Wanderung ermöglicht es, sich an den 
historischen Orten mit dem antifaschis- 
tischen Widerstand gegen die deutsche 
Besatzung in Italien auseinanderzuset- 


zen. 
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Lebendige Gedenkarbeit 

Das Istoreco (Institut für die Geschichte 
der Resistenza und Zeitgeschichte in der 
Provinz Reggio Emilia) ist eines von 61 
Dokumentationsarchiven in Italien, in 
denen die Berichte und Dokumente der 
Partisan*innen gesammelt wurden. Die 
lose miteinander verbundenen Ge- 
schichtsinstitute wurden in den 1960er 
Jahren von lokalen Partisanenverbänden 


gegründet. Das Istoreco steht in engem 





internationalen Kontakt mit kritischen 
Geschichtsinitiativen und antifaschisti- 
schen Projekten und hat eine recht viel- 
schichtige und lebendige Erinnerungs- 
und Bildungsarbeit entwickelt. Das ist 
nicht bei allen Geschichtsinstituten der 
Fall. Die Sentieri Partigiani bieten mit 
ihren Zeitzeuginnen-Gesprächen und 
mit ihren Diskussionen eine Möglichkeit 
zur intensiven Auseinandersetzung mit 


der Resistenza. 


Zeitzeugen 

Während der viertägigen Sentieri Parti- 
giani trafen wir an verschiedenen Orten 
ehemalige Partisan*innen, die von 
ihrem Kampf und von ihrem Leben be- 
richteten. Mit 87 Jahren ist Giacomo No- 





Ei 


Wandern auf Partisan"innenwesen in Italieı 
Wandern auf Partisan”innenwegen ın Italier 





Giacomo „Willi” Notari 


tari, Kampfname „Willi“, einer der 
Jüngsten noch lebenden Partisan*innen 
in der Reggio Emilia. Er war Präsident 
der Provinzorganisation des Partisanen- 
verbandes ANIP und empfängt uns am 
ersten Tag der Wanderung im Garten 
seines Hauses in dem kleinen Dorf Ma- 
moreto, in dem er am 26. Dezember 1927 
geboren wurde. In Bussana, der Ge- 
meinde, zu der Mamoreto gehört, be- 
fand sich eine faschistische Ferienkolo- 
nie, die nach der Besatzung Italiens im 
September 1943 zum Stützpunkt der 
Wehrmacht in den Bergen wurde, da sie 
direkt an der Staatsstraße 63 lag. Weil 
die Staatsstraße für die Wehrmacht eine 
der wichtigsten Versorgungsrouten von 
der Po-Ebene durchs Gebirge an die 
Front darstellte, waren sie und die an ihr 
stationierten Wehrmachts-Einheiten 
immer wieder Ziel von Sabotage-An- 
schlägen. 

Wie unterschiedlich die Geschichten der 
Partisan*innen und die Gründe sein 
können, warum Menschen in die Berge 
gingen und sich den Partisan*innen an- 
schlossen, zeigt die Geschichte von Fran- 
cesco Bertacchini, auch genannt 
„Volpe“. 
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In die Berge 

Vor einer beeindruckenden Kulisse sitzt 
Volpe, geboren 1926, auf einem Park- 
platz; im weiten Kreis um ihn herum 
haben sich die Teilnehmer*innen der 
Sentieri niedergelassen. Volpe lebte in 
Reggio Emilia, arbeitete in einem Radio- 
geschäft, liebte Musik und ging gerne 
tanzen. Mit seinem Freund Amando, der 
später den Kampfnamen Pancho trug, 
ging Volpe 1943 in die Berge. Sie hatten 
in einer Bar im Stadtzentrum von Reg- 
gio Emilia von den Rebellen gehört; 
Amandos Onkel hatte gute Kontakte und 
wusste einiges über die Rebellen. Von 
ihm bekamen sie eine Adresse. Da sie auf 
dem Weg jedoch in eine Razzia der deut- 
schen Wehrmacht gerieten und sich auf 
einem Friedhof verstecken mussten, 
zogen sie mehrere Tage lang ziellos 
immer höher in die Berge. Dort trafen 
sie auf eine Gruppe Rebellen, die sich in 
einem kleinen Dorf eingerichtet hatten. 
Volpe beschreibt die Begegnungen mit 
den Rebellen, als habe er endlich „Ame- 
rika gefunden“. Denn bei dieser Gruppe 
gab es reichlich zu essen, eine Tatsache, 
die zu dieser Zeit eine große Bedeutung 
hatte. Doch Volpe erzählt: „Amerika 


währte nicht lange.“ Nach ein paar 


LINKE 





Im Gespräch mit Francesco ‚Volpe” Bertacchini 


Tagen wurden sie von der Gruppe weg- 
geschickt, nachdem Amando den 
Wunsch geäußert hatte, er wolle lieber 
zu kommunistischen Partisanen. Volpe 
erinnert sich, dass er auf diese Äuße- 
rung seines Freundes äußerst irritiert 
reagierte, denn er wusste zu dem Zeit- 
punkt nicht einmal, was er mit dem Be- 
griff Kommunismus anfangen sollte. 
Volpe erzählt seine Geschichte wie ein 
Abenteuer - als sei er durch Zufall zu 
den Partisanen gelangt. Doch dies darf 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass er 
sich bewusst entschied, gegen den Fa- 
schismus zu kämpfen und dass er es nie 
bereut hat, zu den Partisanen gegangen 


zu sein. 


Als Verbindungsfrau unter- 
wegs 

„Ich bin vor zwei Jahren das erste Mal 
seit dem Krieg wieder zu diesem Haus 
gekommen, anlässlich eines Gedenkta- 
ges; vor zwei Jahren war ich und auch 
jetzt bin ich wieder total aufgeregt, weil 
ich das Haus auch heute so sehe, wie es 
damals war.“ Mit diesen Worten beginnt 
Giovanna Quadreri, genannt „Libertä“, 
ihre Erzählung. Als junges Mädchen 


brachte sie Jungen und Männer, die sich 
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LINKE 





vor den Faschisten verstecken mussten, 
in die Berge zu Don Carlo, der als Pfarrer 
eine wichtige Rolle in der Resistenza 
spielte. Da Giovannas Mutter Verwandt- 
schaft in der Stadt Reggio Emilia hatte, 
konnte sie sich unauffällig zwischen den 
Bergen und der Stadt hin und her bewe- 
gen und so Leute in die Berge bringen. 
Später war sie als Verbindungsfrau tätig. 
Sie war damit ein wichtiges Bindeglied 
zwischen der politischen Organisation 
der Resistenza und den Partisan*innen- 
Einheiten in den Bergen. Giovanna war 
immer alleine unterwegs; für die weibli- 
chen Partisan*innen, die als Verbin- 
dungsfrauen arbeiteten, war das so üb- 
lich. Sie entschied alleine, auf welche 
Art und Weise sie die ihr anvertrauten 
Aufgaben erfüllte. Wenn die Sachen zu 
kompliziert wurden, ritzte sie die Infor- 
mationen auf ein Stück Zigarettenpa- 
pier, das sie, sollte sie geschnappt wer- 


den, hätte essen können. 


Auch ein feministischer 
Kampf 

Für Giacomina Castagnetti, die 1925 ge- 
boren wurde, war der Kampf gegen den 
Faschismus auch ein Kampf für soziale 


Gerechtigkeit und vor allem auch ein fe- 
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Im Gespräch mit Giovanna „Liberta” Quadreri 


EEE 
Wandern auf Partisan"innenw 








ministischer Kampf. Die Zeit ihrer Kind- 
heit im faschistischen Italien beschreibt 
sie als eine Zeit, in der alle Bereiche der 
Gesellschaft faschistisch durchdrungen 
waren. Dazu gehörte auch ein strikt tra- 
ditionalistisches Geschlechter- und 
Frauenbild, das die Frauen als Mütter 
und Hausfrauen an Küche und Kinderer- 
ziehung band. Giacomina wuchs mit 
einer Schwester und sechs Brüdern in 
ärmlichen Verhältnissen auf. Ihre Mut- 
ter war alleinerziehend. 

Als am 8. September 1943 die Wehr- 
macht Norditalien besetzte, waren es die 
Selbstorganisationen der Frauen, unter 
ihnen Giacomina, die - indem sie die de- 
sertierenden Soldaten versteckten, 
ihnen zivile Kleidung besorgten und 
ihnen halfen, in die Berge zu flüchten - 
die Grundlage dessen schufen, woraus 
sich später die Resistenza speisen 
konnte. 

Als „Staffetta“ transportierte Giacomina 
Nachrichten, Lebensmittel und Waffen 
per Fahrrad durch die Po-Ebene in die 
Berge. Um die gefährliche Arbeit der 
meist weiblichen Staffetten besser zu or- 
ganisieren, wurden Frauenverteidi- 
gungsgruppen gegründet. Doch diese 


stellten nicht nur ein klandestines Netz- 


n in Italien 











Giacomina Castagnetti 


werk zur Unterstützung der 
Partisan*innen in den Bergen dar. Es 
fanden auch politische Versammlungen 
statt, bei denen die Rolle der Frau in der 
Nachkriegsgesellschaft diskutiert wurde. 
„Nicht die Engel am Herd, sondern eine 
andere Rolle in der Gesellschaft - 
Gleichberechtigung, Wahlrecht, Emanzi- 
pation“: Das wurde thematisiert, wie 
sich Giacomina erinnert. Nach dem 
Krieg ging aus den Frauenverteidigungs- 
gruppen der italienische Frauenverband 
UDI („Unione Donne in Italia“) hervor, 


in dem auch Giacomina aktiv war. 


„Nicht mehr für 

den Krieg arbeiten“ 

Nach dem Gespräch mit Giacomina im 
Hof der ehemaligen Präfektur trafen wir 
auf dem verfallenden Industriegelände 
der Reggiane-Werke Fernando Cavazzini, 
der „Toni“ genant wird. 

Toni arbeitete im Sommer 1943 in der 
Munitions- und Waffenfabrik der Reg- 
giane-Werke in der Stadt Reggio Emilia. 
Er liebte seine Arbeit, es machte ihm 
Spaß, sich mit den Maschinen auseinan- 
derzusetzen und die Produktion zu opti- 
mieren. Daher galt er als ein zuverlässi- 


ger Arbeiter. Zwei Erlebnisse im Juli 
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Mussolinis am 26. Juli 1943 zu sehen 


1943 veränderten sein Leben grundle- 
gend und führten zu dem Entschluss, 
sich den Partisan*innen in den Bergen 
anzuschließen. 

Am 26 Juli 1943, nach der Absetzung 
Mussolinis durch den König, schloss er 
sich den Demonstrationen an, die ein 
Ende des Faschismus und die Freilassung 
der politischen Gefangenen forderten. 
Ein paar Tage später wurde abermals ge- 
streikt. Die Arbeiter*innen wollten 
gegen den Krieg demonstrieren, denn 
trotz der Absetzung Mussolinis setzte 
Italien den Kampf an der Seite Deutsch- 
lands fort. Als die streikenden 
Arbeiter*innen jedoch das Werksge- 
lände verlassen wollten, wurde auf sie 
geschossen. Nach diesen Erlebnissen 
wollte Toni nicht mehr in einer Waffen- 
fabrik für den Krieg arbeiten. Er nahm 
Kontakt zu den Partisan*innen auf und 
wurde Spezialist für Sabotage-Aktionen. 
Genau dort, wo im Juli 1943 die Frie- 
densdemonstration niedergeschossen 
wurde, sitzen wir 71 Jahre später. An der 
Wand eines der verfallenden Fabrikge- 
bäude hat ein Street Art-Künstler ein 
großes Wandbild gemalt, das an eine 
hochschwangere Frau erinnert, die sich 


vor den Kugeln in einen Hauseingang 
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Auf dem Foto ist Fernando Cavazzini „Toni” auf der Demonstration zur Feier der Absetzung 


nin Italien 


flüchten wollte, jedoch von den Schüs- 
sen getroffen wurde und nicht über- 
lebte. Auch 71 Jahre später ist Toni an- 
zumerken, wie sehr ihn die Erinnerun- 
gen an die Ereignisse im Juli 1943 bewe- 
gen. Seine Hände zittern, und Tränen 
stehen ihm in den Augen, als er berich- 
tet, wie um ihn herum Demonstrant*in- 
nen erschossen wurden. Solche Emotio- 
nen, aber auch die Kraft und Energie, die 
die heute um die 90 Jahre alten Parti- 
san*innen bei ihren Berichten ausstrah- 
len, machen die Begegnungen mit Zeit- 
zeug*innen zu einer ganz besonderen 
Erfahrung. 

Die Geschichte der Partisan*innen prägt 
die Region Reggio Emilia bis heute. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg waren es bei der 
Abstimmung über die zukünftige Staats- 
form Italiens die nördlichen Regionen, 
die entschieden für eine Republik und 
gegen die Monarchie stimmten. Lange 
Zeit war die Kommunistische Partei die 
eindeutig stärkste Kraft in der Region. 
Alle Zeitzeug*innen, die wir während 
der Wanderungen trafen, blieben auch 
nach dem Sieg über den Faschismus po- 
litisch aktiv. Heute begreifen sie das Er- 


zählen ihrer Geschichte als Beitrag zur 


LINKE 





Street Art in Erinerung an eine 1943 erschossene 
Demonstrantin 


antifaschistischen Kultur- und Bildungs- 
arbeit. 


Mehr Informationen 
wwwu.sentieripartigiani.it/de 
Buchempfehlung 


Anfang 2015 ist im PapyRossa Verlag 
Giacomo Notaris Bericht über seine Zeit 
bei der Resistenza in deutscher Überset- 


zung erschienen: 


Giacomo Notari 

Ihr Partisanen, nehmt mich mit euch! 
Ein Bericht aus der Resistenza 

Köln (PapyRossa Verlag) 2015 

159 Seiten, 12,00 Euro 
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REZENSION 


Von TORBEN HEINE 





„Weisse Wölfe“ - Versuch einer „grafischen Reportage über rechten Terror“ 


DAVID SCHRAVEN 5 JAN FEINGT 


INE GRAFISCHE REPORTAGE 
HBER RECHTEN TERAUN 





Mit Unterstützung des Zeichners Jan 
Feindt hat der Journalist David Schra- 
ven, Leiter des Recherchebüros COR- 
RECTIV, seine Rechercheergebnisse zur 
militanten Neonazi-Szene im Ruhrgebiet 
in einer ungewöhnlichen Form vorge- 
legt. „Weisse Wölfe“ ist, so der Unterti- 
tel, „eine grafische Reportage über rech- 
ten Terror“. Auf mehr als 200 aufwändig 
gestalteten Seiten wird die Handlung 
mittels zweier Erzählstränge entwickelt: 
Zum einen werden die Geschehnisse aus 
Sicht eines Neonazis („Albert S.“) er- 
zählt, dessen Perspektive dabei dominie- 
rend ist. Das von ihm Erzählte wird al- 
lerdings nicht kritisch hinterfragt, wo- 
durch seine von Sexismus geprägte 
Weltsicht ebenso reproduziert wird, wie 
die von ihm behauptete Rolle bei den 
beschriebenen Aktivitäten. Auf der Me- 
taebene folgen die Leser_innen Schra- 
ven während seiner Recherche. Hier 
schlägt der Erzähler den Bogen zur poli- 
tischen Situation in Dortmund und vor 


allem zum NSU. Zwischen den Kapiteln 
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sind Auszüge der „Turner Diaries“ abge- 
druckt, jenes fiktiven Werkes, das 
Rechtsterrorist_innen international als 
Inspirationsquelle dient. 

Die Geschichte von „Albert S.“ beginnt 
in dessen Jugend und endet mit seiner 
Festnahme nach einem missglückten 
Drogendeal und anschließendem Über- 
fall auf einen Supermarkt durch seinen 
Kameraden Robin Schmiemann. Dazwi- 
schen werden als kurze Episoden von 
Blood & Honour organisierte RechtsRock- 
Konzerte, die Freundschaft zu dem drei- 
fachen Polizist_innen-Mörder Michael 
Berger und schließlich der Aufbau be- 
waffneter Neonazi-Zellen in Dortmund 
und Belgien geschildert. Alle Personen 
mit Ausnahme von „Albert S.“ tauchen 
mit Klarnamen auf, so zum Beispiel der 
Oidoxie-Sänger Marko Gottschalk und 
das belgische Combat18-Mitglied Joeri 
van der Plas. Es ist leicht zu erkennen, 
dass es sich bei „Albert S.“ um den Lüne- 
ner Neonazi Sebastian Seemann handeln 
muss. Dessen Name taucht im Buch nur 
am Rande einer Aufzählung als einer 
von vielen V-Leuten in der Neonazi- 
Szene auf. 

Die grafische Reportage will authentisch 
die Rechercheergebnisse wiedergeben, 
doch die Verfremdung der Hauptfigur 
„Albert 5.“ steht diesem Anspruch ent- 
gegen, da die zentrale Information, dass 
der mit Waffen agierende, gewalttätige 
Protagonist über Jahre ein Spitzel des 
Verfassungsschutz (VS) war, verschwie- 
gen wird. Erst zum Schluss des Comics 
taucht ein Auszug aus dem Abhörproto- 
koll eines Telefongesprächs zwischen 
„Albert S.“ und einem VS-NRW-Mitar- 
beiter auf. Später heißt es, dass ihm im 
Traum die „Kameraden“ (van der Plas 
und Schmiemann) erschienen seien, die 


er verraten habe. 


Neonazis bildeten in Dortmund eine be- 
waffnete Zelle, Schraven gebührt der 
Verdienst, dies recherchiert und in der 
WAZ publiziert zu haben. Auch seine 
Einschätzung der NSU-Morde als „Bot- 
schaften an andere Zellen, an die Zelle 
in Dortmund“, als „Aufforderung, mit- 
zumachen“ ist schlüssig. Warum er al- 
lerdings der Tatsache, dass der VS über 
seinen V-Mann mittelbar in den Aufbau 
dieser Zelle sowie der Bewaffnung der 
Szene involviert war, keine Bedeutung 
beimisst, ist unverständlich. Durch 
einen Antrag der Nebenklage im NSU- 
Prozess wurde Ende 2014 bekannt, dass 
sich der damals inhaftierte Seemann un- 
mittelbar nach der NSU-Enttarnung an 
die Polizei wandte und dort über die 
Ähnlichkeit der Taten mit dem in den 
„Turner Diaries“ beschriebenen Vorge- 
hen sowie die Existenz der Dortmunder 
Combat18-Zelle sprach. Er sagte auch, 
dass er womöglich Informationen über 
zwei vom NSU verwendete Schusswaffen 
habe. Der Hinweis auf die Waffen fehlt 
aber im Comic. 

Leider erfüllt „Weisse Wölfe“ somit 
nicht die Erwartungen: Das Thema ist 
brisant, die Comicidee innovativ. Gebo- 
ten wird eine spannende Crime-Story, 
die leider keine Fiktion ist. Geschildert 
wird aber eben nur ein Teil der Realität. 
Die Auslassungen beschädigen den Cha- 
rakter von „Weisse Wölfe“ als journalis- 


tische Reportage. 


David Schraven/Jan Feindt 

Weisse Wölfe. Eine grafische Reportage 
über rechten Terror. 

CORRETI!V, Essen 2015 

228 Seiten, 15 Euro 

ISBN-10: 3981691709 


Siehe auch: weisse-woelfe-comic.de 
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Die rechten „Mut“-Bürger / Erinnerungsorte der extremen Rechten 


Von Lina HENTSCHKE 


Die rechten 


Im Verlauf des ver- 
gangenen Jahres ist 
eine ganze Reihe 
von Studien und 
Broschüren zur Al- 
ternative für Deutsch- 
land (AfD) erschienen. In „Die Rechten 
‚Mut’-Bürger“ haben der Sozialwissen- 
schaftler Alexander Häusler und der 
Journalist Rainer Roeser nun im Wesent- 
lichen die Ergebnisse zusammengefasst, 
die sie bereits in ihren gemeinsam erar- 
beiteten Studien für den DGB und die 
Heinrich-Böll-Stiftung präsentiert haben. 
Herausgekommen ist ein informativer 
Überblick über die Entstehung, die Posi- 
tionen und den politischen Kontext der 
AfD. Beschrieben werden sowohl die 


Vorläuferorganisationen der AfD wie der 


Die größten extrem 
rechten Demonstra- 
tionen nach 1945, 
etwa die Proteste 
gegen die „Wehr- 
machtausstellung“ 
oder die Rudolf-Heß-Märsche, beschäf- 
tigten sich allesamt mit'geschichtspoliti- 
schen Themen. Auch jenseits dieser 
Großevents nimmt der historische Rück- 
bezug eine zentrale Stellung für die ex- 
treme Rechte ein, wie der neue Sammel- 
band herausstellt. Dieser versteht unter 
„Erinnerungsorten“ nicht nur physische 
Orte, sondern ebenso Jahrestage oder 
Personen, um die sich rechte Mythen 
und Geschichtsnarrative ranken. 

In den zwölf Kapiteln, denen ein Aufsatz 
zur Bedeutung von Geschichtspolitik in 
der extremen Rechten vorangestellt ist, 


beschäftigt sich der Band mit solch ver- 
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„Mut“-Bürger 


Bund freier Bürger sowie personelle und 
programmatische Überschneidungen 
mit der islamfeindlichen Partei Die Frei- 
heit als auch die strukturellen Verbin- 
dungen und inhaltlichen Bezüge zu den 
Netzwerken der „Neuen Rechten“. Die 
Frage nach den rechten Tendenzen in 
der Partei wird mit Blick auf Personen 
und konkrete Vorfälle in den einzelnen 
Landesverbänden abgearbeitet. 
Beleuchtet werden außerdem die Dis- 
kurse und politischen Entwicklungen, 
die der AfD als günstige Gelegenheits- 
struktur für die Anschlussfähigkeit ihrer 
populistischen Rhetorik gegen EU-Poli- 
tik oder „Political Correctness“ dienen. 
Die Betrachtung der AfD im Kontext 
eines „Kulturkampfes von rechts“, einer 
durch die „Neue Rechte“ artikulierten 


V/on JOHANNES HARTWIG 


Erinnerungsorte der extremen Rechten 


schiedenartigen Erinnerungsorten wie 
dem Germanen-Mythos, der „Konserva- 
tiven Revolution“ oder dem bereits in 
der Weimarer Republik zum Symbol für 
den „Kampf um Deutschland“ entwi- 
ckelten Annaberg-Mythos. Weitere Kapi- 
tel thematisieren die Verherrlichung 
von SS und Wehrmacht, den Heldenmy- 
thos um Rudolf Heß und den 1. Mai als 
„Tag der Nationalen Arbeit“. Auch deut- 
sche Opfermythen werden anhand alli- 
ierter Kriegsgefangenenlager, des Luft- 
kriegs und des 8. Mai analysiert. Der 
schwierigen Frage, inwieweit KZ-Ge- 
denkstätten als Erinnerungsorte der ex- 
tremen Rechten gelten können, widmet 
sich ein Kapitel am Beispiel von Sach- 
senhausen. Leider haben nationalisti- 
sche Denkmäler wie das Völkerschlacht- 
Denkmal in Leipzig oder das Hermanns- 
Denkmal bei Detmold trotz ihrer Bedeu- 


REZENSION 


Strategie also, die auf der Diskursver- 
schiebung nach rechts basiert, ist auf- 
schlussreich. Diskussionswürdig bleibt 
am Ende, inwiefern es der zentrale Be- 
griff des Populismus überhaupt leisten 
kann, die AfD präzise genug im rechten 


Spektrum zu verorten. 


Alexander Häusler, Rainer Roeser 

Die rechten „Mut“-Bürger. Entstehung, 
Entwicklung, Personal & Positionen der 
Alternative für Deutschland 

VSA Verlag, Hamburg 2015 

158 Seiten, 12,80 Euro 

ISBN: 978-3-89965-640-4 


tung als Symbolorte der extremen Rech- 
ten keinen eigenen Artikel erhalten. Der 
Sammelband zeigt jedoch eindrücklich, 
welche zentrale Rolle „Geschichte“ für 


die extreme Rechte spielt. 


Martin Langebach, Michael Sturm (Hrsg) 
Erinnerungsorte der extremen Rechten 
Springer VS, Wiesbaden 2014 

303 Seiten, 39,99 Euro 

ISBN: 978-3-658-00130-8 
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F E N u 26. Mai 2015, 20.00 Uhr 

‘. 15 Jahre Wehrhahn-Bombenanschlag in Düsseldorf 
J E T zZ T | Ein Rück- und Ausblick 
T E © T E N = | Referentinnen: Prof Dr. Fabian Virchow (FORENA FH Düsseldorf), 

“| Antirassistisches Bildungsforum Rheinland, nsu-watch NRW u.a. 

B | Ort: Kulturzentrum zakk, Fichtenstr. 40 

4 Ausgaben für 10 € | (siehe auch Seite 60 ff. in dieser Ausgabe) 


Bestellungen unter www.akweb.de 





24. Juni 2015, 19.30 Uhr 
Erben der Erinnerung 


| Ein Familienausflug nach Auschwitz 

| 

| Referent: Philip Meinhold (Journalist und Buchautor, Berlin) 
| Ort: Buchladen BiBaBuZe, Aachenerstr. 1 


| Veranstalter: Antifaschistischer Arbeitskreis an der FH Düssel- 
analyse & kritik | dorf und AG INPUT, in Kooperation mit dem Antirassistischen 
Zeitung für linke | Bildungsforum Rheinland (ABR) 


Debatte und Praxis 


http://www.linkes-zentrum.de/gruppen/input 
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